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VIERTELJAHRSHEFE FÜR ZEITGESCHICHTE 
22. Jahrgang 1974 2. Heft/April 

MICHAEL SALEWSKI 

ZUR DEUTSCHEN SICHERHEITSPOLITIK IN DER 

SPÄTZEIT DER WEIMARER REPUBLIK 

Seit dem Ende des Ersten Weltkrieges und der Gründung des Völkerbundes 

gehörte der Begriff „Sicherheit" zum Grundbestand der Innen-, Wehr- und Außen­

politik aller europäischen Staaten. Nachdem sich die Wilsonsche Forderung, 

„Sicherheit" als „innere Sicherheit" zu definieren, nicht durchgesetzt hatte, wurde 

der auf französisches Betreiben entwickelte Begriff der „sécurité nationale", in der 

Völkerbundsatzung verbindlich verankert, zur Basis aller weiteren politischen 

Diskussionen u m das Sicherheitsproblem im Europa der zwanziger und frühen 

dreißiger Jahre. 

Doch in Wirklichkeit gab es überhaupt keine verbindliche Definition von 
„Sicherheit" innerhalb der internationalen Diskussion. Tatsächlich bedeutete das 
deutsche Wort „Sicherheit" in französischen Augen etwas qualitativ durchaus 
anderes als das französische Wort „sécurité" in deutschen. Es ist kennzeichnend, 
daß daher die Termini „Sicherheit" bzw. „sécurité" fast immer mit erläuternden 
Adjektiven als jeweiliger Interpretationshilfe versehen wurden. So finden sich in 
den deutschen Akten sowie der zeitgenössischen politischen Literatur die Bezeich­
nungen „wahre", „echte", „wirkliche", „tatsächliche", „allgemeine", „außen­
politische", „militärische" Sicherheit, wie umgekehrt in französischen diplomati­
schen Noten das Wort „sécurité" fast niemals ohne das Epitheton „vraie" erschien. 

Dabei handelte es sich nicht um bloße philologische Wortspielerei: die mangelnde 
Begrifflichkeit war vielmehr geradezu das sprachliche Vehikel für das dahinter-
liegende „System" von „Sicherheitspolitik", das in den zwanziger und dreißiger 
Jahren mi t ermüdender Ausführlichkeit diskutiert wurde. 

Die Rolle Deutschlands im Rahmen dieser Diskussion war eine außergewöhn­
liche, weil der Versailler Vertrag mit seinen militärischen Bestimmungen im Teil V 
für das Deutsche Reich andere Sicherheitsdefinitionen erzwungen hatte, als diese 
von den Siegermächten für sich in Anspruch genommen wurden1 . Die innere Un-
logik des im Versailler Vertrag praktizierten Verfahrens wurde im Vergleich mit 

1 Zur Entstehung und politisch-militärischen Bedeutung des Teils V des Versailler Ver­
trages vgl. M. Salewski, Entwaffnung und Militärkontrolle in Deutschland 1919-1927, Mün­
chen 1966, besonders S. 30 ff., 230 ff., 375 ff. 
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den Vorstellungen des Artikels 8 der Völkerbundsatzung deutlich; die viel be­

schworene Präambel zu Teil V des Friedensvertrages demonstrierte die Inkompati­

bilität der beiden „Sicherheits"-Definitionen. Unverrückbare Grundlage der deut­

schen Sicherheitspolitik von 1919 bis 1933, wurde diese Präambel im Verlaufe der 

Jahre zur immer schwerer wiegenden Hypothek für die Garanten des Versailler 

Vertrags, schließlich erwies sie sich als der politische Hebel, mit dessen Hilfe das 

Deutsche Reich den Teil V des Vertrages aus den Angeln hob, die Revision der 

militärischen Klauseln durchsetzte. 

Es ist nicht Zweck dieser knappen Studie, den einzelnen politisch-diplomatischen 

Stufen im Prozeß der deutschen Sicherheits- und Gleichberechtigungspolitik nach­

zugehen2. Es stellt sich vielmehr die Frage, welcher „Stellenwert" dem deutschen 

Sicherheitsverlangen im Umbruch der gesamteuropäischen Politik der Jahre 1930 

bis 1933 beizumessen ist. 

Die im Versailler Vertrag für Deutschland geschaffenen Sicherheitsnormen 

wurden von Deutschland niemals als endgültig anerkannt. Wie Frankreich, so 

nahm auch das Deutsche Reich von Anfang an das Recht auf „nationale Sicher­

heit" für sich in Anspruch: 

„Staatliche und nationale Sicherheit bedeutet, gegen unberechtigten Angriff 

eines oder mehrerer anderer Staaten durch eigene Kraft oder durch die Kraft 

zuverlässiger politischer Abmachungen geschützt zu sein", hieß es in einer Defini­

tion der deutschen Heeresfriedenskommission vom 3. Mai 19263. „Nationale Sicher­

heit hängt daher im wesentlichen von dem Verhältnis des eigenen Rüstungsstandes 

zu dem der nächst hegenden anderen Staaten, sowie von den vorhandenen Bündnis­

systemen ab." Die Schlußfolgerung lautete: 

„Deutschlands Sicherheit kann nur durch Ausgleich des schreienden Mißver­

hältnisses im derzeitigen Rüstungsstande erreicht werden. Hierzu ist Abrüstung 

der Nachbarn Deutschlands nötig, nachdem Deutschland mit einer radikalen Ab­

rüstung begonnen hat. Bleibt die Abrüstung unserer Nachbarn aus, oder wird 

sie auf die lange Bank geschoben, wird die Besorgnis u m die Sicherheit Deutsch­

lands die innere Stimmung immer mehr zur Forderung nach Aufrüstung drängen." 

Damit wurde - ein Jahr vor Zusammentritt der „Vorbereitenden Abrüstungs­

konferenz" - die künftige Leitlinie der deutschen Sicherheitspolitik festgelegt. Sie 

folgte einem einfachen, propagandistisch wirksamen Muster: Nach der Anerken­

nung der deutschen Entwaffnung, die mit der Zurückziehung der Interalliierten 

Militär-Kontrollkommission (IMKK) im Januar 1927 offiziell bestätigt wurde4, stan-

2 Neueste Literatur: G. Wollstein, Vom Weimarer Revisionismus zu Hitler, Das Deutsche 
Reich und die europäischen Großmächte in der Anfangsphase der nationalsozialistischen 
Herrschaft, Bonn 1974; M. Geyer, Die Landesverteidigung, Wehrstruktur am Ende der Wei­
marer Republik. (Unveröffentl. Staatsexamensarbeit); H. J. Rautenberg, Deutsche Rüstungspo­
litik vom Beginn der Genfer Abrüstungskonferenz bis zur Wiedereinführung der allgemeinen 
Wehrpflicht, Phil. Diss. Bonn 1973. 

3 H. Friko Nr. 209/36 v. 3. 5. 1926 gKdos, im Polit. Archiv des Auswärtigen Amts, Bonn 
(künftig zit. PA AA) II F Abr. [Abrüstung] 5 Bd. 6. 

4 Salewski, Entwaffnung, a .a .O. , S. 371 ff. 
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den die übrigen Mächte vor der Alternative, nunmehr ebenfalls abzurüsten oder 

aber die Gültigkeit des Teils V des Versailler Vertrags aufzuheben, d.h. Deutsch­

land Rüstungsfreiheit zu gewähren. Von Anfang an befand sich das Reich damit 

in der Rückhand und verfügte über zwei politische Trumpfkarten, die es je nach 

politischer Konstellation auszuspielen vermochte. Die Jahre von 1927 bis 1933 

werden durch das Bemühen gekennzeichnet, durch eine Fülle von diplomatisch-

politischen Initiativen den seit 1919 „potentiell" vorhandenen Wechsel für Deutsch­

land nun politisch einzulösen; je länger je mehr verfügte das Reich über ein diplo­

matisches Instrumentarium, das nahezu alle Spielarten defensiver und offensiver 

Außenpolitik umfaßte. 

Will man die politische und militärische Tragweite der deutschen Forderung 

nach „nationaler Sicherheit" ermessen, ist daran zu erinnern, daß die völlige Ent­

machtung des Reiches nach 1919 in allen politischen Kreisen und Parteien der 

Weimarer Republik geradezu schockartig gewirkt hatte, denn das „Diktat" der 

Siegermächte hatte Deutschland nicht nur aller militärischen Machtmittel beraubt, 

sondern auch eine tragende Säule im Selbstverständnis des modernen Staatsgedan­

kens eingerissen: die nationale „Souveränität". Diese wiederzuerlangen sollte fort­

an die maßgebliche Zielvorstellung sämtlicher Regierungen der Republik werden5. 

„Souveränität" aber definierte sich in der politischen Alltagspraxis der Weimarer 

Republik aus Schlagworten wie „Ende der Tributzahlungen", „Gewährleistung der 

nationalen Sicherheit", „Erlangung der militärischen Gleichberechtigung". Damit 

wurde die deutsche Sicherheitspolitik in der Weimarer Zeit identisches Teilstück des 

allgemeinen Weimarer Revisionismus6, und der Begriff „Sicherheit" war von Anfang 

an nicht statisch, sondern im höchsten Grade dynamisch aufzufassen. Das heißt : 

Die „Sicherheit" des Reiches war immer nur relativ zum Fortschritt der allge­

meinen Revisionspolitik zu definieren. Es gab kein „endgültiges" Sicherheitsziel, 

sondern jeweils nur Anpassung des Begriffs „Sicherheit" an die sich verändernden 

außenpolitischen Konstellationen im Rahmen der Gesamtrevision des Versailler 

Vertrags. 

Indem aber die „Revision" des Vertrages von den ehemaligen Alliierten, in 

erster Linie von Frankreich, als mögliches Sicherheitsrisiko für die zukünftige 

Garantie des Weltfriedens angesehen wurde, kam es zu einer schwerwiegenden 

Diskrepanz in den außenpolitischen Zielvorstellungen der großen europäischen 

Mächte. Aus ihr baute sich ein Spannungsgeflecht auf, innerhalb dessen die deut­

sche Forderung nach „Sicherheit", besser: nach „mehr" und qualitativ befriedi­

genderer Sicherheit in unmittelbaren Gegensatz zu dem von Frankreich und seiner 

politischen Klientel vertretenen Sicherheitsbegriff geriet. 

Die französische Sécurité-These ging davon aus, daß die im Versailler Vertrag 

geschaffenen Sicherheitsfaktoren nicht ausreichend seien und Frankreich daher 

zusätzliche Sicherheit verlangen müsse. Wesentliche Ergebnisse der gesamteuro-

5 Zum Problem des Souveränitätsverlustes vgl. ebenda S. 393 f. mit weiteren Literatur­
angaben. 

6 Vgl. Wollstein, a.a.O. 
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päischen Außenpolitik der zwanziger und dreißiger Jahre waren durch den Ver­
such gekennzeichnet dieses Sicherheitsverlangen Frankreichs, das alle Fortschritte 
auf den Gebieten der Abrüstung und Rüstungskontrolle bisher illusorisch gemacht 
hatte, unter Einbeziehung Deutschlands auf diesmal „freiwilliger" Basis zu be­
friedigen. Der Abschluß der Locarno-Verträge und die Aufnahme Deutschlands 
in den Völkerbund sowie der Abschluß des Briand-Kellogg-Paktes waren die wohl 
markantesten Stufen dieser internationalisierten Sicherheitspolitik. Da alle diese 
Vertragswerke die „Verbesserung" der Sicherheit in Europa, spezifisch der franzö­
sischen Sicherheit zum Ziel hatten, konnte es nicht ausbleiben, daß Deutschland 
in immer gebieterischerer Form seit 1927/28 auf die Einlösung des vermeintlichen 
„Schuldscheines " der Präambel zu Teil V pochte. 

„Deutschland ist vor fünf Jahren zur Teilnahme an den Vorbereitungsarbeiten 
für die Abrüstungskonferenz eingeladen worden und hat stets . . . leidenschaftlich 
für positive Abrüstung gekämpft;", so hieß es in einer Grundsatzentscheidung des 
Kabinetts vom 9. März 1931, „Schlußergebnis kann nicht sein, daß 12 Jahre nach 
dem Krieg legitime Forderungen Deutschlands einfach beiseite geschoben wer­
den . . . Wir haben keinen Wunsch, als Kläger aufzutreten, der Versailler Vertrag 
legt uns aber die Rolle des Gläubigers auf, aus der wir nicht herauskommen."7 

Für Frankreich war der Versailler Vertrag in seinem Teil V ein nur unzuläng­
liches Äquivalent für die angeblich 1919 nicht erreichte „endgültige" „sécurité" 
gewesen; alle weiteren Bemühungen u m Abrüstung und Sicherheit im Rahmen 
des Völkerbundes oder multilateraler Verträge sollten die „Lücken" von Versailles 
auffüllen. Deutschland hingegen sah im Teil V des Friedensvertrages ein Unrecht, 
das entweder durch einen Erfolg der Abrüstungskonferenz beendet werden, oder 
von dem sich das Reich letztlich selbst befreien mußte . Demgegenüber empfand es 
die französische Regierung als „oberste Pflicht, in erster Linie dafür zu sorgen, daß 
die Sicherheit Frankreichs einwandfrei verbürgt sei", wie Herriot es 1932 aus­
drückte. Das Dilemma, in das die deutsche Forderung nach Sicherheit durch 
Gleichberechtigung Frankreich stürzte, umschrieb der deutsche Botschaftsrat Köster 
mit den Worten, der Gedanke bereite Herriot „große Sorge", „später einmal von 
der französischen öffentlichen Meinung dafür verantwortlich gemacht werden zu 
können, daß die Anerkennung der Gleichberechtigung von Deutschland zum Aus­
gangspunkt einer sehr weitgehenden Aufrüstung gemacht worden ist, die Frank­
reichs Sicherheit tatsächlich ernstlich in Gefahr bringen könne"8 . 

Das führt zu der Frage, in welchem Umfang Deutschland das politische Vorfeld 
der Genfer Abrüstungskonferenz für seine Sicherheitspolitik zu nutzen verstand9. 

7 Abschrift zu R. M. 231 zu II F Abr. 293 IV v. 9. 3. 31, in: PA AA Büro StS [Staats­
sekretär], Gespräche mit fremden Diplomaten Bd. 1. 

8 Deutsche Botschaft Paris A 4330 v. 18. 11. 32, in: PA AA Abr. Del. [Abrüstungs-
Delegation] 7-3 Bd. 2. 

9 Auf die Darstellung der einzelnen politisch-diplomatischen Schritte von 1930-1932 kann 
hier verzichtet werden, weil sie in den genannten Arbeiten von Geyer, Wollstein, Rautenberg 
befriedigend dargestellt werden. 
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Zunächst hing die deutsche diplomatische Taktik wesentlich von den Erfahrun­

gen ab, die man in der Préparatoire gesammelt hatte1 0 ; sie war aber auch Reflexion 

der grundsätzlichen Konzeption der Brüningschen Außen-, besser: Frankreich-

politik. Der deutsche Außenminister Curtius stimmte hierin völlig mit Brüning 

überein: „Eine Politik, die darauf hinauslaufe, durch Überspannung unserer For­

derungen auf das Scheitern der Konferenz hinzuzielen, u m uns später Wehrfrei­

heit zu nehmen, werde von der Reichsregierung abgelehnt. "11 

Papen und Schleicher vermochten diesen klaren Kurs später freilich nicht durch­

zuhalten; in den kritischen Monaten vom Juli bis Dezember 1932 sollte sich erwei­

sen, daß sowohl die zivile als auch die militärische Führung bereit waren, es auf 

einen endgültigen Bruch mit der Abrüstungskonferenz ankommen zu lassen — 

schließlich war der Schleichersche „Umbau"-Plan, wie noch zu zeigen sein wird, 

nichts anderes als kaschierter Ausdruck einer, wenn auch spezifisch deutschen 

„Wehrfreiheit". Brüning hingegen verfolgte 1930/31 zunächst nur das Ziel einer 

„Gleichheit der Methoden der Abrüstung und Gleichheit der Rechtsprinzipien", 

ohne diese Forderungen bereits im einzelnen inhaltlich zu konkretisieren, wie es 

die Reichswehrführung wünschte. Freilich - die hier sichtbar werdende Selbst­

bescheidung war durchaus nicht „freiwillig": wäre es im Jahre 1931 - Brüning 

war gerade dabei, sein Pokerspiel zwischen Wirtschaftskrise und Reparationen 

ins Endstadium zu treiben - doch höchst untunlich gewesen, durch die Forderung 

konkreter militärischer Zugeständnisse gerade die Macht herauszufordern, auf die 

es bei den Reparations-Runden ausschlaggebend ankam: Frankreich. Der Verzicht 

auf allzu weit gesteckte Rüstungs- bzw. Abrüstungsforderungen fiel Deutschland 

darüber hinaus auch deswegen leicht, weil, wie es der Staatssekretär von Bülow 

ausdrückte, „die Abrüstungskonvention zeitlich beschränkt sein würde, voraus­

sichtlich auf 5 Jahre, und wir in dieser Zeit doch kein Geld für Mehrausgaben 

hätten"1 2 . 

Reparationspolitik, Wirtschafts- und Finanzlage, die militärischen Gegebenhei­

ten banden Deutschland im Sommer 1931 noch die Hände, ließen die bevorstehende 

Abrüstungskonferenz daher nur als eines unter verschiedenen Mitteln betrachten, 

in der allgemeinen Politik weiterzukommen. „Wir geben uns hinsichtlich der 

Konferenz keinen Illusionen h in" , hieß es in einem Runderlaß vom 21 . Januar 

193113, „müssen aber bei unserem Bestreben beharren, die Widerstände gegen die 

allgemeine Abrüstung nach Kräften zu überwinden und die Einberufung der Kon­

ferenz nach Möglichkeit zu beschleunigen." Das Auswärtige Amt begann aller-

10 In der Vorbereitungsphase 1930/31 wurden die Ergebnisse und Verhandlungen in der 
Vorbereitenden Abrüstungskonferenz zur jeweiligen Ausgangslage gemacht, wobei Graf 
Bernstorff die personelle Kontinuität zu bewahren hatte. Zahlreiche Vorgänge in den Akten 
PA AA II F Abr. Del. 1-3. 

1 1 Aufzeichnung über die am 28. d.M. im Auswärtigen Amt abgehaltene erste Sitzung des 
Vorbereitungsausschusses zur Abrüstungskonferenz — I I P 1684 v. 29. 8. 31, in: PA AA II F 
Abr. Del. 1-3. 

12 Ebenda. 
13 I I F Abr. 1213/30 v. 21 . 1. 31, in: PA AA Abr. Del. 1-3. 
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dings schon zu diesem frühen Zeitpunkt mit den Folgen eines eventuellen Schei­
terns der Konferenz zu kalkulieren: „Je weniger schließlich der künftige Vertrag 
die Gedanken wahrer Abrüstung verwirklicht, umso stärker wird allerdings dann 
die Situation beherrscht werden von dem deutsch-französischen Verhältnis." 

Dieser anfängliche Pessimismus hinsichtlich der Aussichten, die sich für Deutsch­
lands Sicherheitspolitik aus der Abrüstungskonferenz ergeben konnten, wich -
wenigstens vorübergehend - einer politischen Euphorie, die engstens mit der Per­
son Brünings verknüpft war, schien diesem doch der große Durchbruch schon vor 
Konferenzbeginn gelungen: 

„In zwei und einer halben Stunde", so formulierte er den vermeintlichen 
Triumph von Bessinge, „war es im ersten Anhieb gelungen, die Gesamtforderungen 
der Reichswehr hundertprozentig bei allen Großmächten mit Ausnahme Frank­
reichs durchzusetzen"14. Brüning ging davon aus, daß Frankreich letztlich auch 
noch „gewonnen" werden würde, glaubte also offensichtlich an die Möglichkeit 
einer Überspielung des deutsch-französischen Gegensatzes in der Sicherheitspolitik 
mit Hilfe der übrigen Großmächte, zu denen der Kanzler selbstverständlich auch 
das Deutsche Reich selbst zählte. Diese Taktik — ein „Thoiry" mi t umgekehrten 
Vorzeichen - glaubte Brüning umso leichter verfolgen zu können, als nach seiner 
und der allgemeinen deutschen Überzeugung Frankreichs Sicherheit niemals in 
Gefahr war, wohl aber die Deutschlands und Gesamteuropas, falls das Ungleich­
gewicht der Rüstungen bestehen blieb. „Wenn einzelne Mächte, und zwar gerade 
die stärksten, trotz dieser bereits bestehenden vertraglichen Sicherheitsfaktoren 
den Standpunkt vertreten: ,Erst Sicherheit, dann Abrüstung', so läuft dies prak­
tisch darauf hinaus, die Abrüstung zu verhindern und den gegenwärtigen Zustand 
der Ungleichheit der Rüstungen mit all seinen Gefahren für den Frieden der 
Welt zu verewigen", hieß es denn auch in einer Aufzeichnung des Auswärtigen 
Amts vom 29. Oktober 1931. „Wir sind der Ansicht, daß alle Staaten ein gleiches 
Recht auf nationale Sicherheit haben, und daß dieses durch die Aufrechterhaltung 
der bestehenden Rüstungsunterschiede aufs schwerste verletzt würde. "15 

„Wir selbst", so erklärten übereinstimmend die deutschen militärischen Ver­
treter bei der Genfer Abrüstungskonferenz, General von Blomberg und Oberst 
von Schönheinz, „können mit 100 000 Mann keine nationale Sicherheit erreichen, 
wenn unsere Umgebung so stark gerüstet bleibt wie bisher"16. Bei der Abrüstung 
gehe es nicht u m idealistische Friedenspolitik, „die Festsetzung der Stärkeziffern, 
die den einzelnen Staaten zugebilligt werden", sei „eine Frage der Machtpolitik". 

Damit war in der Tat das Kernproblem der europäischen Sicherheits-, Gleich­
gewichts- und Abrüstungspolitik in den Jahren 1930-1933 umschrieben, denn in 
den Mittelpunkt der internationalen Diskussion rückte die Frage des möglichen 
Machtausgleiches, des möglichen Machtgleichgewichtes auf dem europäischen 
Kontinent. Was seit 1927 und dann wieder seit 1932 in Genf verhandelt wurde, 

14 Brüning, Memoiren 1918-1934, Stuttgart 1970, S. 563. 
15 Aufzeichnung v. 29. 10. 1931, II F Abr. 2164/31, in: PA AA II P Abr. Del. 1-3 Bd. 1. 
16 Vermerk über die Besprechung im Reichswehrministerium am 27. 10. 31, ebenda. 
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bewegte sich formell zwar meist auf der Linie einer kollektiven Konventionspolitik 

im Rahmen der Völkerbundsatzung, in Wirklichkeit aber wurde auch hier zäh 

u m Machtpositionen und Einflußzonen gerungen. So erklärte der französische 

Ministerpräsident Pierre Laval anläßlich seines Besuchs in Berlin am 27. Septem­

ber 1931 dem deutschen Reichskanzler Brüning „mit größter Offenheit", wie sich 

Pünder notierte, „daß er und seine Regierung Frankreich nicht abrüsten können. . . 

Nach seiner Auffassung bilde eben das noch aufgerüstete Frankreich den einzigen 

Block innerhalb Europas gegen ein vielleicht heraufziehendes bolschewistisches 

Chaos. Wenn auch Frankreich abgerüstet hätte, wäre überhaupt kein Land in 

Europa mehr vorhanden, das dann Widerstand leisten könne." Selbstverständlich 

vermochte Brüning dieser Interpretation nicht zu folgen, wollte er nicht die Ge­

samtkonstruktion seiner Sicherheitspolitik gefährden. „Es sei ganz ausgeschlossen", 

erklärte er Laval, „daß Deutschland auf sein moralisches und im Friedensvertrag 

verbrieftes Recht auf internationale Abrüstung verzichten könne. Darüber hinaus 

sei er auch persönlich ein absoluter Freund der Abrüstung, in der er eine Sicherung 

des Friedens erblicke, wie überhaupt das Abrüstungsproblem ein starkes morali­

sches und gefühlsmäßiges Moment in Deutschland sei. "17 In Wirklichkeit lief so­

wohl in Genf als auch bei den bilateralen Gesprächen mit Frankreich für Deutsch­

land alles auf die Frage hinaus, wie eine zukünftige Abrüstungskonvention den in 

deutschen Augen „überfälligen" Machtausgleich mit Frankreich erreichen konnte, 

ohne die französische „sécurité" in ihrer Versailler Definition ad absurdum zu 

führen. 

Doch ließ sich das Problem der europäischen Sicherheit tatsächlich auf die Ver­

wirklichung der deutschen Forderung nach „Parität mit Frankreich" reduzieren? 

Und gab es jemals überhaupt eine echte politische Chance dafür, daß Frankreich 

auf das deutsche Rüstungsniveau hinabstieg? Wohl kaum, denn es galt auch in 

Deutschland als unerschütterliches politisches Axiom, daß Sicherheits-, Abrüstungs­

politik und „Real-" und Machtpolitik letztlich eins seien. Schon in den Kommen­

taren zur Washingtoner Abrüstungskonferenz von 1922, jenem anscheinend ersten 

spektakulären Erfolg des internationalen Abrüstungsgedankens, war immer wieder 

zum Ausdruck gekommen, daß es in Washington nicht u m Friedenssicherung und 

Abrüstung, sondern lediglich u m die Neuverteilung von Machtpositionen gegangen 

sei18. I m Zusammenhang mit den Seeabrüstungsbemühungen in den Jahren 1927 

und 192819 wurde im Reichswehrministerium diese These erneut vertreten. Was 

sich in Genf abspielte, sei nicht Vorstadium einer wie auch immer gearteten Ab­

rüstung, sondern der Versuch, „einen Ausgleich der in den Rüstungen zum Aus­

druck gelangenden Machtansprüche dieser Staaten in ihrem Verhältnis zueinander" 

17 Aufzeichnung Pünders v. 27. 9. 31, in: PA AA II P Abr. 5 Material Frankreich Bd. 1. 
18 Vgl. M. Salewski, Die Konferenz von Washington 1922, Ein Beispiel für geglückte Ab­

rüstung?, in: Marine-Rundschau 70 (1973), S. 33-50. 
19 Dazu S. W. Roskill, Naval Policy between the Wars, Bd. I: The Period of Anglo-

American Antagonism 1919-1929, London 1968, S. 498 ff. 
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einzuleiten20. „Echte" Abrüstung ging, zumindest in den Augen vieler deutscher 
Militärs, „gegen die menschliche Natur", wie es Oberst von Oertzen, eine der 
führenden geistigen Potenzen in der Reichswehr einmal ausdrückte. Von diesem 
Blickpunkt aus betrachtet, erschien Sicherheit durch Abrüstung überhaupt nicht 
als wünschenswert. So meinte Oertzen: Ein Erfolg würde Deutschland „die politi­
sche Waffe aus der Hand schlagen, über die uns angetane Ungerechtigkeit klagen 
zu können. Das Versagen des Völkerbundes in Sachen Abrüstung gibt uns das 
Recht, uns von den Fesseln des Versailler Vertrages zu befreien; zunächst nur 
ein moralischer Vorteil, der aber bei Änderung der politischen Lage ausgenutzt 
werden kann. "2 1 Ganz ähnlich argumentierte auch Brüning, wenn er im November 
1930 im Kabinett erklärte, daß die deutsche Abrüstungspolitik Deutschland die 
Waffen in die Hand gebe, „die Völker für eine Gesamtlösung reif zu machen." 
Er „sei entschlossen, den Weg unter allen Umständen weiterzugehen. Vielleicht 
ergäbe sich dabei auch die Möglichkeit einer Revision der territorialen Lösungen 
des Versailler Vertrags." Übertragen auf die diplomatische Bühne hieß dies: 
„Die deutsche Politik strebe nicht Bündnisse oder die Bildung neuer Staaten­
kombinationen an, sondern sei darauf gerichtet, überall, wo sich auf Grund ge­
meinsamer Interessen in konkreten Fällen die Möglichkeit nutzbringender Zusam­
menarbeit mit anderen Staaten zeige, diese Gelegenheiten voll auszunutzen. "22 

Dies war kein Ad-hoc-Beschluß, sondern bewußt eingeleitete deutsche, besser: 
Brüningsche Politik. Sie war prinzipiell nicht neu, sie setzte in den Augen des 
Kanzlers vielmehr die „große Linie" fort, die bereits Stresemann verfolgt hatte — 
freilich unter Vermeidung der „verhängnisvollen innenpolitischen Entwicklung 
der Weimarer Republik" in der Ära Stresemann. Diese ging nach Auffassung 
Brünings auch wesentlich mit auf die falsche Terminierung, Akzentuierung und 
Taktik der Stresemannschen Außenpolitik zurück. Stresemanns Fehler, so meinte 
Brüning, bestand darin, daß er „die realistische Einschätzung der parteipolitischen 
und psychologischen Möglichkeiten für die einzelnen Phasen seiner Außenpolitik" 
verloren hatte23. Brüning bewies im Verlaufe seiner Kanzlerschaft mehrfach, daß 
er aus diesen „Fehlern" zu lernen suchte: am deutlichsten tri t t diese Absicht in 
seinem Bericht über ein Gespräch mit Hitler in Erscheinung — einer erstaunlichen 
Selbstinterpretation der Brüningschen Politik. In seltener Klarheit und Offenheit 
legte der Kanzler hier sein mittel- und langfristiges politisches Ziel dar: Überwin­
dung der (kontrollierten und kontrollierbaren) inneren Krise, Lösung des Repara­
tionsproblems, wechselseitig miteinander verbunden; Schaffung einer innenpoliti­
schen Plattform, auf der eine Politik betrieben werden sollte, deren selbstverständ-

20 VB Abt. Heer Nr. 573/28 geh. v. 17. 10. 28 (v. Bötticher), in: Bundesarchiv/Militär­
archiv, Freiburg/Br. (künftig zit. BA-MA) N 42/33 (Schleicher). 

21 Stellungnahme Oberst a.D. v. Oertzen (1928) - ebenda. Vgl. auch die offiziöse Darstel­
lung F. W. T. Oertzen, Das ist die Abrüstung, Der Hohn der Abrüstungsartikel von Versailles, 
Oldenburg i. O. 1931. 

22 Protokoll Besprechung Reichskanzler, Reichswehrminister u.a. mit dem ungarischen 
Ministerpräsidenten Graf Bethlen, in: BA-MA N 42/33. 

23 Brüning, a.a.O., S. 111. 
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liches Ziel darin bestand, daß „das deutsche Volk in zwei bis drei Jahren die Fesseln 

des Versailler Vertrages los sein" würde24. 

Das Sicherheitsproblem spielte in dieser Argumentation überhaupt keine Rolle; 

daß es jedoch in enger Kombination mit den Brüningschen Schachzügen im Vor­

feld der Abrüstungskonferenz (Bessinge) zum entscheidenden Hebel der Gesamt­

außenpolitik nach dem Ende der Reparationen werden sollte, konnte kaum zweifel­

haft sein. 

Brünings Taktik hatte sich dabei auf zwei Ebenen zu vollziehen: Das Repara­

tionsproblem als wesentliches Teilstück des Revisionismus war nur innerhalb der 

bewußt am Rand der innenpolitischen Katastrophe balancierenden Wirtschafts-

und Deflationspolitik des Deutschen Reiches selbst „lösungsreif" zu machen; das 

Sicherheits-, Abrüstungs-, Gleichberechtigungsproblem hingegen mußte , wie es 

Brüning in Bessinge versuchte, mit wesentlich außenpolitischen Hebeln bewältigt 

werden. Die Extrapolation der inneren Krise, die zum Chaos umzukippen und 

damit ganz Europa anzustecken drohte, sollte für „Lausanne" schließlich genügen; 

für Genf genügte sie nicht, obwohl Brüning wie später auch Schleicher auch auf 

diesem Sektor von Anfang an ganz bewußt das Gespenst der den gesamteuropäi­

schen Frieden gefährdenden inneren Radikalisierung infolge der nicht gewährten 

militärischen Gleichberechtigung an die Wand zu malen pflegte. So hieß es in 

einer für die Verwendung im diplomatischen Geschäft bestimmten Aufzeichnung 

des Auswärtigen Amts vom 27. Juli 1931: 

„Zweifellos haben bei der schnellen und weitgreifenden Radikalisierung des 

deutschen Volkes, wie sie bei den letzten Wahlen sichtbar geworden ist, die durch 

die Wirtschaftskrise geschaffenen trostlosen Zustände einen großen Anteil gehabt. 

Aber man darf nicht vergessen, daß die Radikalisierung sich nicht nur auf die 

große Menge der Erwerbslosen erstreckt, sondern auch weite Kreise des Bürger­

tums erfaßt h a t . . . Bei diesen Kreisen spielt die Verbitterung über die Behandlung, 

die Deutschlands gerechte Ansprüche in internationalen Fragen, insbesondere der 

Abrüstungsfrage, bis jetzt zuteil geworden ist, eine sehr wesentliche Rolle. Man 

spricht davon, daß diese demütigenden Zustände dem herrschenden Regierungs­

system zuzuschreiben seien, das es an der nötigen Energie und Aktivität in Fragen 

der Außenpolitik fehlen lasse . . . Wird diese Konferenz [Abrüstungskonferenz] für 

Deutschland wieder zu einer Enttäuschung, so müssen sich innerpolitisch hieraus 

ernste Gefahren für die Fortsetzung des Kurses ergeben, den die jetzige Regierung 

in schwerster Arbeit gesteuert hat ." - Wenn die deutschen Diplomaten darauf hin­

weisen sollten, daß die deutsche Regierung diese Zusammenhänge bei der „inter­

nationalen Diskussion des Problems nicht verwertet" habe, so unterstrich dies nur 

noch die hier skizzierte Argumentation25. 

Gleichwohl mußte das Problem Sicherheit/Abrüstung/Gleichberechtigung im 

wesentlichen auf der internationalen diplomatischen Bühne gelöst werden, und 

24 Brüning, a .a.O., S. 195. 
25 Aufzeichnung über die Abrüstungsfrage Abschrift I I F Abr. 526 v. 27. 7. 1931, in: PA 

AA II F Abr. Del. 1-3. 
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die Argumente durften nicht so sehr aus der „inneren" als vielmehr aus der 

„äußeren" Politik des Reiches entlehnt werden. Da Brüning aber eine Verände­

rung des Status quo anstrebte, bedurfte er sich verändernder außenpolitischer Para­

meter. Das aber bedeutete, daß der „Wechsel" von Versailles schon aus verhand­

lungstaktischen Erwägungen die gesamte europäische Politik in einer Weise dyna­

misierte, die den anderen Großmächten unsympathisch war, der sie mit wachsen­

dem Mißtrauen begegneten. Wie schwierig sein Vorhaben war, wußte Brüning 

selbst am besten: 

„Es galt, etwas zu erreichen, was psychologisch außergewöhnlich schwierig war, 

nämlich die anderen Mächte gleichzeitig für drei Forderungen zu gewinnen, die 

sich scheinbar alle gegenseitig widersprachen: Streichung der Reparationen, Ab­

rüstung der anderen und Aufrüstung für uns. Ich kam nun an einen Punkt, 

wo bei einem einzigen falschen Zug oder nicht restloser Einfühlung in die Psyche 

der Verhandlungspartner die ganze französische Propaganda mit Erfolg wieder 

aufleben konnte, vor allem in den Vereinigten Staaten, jene Propaganda, die dar­

tun wollte, daß wir die Streichung der Reparationen nur anstrebten, u m Geld für 

unsere eigene Aufrüstung freizumachen. Wenn es den Franzosen gelang, für diese 

Auffassung in England und Amerika Boden zu gewinnen, so war der große, mit 

unendlichen Opfern gelungene Aufmarsch [!] von zwei Jahren verloren."26 

Das eben war das wesentliche Kennzeichen der deutschen Sicherheitspolitik im 

Ausgang der Weimarer Republik, daß sie nicht auf der gefestigten Grundlage 

politischer „Saturiertheit" operierte, sondern ihrer Natur nach darauf gerichtet 

war, den in deutschen Augen überfälligen „Machtausgleich" durchzusetzen. Das 

Deutsche Reich ging nicht von einer oberen Ebene aus mit der Zielsetzung, durch 

Rüstungsbegrenzungen, Rüstungskontrolle und Abrüstung die nationale Sicher­

heit zu erreichen, sondern argumentierte aus der Position einer machtpolitischen 

„Tabula rasa", auf der die deutschen militärischen Forderungen Zug u m Zug auf­

gebaut wurden. Falls die anderen Mächte aber nicht ebenfalls in das militärische 

Nichts hinabsteigen wollten - und damit war mit Sicherheit nicht zu rechnen -

mußte Deutschland unter der Parole „nationale Sicherheit" über kurz oder lang 

zur Aufrüstung schreiten - eine Lösung, die zumindest von den Militärs überhaupt 

allen anderen vorgezogen wurde27. Damit war es aber nur noch eine Frage der 

Zeit und der politischen Umstände, bis die deutsche Diplomatie aus der Rolle des 

„Bittstellers" in die des kategorisch Fordernden wechselte und ihre ursprünglich 

rein defensive Sicherheitsforderung mit offensiv-aggressiven Spitzen gegen Frank­

reich und Polen versah. 

Das in der deutschen Sicherheitspolitik enthaltene Moment aggressiver Ver­

änderung des militärischen und machtpolitischen Status quo war von Anfang an 

allen Nachbarstaaten wohl bewußt. Ein Hinweis auf die Seecktschen Polen- und 

26 Brüning, a.a.O., S. 556 f. 
27 Vgl. die Notiz Brünings über ein entsprechendes Gespräch mit Blomberg: „Seine Augen 

verrieten mir, daß er an Autarkie und gewaltsame Aufrüstung ohne internationale Verhand­
lungen dachte." Brüning, a.a.O., S. 436. 
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Rußlandpläne der zwanziger Jahre mag genügen, u m die Grenze abzustecken, von 

der ab aus defensiven Forderungen offensive Aggression werden konnte. Das für 

Deutschland entscheidende Kernproblem bestand in der Notwendigkeit der Kombi­

nation und Integration der Defensiv- und Offensivmomente, ohne die deutsche 

Außenpolitik selbst zum Sicherheitsrisiko mit der eventuellen Aussicht auf gewalt­

same „Lösungen" zu machen. 

Schon die Politik Wirths und Stresemanns hatte sich darum bemüht, für dieses 

Problem eine auch für die anderen Staaten annehmbare Lösung zu finden. Doch 

die Tatsache, daß im Zuge der Locarno-Politik Grenzen verschiedener Qualität 

geschaffen wurden, stellte den angeblichen Gewinn an internationaler „Sicher­

heit" — auch für Deutschland — schon wieder in Frage, mehr : sie war ein politi­

sches, militärisches und nicht zuletzt moralisches Ärgernis allerersten Ranges. Auch 

wenn das Deutsche Reich in den Abkommen mit seinen kleinen östlichen Nach­

barn feierliche Versprechungen abgab, keine gewaltsame Grenzrevision anzustre­

ben, so setzten sich die vermeintlichen „Realpolitiker" - wenigstens in Moskau — 

über die dadurch errichtete moralische Hürde leicht hinweg. Die erstaunliche Frage 

des sowjetischen Generals Uborowitsch: „Sind wir nun in zwei Jahren soweit, daß 

wir die Grenzregulierung vornehmen und die Polen totschlagen können? Wir 

müssen doch Polen wieder teilen", wandte sich - vermutlich allerdings unter 

Wodkaeinfluß - „nur" an einen Nichtpolitiker, den Direktor der Firma „Rhein-

metall"28 , und dürfte eine fratzenhafte Verzerrung sein. Doch schließlich machte 

nicht nur ein betrunkener sowjetischer General derartige Andeutungen, sondern 

auch der russische Kriegsminister Woroschilow hat, wie Carsten mitteilt29, im 

Jahre 1928 — dem Höhepunkt der Locarno- und Friedenspolitik in Europa! — ent­

sprechende Fühler nach Berlin ausgestreckt. 

Das führt zu der Frage, inwieweit auch die deutsch-russische Zusammenarbeit 

auf dem militärischen Gebiet von 1922-1933 in den Kreis einer - hier als beson­

ders machiavellistisch erscheinenden - deutschen Sicherheitspolitik einzuordnen 

ist. Ohne auf den umfangreichen Forschungsstand eingehen zu können, ließe sich 

— vielleicht — die These vertreten, daß die deutschen außenpolitischen Bemühun­

gen u m eine Sicherheitspolitik im Westen (Locarno —Völkerbund) auf einer anderen, 

gleichsam militärtechnisch-instrumentalen Ebene auch in bezug auf die Sowjet­

union, besser: in bezug auf die Konstante des sowjetisch-polnischen Antagonismus, 

verfolgt wurde: Solange nämlich die militärischen Kontakte mit Rußland „funk­

tionierten" und solange diese Kontakte, weit über den bloß militärtechnischen 

Sektor hinaus in den Raum der beiderseitigen politischen Beziehungen reichten, 

ergab sich für das Deutsche Reich daraus zweifellos ein beachtlicher Sicherheits­

effekt im Hinblick auf Polen und die Sowjetunion selbst. Der „offiziellen", „klassi­

schen" Sicherheitspolitik auf diplomatisch-außenpolitischer Ebene im Westen hätte 

also eine „heimliche", „funktionale" im Osten entsprochen. 

28 Der Vorgang geschildert bei F. L. Carsten, Reichswehr und Politik 1918-1933, Köln, 
Berlin 1964, S. 308. 

29 Ebenda. 
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Das hier besonders deutlich erscheinende potentiell aggressive Element einer 
derartig interpretierten deutschen „Sicherheitspolitik" leitet natürlich zu der grund­
sätzlichen Frage über, ob das Deutsche Reich in den frühen dreißiger Jahren über­
haupt noch „Sicherheit" als echte Maxime aktueller und zukünftiger Außenpolitik 
anerkannt hat. Es wäre zweifellos überzeichnet, wollte man leugnen, daß die ver­
antwortlichen deutschen Staatsmänner von Brüning bis Schleicher und die Militärs 
von Seeckt bis Blomberg wenigstens zeitweise ernsthaft an eine akute oder doch 
mittel- und längerfristige Gefährdung der Sicherheit des Reiches glaubten, und 
wenn Hammerstein noch am 21. Mai 1932 notierte: „Polen. Nie Sorge los. Nach 
wie vor akut. Pilsudski vernünftig, hat auch noch Macht. Aber wenn er geht oder 
stirbt, ist Gefahr akut"30, so war dies nicht nur vordergründige Taktik. Berichte, 
wie die des Generalkonsulates Danzig vom 4. Februar 1932 wurden - gleichgültig 
ob objektiv berechtigt oder nicht — in der Berliner Zentrale ernstgenommen: 
„Seit einigen Monaten mehren sich in Danzig und den benachbarten polnischen 
Grenzgebieten wieder die Gerüchte über eine stärkere Aktivität der Polen bezüg­
lich einer Bedrohung Danzigs und Ostpreußens. So wird z.B. . . . in polnischen 
Offizierskreisen im engeren Grenzgebiet u m Dirschau mit einem gleichzeitigen 
Vorgehen Polens gegen Danzig und Ostpreußen im Monat Mai gerechnet. "31 

Gerade in den Jahren 1930 bis 1932 häuften sich die Alarmmeldungen aus 
Danzig, Ostpreußen, Pommern und Schlesien, und die Reaktionen der Reichs­
regierung auf alliierte Forderungen, neue Befestigungsanlagen in den genannten 
Provinzen zu schleifen, wären sicherlich nicht derartig hektisch-empfindlich ausge­
fallen32, wenn dahinter nicht ein echtes Gefühl der Unsicherheit gestanden hätte. 
Kennzeichnend für die oftmals geradezu pathologische „Polenfurcht" dürfte auch 
Brünings überraschende Bemerkung in Bessinge sein: „Die polnischen Kavallerie­
divisionen könnten in 24 Stunden Berlin besetzen."33 

Es würde hier viel zu weit führen, wollte man die Frage der Sicherheit des 
Reiches in seinen Beziehungen zu Polen im einzelnen erörtern; es mag der Hin­
weis genügen, daß alle Forderungen nach Sicherheit, wie sie seit 1919 erhoben 
wurden, sich in erster Linie immer gegen Polen, in zweiter gegen Frankreich rich­
teten. — Und auch Frankreich erschien dem Deutschen Reich trotz Locarno-Vertrag, 
Kellogg-Pakt und Völkerbund auch in der Ära Brüning bis Schleicher ein noch 
nicht gelöstes Sicherheitsproblem zu sein, wobei zu beobachten ist, daß die deutsche 
Besorgnis vor Frankreich auch von außerhalb geschürt wurde, vor allem von 
Italien, das in den Sicherheitsbemühungen der Weimarer Republik in den frühen 
dreißiger Jahren überhaupt mehr und mehr eine Schlüsselstellung einzunehmen 
begann. Am 9. August 1931 bemerkte Mussolini dem deutschen Außenminister 
Curtius gegenüber, „auch er [Mussolini] könne sich nicht vorstellen, daß der fran­
zösische Generalstab gegen uns [Deutschland] einen Präventivkrieg führen wolle, 

30 Carsten, a.a.O., S. 397f., Anm. 182. 
31 Deutsches Generalkonsulat Danzig I G 127/32 v. 4. 2. 32, in: PA AA II P Abr. Del. 7-2. 
32 Vgl. Salewski, Entwaffnung, S. 335, 369 ff. 
33 Brüning, a.a.O., S. 559. 
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wenn auch die Angst vor unserer zukünftigen Machtentwicklung sehr groß wäre, 

er riete mir [Curtius] dringend, den Franzosen keinerlei Vorwand zu irgendwelchem 

militärischen Einschreiten zu geben"34. Solche Äußerungen wirkten wie ein ge­

schickt beigebrachtes schleichendes Gift35. 

Daß auch die sorgfältigsten Verträge und die feierlichsten Friedensbeteuerungen 

keine absolute Garantie gegen gewaltsame Aktionen auch der Großstaaten boten, 

wurde wohl allen verantwortlichen Staatsmännern spätestens seit dem japanischen 

Angriff auf die Mandschurei vollends klar, denn hier lag, wie es in einem Rund­

erlaß des Auswärtigen Amts vom 22. Oktober 1931 hieß36, genau der gefürchtete 

Fall vor, „wo eine im Vollbesitz ihrer Machtmittel dastehende Großmacht, die 

ständiges Mitglied des Rates ist, mit ihren wichtigsten politischen Interessen in 

Konflikt mit einem militärisch schwachen Lande steht" — ein Vorgang, der als 

wahres Menetekel empfunden und nur zu leicht in eine mögliche Parallele zu dem 

Verhältnis zwischen Frankreich und Deutschland gesetzt werden konnte. 

Zu den politischen Sorgen hinsichtlich der Sicherheit Deutschlands gesellten sich 

nun aber gerade zu Beginn der dreißiger Jahre auch rein militärische, denn nie­

mals war das Deutsche Reich schwächer als im Jahre 1931, auch wenn diese Tat­

sache nicht an die große Glocke gehängt wurde. 

Schon im Jahre 1925 hatte das Reichswehrministerium im Auftrag eine sorg­

fältige Denkschrift unter dem Titel „Die organisatorische Lage für eine personelle 

Heeresverstärkung vom Jahre 1931 ab" aufgestellt, die zum Ergebnis kam, daß 

die deutsche Wehrmacht für den Verteidigungsfall laufend schwächer werden und 

im Jahre 1931 ihren Tiefpunkt erreicht haben würde. Ab 1931 nämlich konnte 

nicht mehr ohne weiteres auf ausgebildete Reserven des Ersten Weltkrieges zurück­

gegriffen werden; die von der 100 000-Mann-Reichswehr gebildeten Reserven aber 

waren militärisch unerheblich. Ausgehend von der Überlegung, daß im Kriegsfall 

die Aufstellung eines sogenannten „Großen Heeres" von insgesamt 2,8 Millionen 

Mann erforderlich sei, u m den militärischen Bedürfnissen zu genügen, kam die 

Denkschrift zum Ergebnis: „Die Aufstellung des ,Großen Heeres' aus dem Reichs­

heere und dem aus ihm Entlassenen ist unter den angenommenen Voraussetzungen 

und Bedingungen aus Mangel an Führern, Spezialisten und Lehrpersonal in dem 

vorgesehenen Umfange von 1931 ab nicht möglich." Abhilfe könne nur geschaffen 

werden, wenn u. a. „dem Beginn des Krieges eine hinreichend lange Rüstungszeit 

vorangeht, innerhalb deren ohne Rücksicht auf die Bindungen des Versailler Dik-

34 Aufzeichnung über ein Gespräch Mussolini-Curtius v. 9. 8. 31, in: PA AA Büro StS, 
Gespräche mit fremden Diplomaten über Abrüstung. 

35 Kennzeichnend z.B. Groeners Äußerung: „Nach einem kürzlich bei uns eingegangenen 
Bericht soll Weygand die Idee haben, mit Italien sich unter allen Umständen zu verständigen 
und gegen uns einen Präventivkrieg herbeizuführen. Mag das auch eine übertriebene Nach­
richt sein, so ähnliche Gedanken werden schon in den Köpfen französischer Strategen spuken." 
Zitiert nach D. Groener-Geyer, General Groener, Soldat und Staatsmann, Frankfurt/M. 1955, 
S. 280. 

36 Runderlaß des AA v. 22. 10. 31 Vbd. 2965, in: PA AA II F Abr. Del. 1-3 Bd. 1. 
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tats das erforderliche Personal vor Beginn der allgemeinen Ausbildung herangebil­

det werden kann"3 7 . 

Die Schlußfolgerungen lagen auf der Hand: Entweder mußte das Deutsche 
Reich spätestens ab 1931 in verstärktem Maße aufrüsten, u m sein militärisches 
Sicherheitspotential auch nur auf dem Status quo der zwanziger Jahre zu halten, 
oder aber die übrigen Mächte mußten dementsprechend abrüsten, oder aber — 
und das war die schließlich von den Militärs und Politikern bevorzugte Lösung -
man mußte durch einen „Umbau" der Wehrmacht und durch eine völlige Neu­
formulierung der Wehr- und Verteidigungskonzeption dem Hauptmangel abzu­
helfen suchen: dem Fehlen ausgebildeter, kriegsverwendungsfähiger Reserven. 
Von hier aus zur Propagierung einer kleinen, aber schlagkräftigen Berufsarmee — 
wie sie etwa Seeckt und Groener forderten - und der Aufstellung einer kurzdienen­
den Miliz war nur ein kleiner Schritt. 

Unter diesem Aspekt aber erhalten nun auch die deutschen Forderungen nach 
militärischem „Gleichgewicht", allgemeiner Abrüstung und Erhöhung der natio­
nalen Sicherheit ein anderes Gesicht. Nicht nur die gesamtpolitischen Fortschritte 
im Zeichen der allgemeinen Revision des Versailler Vertrags sind bei der deutschen 
Sicherheitspolitik der Jahre 1930-1933 zu berücksichtigen, sondern auch die tech­
nischen, strategischen, wirtschaftlichen Gegebenheiten und potentiellen weiteren 
Entwicklungen. Es muß hinzugefügt werden, daß die Untersuchungen im Jahre 
1925/26 ergaben, daß auch die materielle Großrüstung im Kriegsfall „bei äußerster 
Anstrengung" erst mit einer 1 1/

2- bis 2jährigen Anlaufszeit einsetzen konnte38. 
Wenn eine Persönlichkeit wie der ehemalige Chef der Heeresleitung, General­
oberst von Seeckt, vorübergehend als deutscher Beauftragter für die Abrüstungs­
konferenz ernsthaft in Betracht gezogen wurde, so war dies darauf zurückzuführen, 
daß Seeckt mit der Propagierung einer kleinen Berufsarmee und des Milizgedankens 
scheinbar in idealer Weise die deutschen Abrüstungs- und Sicherheitsforderungen 
in Einklang brachte. Die deutsche Marschrichtung war klar: 

Nach außen hin wurde die Abrüstung der anderen verlangt, die „Parität mit 
Frankreich" stand dabei im Mittelpunkt; durch den dadurch erfolgenden allge­
meinen „Umbau" von den großen Massen- und Wehrpflichtheeren zu kleinen 
Berufsarmeen hoffte man intern mit einem Schlag die bisherigen Nachteile der 
deutschen Wehrverfassung in Vorteile umzumünzen: Konnte doch kein Zweifel 
daran bestehen, daß die Reichswehr von ihrer Tradition und ihrer Struktur her 
allen anderen potentiellen Berufsarmeen vergleichbarer Größe und Ausrüstung 
turmhoch überlegen sein mußte . Durch einen „Dreadnoughtsprung" im Rahmen 
der Abrüstungs- und Sicherheitspolitik hoffte Groener anscheinend sogar, bald 
wieder die stärkste Armee der Welt zu erhalten. „Im Laufe von fünf Jahren", so 

37 Eine Kopie dieser Denkschrift befindet sich in BA-MA RH 53-7/418. 
38 Anl. 1: „Äußerung der Zentralvertretung der Maschinenindustrie: ,Die potentielle 

Rüstungsfähigkeit der Maschinenindustrie' zu Reichsverband der deutschen Industrie", 313/G 
v. 24. 4. 26, in: PA AA II F Abr. 5 Bd. 5. 
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erklärte der Reichswehrminister Brüning im vertraulichen Gespräch39, „sollte 

schrittweise die Dienstzeit in der Reichswehr auf vier bis fünf Jahre herunter­

gesetzt werden. Wir würden also nach fünf Jahren eine Hunderttausend-Mann-

Armee mit vier- bis fünfjähriger Dienstzeit haben, d.h. also am Abschluß dieses 

Zeitraumes einen Kader von Unteroffizieren bzw. Spezialisten für Artillerie, Nach­

richtenwesen, Kavallerie und Train von 200 000-250 000. Daneben sollte ein Miliz­

system für die Infanterie kommen von ebenfalls 100000 mit neunmonatiger 

Dienstzeit. Das würde unter Hinzuziehung der alten Reichswehrsoldaten am Ende 

dieser fünfjährigen Epoche bedeuten: 700 000 Mann schlagkräftige Infanterie und 

300000 allen anderen Armeen überlegene Spezialisten für die technischen Waf­

fen."40 Zusammen mit weiteren Maßnahmen zur Wehrertüchtigung und Auf­

rüstung sollte ein Ziel erreicht werden, das Brüning mit den Worten umschrieb, 

Deutschland würde dadurch „im Laufe von fünf Jahren ein Volksheer aufstellen 

[können] von solcher militärischen Schlagkraft, wie wir es nie vor dem Kriege 

besessen hatten. Es wäre die Vollendung der Scharnhorstschen Gedanken unter 

Berücksichtigung der inzwischen gewonnenen Erfahrungen."4 1 

Selbst bei kritischer und skeptischer Beurteilung der Brüningschen Memoiren 

wird deutlich, daß der Reichskanzler 1930 alles andere als ein idealistischer Ver­

fechter des Abrüstungsgedankens war, wie er dies suggerieren wollte und wie es 

Nach- und Fachwelt lange Zeit geglaubt haben42. Brünings Politik war nur ge­

schickter als die seiner Nachfolger Papen und Schleicher, bezeichnend dafür ist die 

Klage von Francois-Poncet vom 31. Oktober 1932, Deutschland hätte „die sanfte 

Methode Brünings verlassen, ,vom Löwen gegessen' und [sich] . . . den scharfen 

Methoden zugewandt"43. 

Der französische Botschafter gab damit zu erkennen, daß Frankreich die Wehr­

pläne des Deutschen Reiches, wie sie Brüning, Groener und Schleicher vorschweb­

ten, und wie sie Seeckt auf seinen zahlreichen Vortragsreisen und in seinen auf­

wendig ausgestatteten Broschüren vertrat44, in ihrer langfristigen Gefährlichkeit 

durchschaute. „Alles was General Seeckt als das Ideal einer neuen deutschen 

Armeeorganisation geschildert habe", so berichtete der deutsche Botschafter in 

Paris, Leopold von Hoesch, über eine Unterredung mi t Herriot, „finde sich in 

dem deutschen Memorandum [zur Sicherheitsfrage], das im wesentlichen hinaus­

laufe auf die Schaffung von zwei Heeren, einem durch Verkürzung der Dienstzeit 

39 Brüning, a .a .O. , S. 554. 
40 Ebenda. 
41 Brüning, a.a.O., S. 555. 
42 Vgl. z.B. die Arbeiten von W. Deist, Brüning, Herriot und die Abrüstungsgespräche 

von Bessinge 1932, in dieser Zeitschrift 5 (1957), S. 268; ders., Schleicher und die deutsche 
Abrüstungspolitik im Juni/Juli 1932, in dieser Zeitschrift 7 (1959), S. 163, 175 f.; Th. Vogel­
sang, Reichswehr, Staat und NSDAP, Stuttgart 1962, S. 230. 

43 Aufzeichnung Bülows über ein Gespräch mit dem französischen Botschafter v. 31. 10. 
32, in: PA AA II P Abr. Del. 7-3 Bd. 2. 

44 Zu Seeckts Vortrags- und Schriftstellertätigkeit vgl. H. Meier-Welcker, Seeckt, Frank­
furt/M. 1967, S. 605, 612, 636ff. 
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verjüngten und gekräftigten Berufsheer als Stoßtruppe und einem durch Miliz­
ausbildung umfassenden aufgebauten Volksheer zu Reserve- und Ersatzzwecken"45. 

Den deutschen gegenteiligen Beteuerungen wurde von französischer Seite kein 
Glauben geschenkt — und in der Tat fiel es den deutschen Diplomaten von 1930 
bis 1933 nicht leicht, die Forderung nach „Gleichberechtigung in den Methoden" 
in ihrer militärisch-politischen Fernwirkung zu verharmlosen. Gerade unter Be­
rücksichtigung der theoretischen Diskussion u m die optimale Wehrverfassung er­
schien ein „Umbau" der Wehrmacht als Aufrüstung „sans nul doute" wie es in 
der französischen Sicherheitsnote vom 11. September 193246 hieß, und wenn 
Hoesch schon 1931 die „scharfe und kalte Präzision, mit der es [das französische 
Sicherheitsmemorandum] ohne Scheu vor einer Kritik der Weltmeinung die letzten 
Konsequenzen" zog, bedauerte und Frankreich vorwarf, es entwickele seine Vor­
stellungen im „blutleeren Raum eisiger Logik", so war dies doch letztlich das -
wenn auch verklausulierte - Eingeständnis, daß der Etikettenschwindel „Umbau -
nicht Aufrüstung", den Schleicher im November 1932 zu vollziehen sich anschickte, 
zumindest in Frankreich erkannt wurde47. 

In Kenntnis der deutschen Pläne zur Wehrstrukturänderung wird auch die 
scharfe Reaktion Frankreichs auf Vorgänge wie den „Stahlhelm"-Aufmarsch in 
Koblenz am 5. Oktober 193048 verständlicher. Solche Vorkommnisse waren durch­
aus geeignet, Frankreich in seinem prinzipiellen Mißtrauen zu bestärken. Was 
Deutschland unter der Parole: „Erst Abrüstung — dann Sicherheit" forderte, war 
und blieb für Frankreich die Umkehrung des richtigen Procedere: Erst Sicherheit, 
dann Abrüstung. 

Doch die französische Position im Rahmen der internationalen Genfer Verhand­
lungen hatte sich deutlich verschlechtert, nachdem auch der Völkerbund am 
25. September 1928 festgestellt hatte, daß das in Europa erreichte Maß der Sicher­
heit nunmehr genüge, u m die Abrüstung aller Staaten einzuleiten. Damit hatte 
Deutschland einen zusätzlichen Trumpf in der Hand, und mit Beginn der Vorver­
handlungen in der Préparatoire vertrat das Reich mit rigoroser Härte und Kom-
promißlosigkeit seinen Gläubiger-Standpunkt, woran selbst die Tatsache des in 
aller Offenheit von Schleicher angekündigten „Umbaus" der Wehrmacht auch 

45 Deutsche Botschaft Paris Nr. 1404 v. 20. 10. 32, in: PA AA II F Abr. Del. 7-3 Bd. 2. 
46 Aufz. betr. das französische Abrüstungs-Memorandum v. 28. 7. 31, in: PA AA II F 

Abr. 5 Material Frankreich Bd. 1. 
47 In diesem Zusammenhang ist auf das Phänomen der doppelgleisigen Argumentation 

in der Politik und in der öffentlichen Meinung hinzuweisen. Beachtenswert sind z.B. die 
zahlreichen Artikel Groeners in der „Deutschen Allgemeinen Zeitung" der Jahrgänge 1931 
und 1932. Gleichsam offiziös war eine Sonderausgabe der renommierten „Zeitschrift für Poli­
tik" im Jahrgang 21 (1932), in der sich führende Politiker, Militärs und Fachleute mit dem 
Abrüstungsproblem aus deutscher Sicht beschäftigen. Es wäre noch zu untersuchen, inwie­
weit auch die Veröffentlichung des Stresemannschen „Vermächtnis" in den Kreis der halb­
amtlichen Propaganda einzuordnen ist. 

48 An dem z.B. auch Seeckt teilnahm!, Meier-Welcker, a.a.O., S. 604; vgl. auch Brüning, 
a.a.O., S. 197. 
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später nichts änderte. In stereotyper Wiederholung hämmerte die deutsche Propa­

ganda der Weltöffentlichkeit ein, daß die „Wiedergewinnung der nationalen 

Sicherheit" als eine „Frage der Ehre und Würde des deutschen Volkes" als Grund­

axiom der deutschen Politik festliege, und die Modalitäten lediglich „vom Grad des 

Abrüstungswillens der hochgerüsteten Staaten" abhingen. In seiner bekannten 

Rundfunkansprache vom 26. Juli 1932 enthüllte Schleicher - noch ganz unter dem 

Eindruck des Eklats von Genf stehend - mit aller Klarheit dieses „Endziel" der 

deutschen Sicherheitspolitik mit der - kalkulierten - Folge, daß die Unruhe in der 

öffentlichen Meinung des Auslandes über die letzten deutschen Absichten anstieg49. 

Das war freilich im Jahre 1932 nichts Neues. Schon Anfang 1931 hatte die briti­

sche Regierung Berlin wissen lassen, „man habe den Eindruck, als ob ein großer 

Teil der deutschen Öffentlichkeit die Allgemeine Abrüstungskonferenz nur als 

Mittel benutzen wolle, u m die Kündigung des Versailler Vertrags in seinen Ab­

rüstungsbestimmungen zu erreichen." Die Atmosphäre in Deutschland sei be­

dauerlicherweise „kalt und desinteressiert"50. 

Es bleibt festzuhalten, daß es die deutschen Regierungen nicht verstanden, die 

durchaus berechtigten Forderungen nach Gleichberechtigung und nationaler Sicher­

heit als rein defensive Momente ihrer Gesamtaußenpolitik den europäischen Part­

nern nahezubringen. I m Vorfeld und während der ersten Phase der Allgemeinen 

Genfer Abrüstungskonferenz zeigte sich deutlich, daß alle Bemühungen, die Sicher­

heitsforderungen des Deutschen Reiches mit den Sicherheitsinteressen der übrigen 

Staaten in Übereinstimmung zu bringen, mit der undurchschaubaren Dynamik 

der grundsätzlichen Revisionspolitik belastet blieb. Sollte die Abrüstungskonferenz 

scheitern — soviel war seit den Tagen Brünings klar - so würde Deutschland sich 

nicht nur volle Wehrfreiheit nehmen, sondern Sicherheitspolitik ganz anderer 

Qualität treiben. Welche Richtung eine derartige Politik aber einschlagen würde, 

glaubten die europäischen Staatsmänner ebenfalls zu wissen. Denn Deutschland 

machte kein Hehl daraus, daß die „Grundlage unserer Haltung in allen die Sicher­

heit betreffenden Fragen ist, daß wir nichts annehmen, was sich auch nur indirekt 

als ein Anerkenntnis der deutschen Grenzverhältnisse im Osten auswirken würde" , 

wie es in einer Sprachregelung des Auswärtigen Amtes vom 14. November für 

die deutschen Missionen hieß51. I n Parallele dazu läßt sich eine Notiz vom 29. No­

vember 1932 setzen, Frankreich strebe vermutlich eine Verquickung der Gleich -

berechtigungs- und Sicherheitsfrage an. „Das Ziel, das es dabei erstrebt, ist die 

Anerkennung und Stabilisierung der Territorialverhältnisse an unserer Ostgrenze, 

49 Vgl. z.B. die „Ermahnungen" von Sargent, T London Nr. 286 v. 1. 9. 32, in: PA AA 
II P Abr. Del. 7-2 Bd. 1, 

50 Aufzeichnung Curtius v. 24. 2. 31, Abschr. II F Abr. 293/31, in: PA AA Büro StS, 
Gespräche des Herrn Reichsministers und des Herrn Staatssekretärs mit fremden Diploma­
ten über Abrüstung. 

51 TE Nr. v. 14. 11. 32 e.o. II F Abr. 3972 an Botschaft London, in: PA AA II F Abr. Del. 
7-3 Bd. 2. 
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mit anderen Worten ein Ost-Locarno. Das kann für uns natürlich nicht in Frage 
kommen."5 2 

Doch nicht nur die polnischen Sicherheitsinteressen wurden dergestalt von 
Deutschland in Frage gestellt. Kaum war die Formel von der prinzipiellen Gleich­
berechtigung Deutschlands mit der Fünf-Mächte-Erklärung vom 11. Dezember 
1932 beschlossen, setzte in Deutschland die Propaganda für den nächsten Schritt 
ein: die Beseitigung der entmilitarisierten Rheinlandzone. „Haben wir die Gleich­
berechtigung", so beschied ein Vertreter des Auswärtigen Amtes einen ihm wohl­
gesonnenen Journalisten, „dann können Sie hervortreten und sagen: Wo bleibt 
die entmilitarisierte Rheinzone?"53 Und genau dies tat die deutsche Presse: Wenige 
Tage nach der Genfer Erklärung erschienen entsprechende Artikel u.a . in der 
„Kreuz-Zeitung", der „Berliner Börsenzeitung", der „Vossischen Zeitung". Daß 
diese Presse wenigstens partiell gelenkt war, ergab sich auch aus den Erörterungen 
im Kabinett zwischen Neurath und Blomberg. So hieß es in einer Aufzeichnung 
des Außenministers vom 14. Januar 1933: „Ich erklärte Herrn v. Blomberg, daß 
ich die Aufrollung dieser Frage im Hinblick auf ihre Folgen bezüglich des Weiter­
bestehens des Locarno-Vertrages nicht billigen könne. Dagegen hätte ich nichts 
dagegen einzuwenden, wenn zu gegebener Zeit und in einer noch zu überlegenden 
Form auf die Ungerechtigkeit hingewiesen würde, die durch die einseitige Bindung 
Deutschlands durch die Vorschriften über die entmilitarisierte Rheinlandzone be­
stehen."54 

Daß deutsche Sicherheitspolitik, wie sie die Politiker in der Endphase der Wei­
marer Republik verstanden, ein hervorragendes Instrument der Revisionspolitik 
geworden war, wurde allen deutschen Diplomaten, die die Szene in Genf oder in 
den wichtigsten europäischen Hauptstädten beobachteten, spätestens im November 
1932 bewußt. So warnte z.B. Hoesch vor einer vorschnellen Aufnahme der öst­
lichen Grenzforderungen, weil dadurch „der klare Entwicklungsgang unserer Poli­
tik unterbrochen wäre. Es scheint mir also, daß die Ostgrenzenfrage zurückgestellt 
bleiben muß , damit zunächst hoffentlich das Abrüstungsproblem gelöst werden 
kann und damit auf diese Weise auch in Frankreich günstigere Vorbedingungen 
für die spätere Inangriffnahme der Ostgrenzenfrage entstehen können."55 

Abrüstung und Sicherheit, verknüpft mit dem Sprengsatz „Gleichberechtigung" 
empfand man in Deutschland nicht als Stufe einer anzustrebenden Entspannungs­
politik, sondern als Möglichkeit, Terrain im Stil konventioneller Machtpolitik zu 
gewinnen. Kennzeichnend für diese innere Einstellung erscheint die sprachliche 
Diktion des so besonnenen Staatssekretärs von Bülow, als er der Presse den Triumph 
vom 11. Dezember 1932 verkündigte: „Ich möchte hervorheben", erklärte er den 
Journalisten, „daß ich nicht hierher gekommen bin, u m mit Ihnen Victoria zu 

52 Stichworte für einen Bericht des Herrn Reichsministers im Kabinett über die Ab­
rüstungsfrage, e.o. I I F Abr. 4218 v. 29. 11. 32, in: PA AA II F Abr. Del. 7-3 Bd. 2. 

5 3 Mehrmann an Schwendemann v. 12. 12. 32, in: PA AA I I F Abr. 43. 
54 Aufzeichnung Neuraths v. 14. 1. 33, in: PA AA Abr. Del. 1-3 Bd. 1. 
55 Deutsche Botschaft London Nr. 358 v. 24. 11. 32, in: PA AA II F Abr. Del. 3-7 Bd. 2. 
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schießen. Ich bin zu lange im Felde gewesen, u m mir keine Illusionen über den 

Wert von irgendwelchem Freudengeschrei zu machen und u m nicht klar zu erken­

nen, daß wir zwar in Genf eine wichtige Position errungen haben, aber immer 

nur eine Position, die wohl für den Ausgang der Schlacht entscheidend sein kann, 

daß wir aber damit die Schlacht selbst nicht abschließend gewonnen haben."56 

Und gleich wurde auch die weitere Marschrichtung abgesteckt: Man müsse damit 

rechnen, erklärte von Neurath dem Staatssekretär, „daß auch künftig die Fran­

zosen auf der Abrüstungskonferenz Schwierigkeiten bereiten würden. Wenn aber 

die Zusage der Gegenseite auf die Gleichberechtigung nicht eingehalten würde, 

müßten wir eben von neuem die Abrüstungskonferenz verlassen."57 

Daß die grundsätzliche Anerkennung der deutschen Gleichberechtigung noch 

keine Weiche zur allgemeinen Friedenssicherung in Europa bedeutete, eher im 

Gegenteil diese Politik gefährlich dynamisierte, gab nachdenklichen Persönlich­

keiten zur Skepsis Anlaß. Bemerkenswert war die „Prophezeiung" eines der enga­

giertesten Vertreter des Abrüstungsgedankens, des tschechischen Ministerpräsiden­

ten Benesch, der in einem langen Gespräch mit Freiherrn von Rheinbaben am 

2. Oktober 1932 meinte: „Die Hauptsache aber sei eine feste europäische Organi­

sation, die den Frieden sichere. Wenn eine solche neue Organisation nicht käme, 

dann würden die Dinge so laufen, daß Deutschland aus eigener Initiative irgendwie 

selbständig aufrüste. Deutschland wisse dabei, daß es aus diesem Grunde zu keinem 

Kriege kommen würde. Praktisch würden die Dinge so laufen, daß die Tatsache 

der deutschen ,violation des traités' vor den Völkerbund gebracht würde. Es würde 

im Rat keine Einigkeit herrschen und der Fall des Artikels 15 § 7 des Rates ein­

treten. Da andererseits der Kellogg-Pakt in seiner bisherigen Gestalt einen Krieg 

verbiete, so wäre die dann entstehende Rechtslage geradezu ein Skandal."58 

Die Akten lassen eindrucksvoll erkennen, wie sich die Forderung Deutschlands 

nach „nationaler Sicherheit" im Verlaufe der Jahre 1930 bis 1933 zu einer Forde­

rung der betroffenen übrigen Mächte nach Sicherheit vor Deutschland wandelte. 

Das völlige Scheitern aller Bemühungen u m eine „moralische Abrüstung" als 

psychologischer Grundlage eines neuen Sicherheitssystems in Europa — nicht nur 

von Deutschland mit Gleichgültigkeit betrachtet59 - ließ die Eigeninteressen aller 

Staaten gerade während der ersten Phase der Abrüstungskonferenz mit besonderer 

Schärfe hervortreten60. Sehr deutlich wurde dieser grundlegende Umschwung des 

56 Aufzeichnung für die Pressekonferenz v. 12. 11. 32, ebenda; vgl. auch Brünings Termi­
nologie: „Waffen für den Endkampf", Brüning, a.a.O., S. 492. 

57 Aktennotiz Bülows v. 12. 11. 32, in: PA AA II F Abr. Del. 7-3. 
58 Aufzeichnung von Rheinbabens v. 2. 10. 32, ebenda, vgl. auch die Aufzeichnung Lers-

ners in Lersner an Schleicher v. 2. 11. 31, in: BA-MA N 42/33. 
59 So z.B. Deutsche Abrüstungsdelegation e.o. 1920 v. 21 .7 .31 : „Unsere Auffassung, 

derzufolge der moralischen Abrüstung, wenn überhaupt, sodann nur ein recht bescheidener 
Platz im Rahmen der materiellen Abrüstungsmaßnahmen einzuräumen ist, wird von zahl­
reichen Delegationen geteilt." In: PA AA II F Abr. Del. 7-2, Moralische Abrüstung. 

60 Zum Problem der „Moralischen Abrüstung" vgl. den Aufsatz von Walter Simons, Zwei 
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europäischen Sicherheitsdenkens in der von England propagierten „No-force"-

Deklaration, die Simon am 11. November 1932 im Unterhaus von Deutschland 

forderte. In London und Paris, in Genf, Warschau und Prag war zu diesem Zeit­

punkt keine Rede mehr davon, wie den berechtigten Sicherheitsforderungen des 

Deutschen Reiches im Rahmen der Abrüstungskonferenz entsprochen werden 

könne, sondern davon, wie die tendenziell gefährdete Sicherheit der anderen Län­

der erhalten werden konnte. Dieser Wandel in den Grundauffassungen konnte 

das am Machtstaatsgedanken orientierte Deutschland tatsächlich triumphieren las­

sen; Persönlichkeiten wie etwa Hoesch aber wurden nachdenklich und begannen 

innerlich „umzuschalten". Stark beeindruckt berichtete der deutsche Botschafter 

von der „hohen Auffassung von internationaler Moral und Redlichkeit", die in 

der Unterhausdebatte vom 10. und 11. November 1932 zum Ausdruck gekommen 

sei. Beeindruckt war er auch von der englischen Furcht vor deutscher Aufrüstung, 

die „unfehlbar zu einem Wettrüsten und zum Krieg führen müsse". Auf die 

Staatsmänner in der Wilhelmstraße gemünzt war auch der Satz: „Appelle von 

außerordentlicher Eindringlichkeit wurden in dieser Beziehung an Deutschland 

gerichtet. "61 

Brüning hatte die Sicherheitspolitik neben der Reparationspolitik zu dem ent­

scheidenden Hebel der Gesamtaußenpolitik des Reiches gemacht und seine Nach­

folger übernahmen diese Politik. Ausgehend von der allseits anerkannten Tatsache, 

daß Deutschland einen Anspruch auf militärische Gleichberechtigung hatte, ge­

lang es in den Jahren 1930 bis 1933, den Teil V des Versailler Vertrages restlos 

auszuhöhlen. Die Hebelfunktion der deutschen Sicherheitspolitik war letztlich so 

stark, daß dadurch die Machtstellung des Reiches entschieden verändert, vergrö­

ßert wurde, bis auf einen Punkt, der den ehemaligen Siegermächten das Gesetz 

des Handelns aus der Hand nahm. Es wäre zu prüfen, ob sich ein exakter Zeitpunkt 

feststellen läßt, zu dem die deutsche Sicherheitspolitik qualitativ umschlug, das 

von Anfang an in ihr enthaltene offensiv-aggressive Element zur ausschlaggebenden 

Wirkung gelangte. Es stimmt nachdenklich, daß Brüning schon im Jahre 1930 im 

vertraulichen Gespräch mit Hitler die These entwickeln konnte, man müsse 

„Deutschland als erstes Land so . . . rüsten, daß es jeden Druck von außen her 

aushalten könne und dazu noch in der Lage sein würde, seinerseits jederzeit die 

Weltkrise zu benutzen, u m durch sie einen Druck auf alle übrigen Mächte aus­

zuüben . . . Die Regierung sei fest entschlossen, den dargelegten Weg bis zum 

Äußersten zu gehen. "62 

Insgesamt wird davon auszugehen sein, daß der Umschlag in den Jahren zwi­

schen dem Regierungsantritt Brünings und der Machtergreifung durch Hitler 

geschah. Hitler hat die Weichen nicht neu gestellt, er hat allerdings - und darin 

Probleme der Abrüstung, in: Zeitschrift der deutschen Liga für Völkerbund Nr. 9/10 v. 
8. 4. 32. 

61 Deutsche Botschaft London Nr. 348 v. 11. 11. 32, in: PA AA II F Abr. Del. 7-3. 
62 Brüning, a.a.O., S. 193. Vgl. auch ebenda, S. 195f. 
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ist der geschichtlich wesentliche Unterschied zur Sicherheitspolitik der Weimarer 

Republik zu sehen - die von Brüning bis Schleicher bereitgestellten diplomatisch­

politischen und militärischen Instrumentarien in rücksichtsloser Weise für eine 

Politik eingesetzt, mit der sich weder Brüning, Papen noch Schleicher, weder 

Groener noch Hammerstein, wohl auch nicht Blomberg, identifiziert hätten. 

Versucht man abschließend, das Problem „Sicherheit" des Deutschen Reiches 

von einer weitergesteckten Gedankenebene aus zu analysieren, so ist davon aus­

zugehen, daß die Vorstellungen vom Rahmen und den Erfordernissen einer deut­

schen Sicherheitspolitik unmittelbar von der Interpretation der politischen Gesamt­

stellung Deutschlands im Verhältnis zu allen Mächten der Erde abhängig war. Je 

nachdem, welchen „Stellenwert" sich das Deutsche Reich beimaß, stiegen oder 

sanken die Grundbedingungen deutscher Sicherheitspolitik. Noch durchaus tief­

verwurzelt in das Denken in „Weltmächten", „Großmächten", „Hegemonial-

mächten" schwankte die Zuordnung des Weimarer Staates zu diesen Begriffen in 

charakteristischer Weise: Deutschland konnte — so im Zusammenhang mit der 

Rüstungs- und Flottenfrage - sowohl als Macht 2. oder gar 3. Ranges bezeichnet 

werden. I m Hinblick auf die „notwendige" und mögliche Revision des Versailler 

Vertrags aber akzentuierte sich der Stellenwert eher auf Begriffen wie „Mittel­

macht" oder „kontinentaler Großmacht". In einem gleichsam mechanisch ablau­

fenden historisch-politischem Denkprozeß konnte eine derartige „Macht", wenn 

sie über die Revision hinaus zur Wiederaufnahme der wilhelminischen Politik 

schritt, dann aber auch schon als „Hegemonialmacht", in letzter Konsequenz wie­

der als „Weltmacht" bezeichnet werden. 

Es gibt genügend Zeugnisse63, die erkennen lassen, daß solche Terminologien 

nicht chronologisch nacheinander Verwendung fanden, sondern oft gleichzeitig 

nebeneinander standen. Die sich anscheinend damit ausschließenden Konzeptionen 

erlangten jedoch innere politische Logik, wenn den Begriffen jeweils ein Zeitfaktor 

zugeordnet wurde: So entsprach der „Gegenwart" wohl die Macht 2. oder 3. Ran­

ges; der „nahen" Zukunft die der europäischen Großmacht; die fernere Zukunft 

wurde dann - oft bis in den Bereich der Spekulation und Utopie hinein perspekti­

visch verlängert - Begriffen wie „Hegemonial"- und „Welt"macht zugeordnet. 

Umschreibung staatlicher Macht im Rahmen einer Gesamt-Außenpolitik war 

der eine Faktor, Definition des chronologischen Zusammenhanges der andere. Als 

dritter Faktor trat nun der Begriff der „Sicherheit" hinzu. Auch er war im Gesamt­

system der politischen Begriffsbildung variabel und dynamisch: stand es doch außer 

Frage, daß die „Sicherheitsbedürfnisse" einer drittrangigen Macht völlig anders 

zu umschreiben waren als die einer Hegemonial- oder gar Weltmacht. Gerade 

Frankreich hatte darauf seit dem Ende des Ersten Weltkrieges unzählige Male 

hingewiesen. Generell wird davon auszugehen sein, daß ein derartig schwammiger 

63 Vgl. dazu neuerdings J. Dülffer, Weimar, Hitler und die Marine, Reichspolitik und 
Flottenbau 1920-1939, Düsseldorf 1972, der die verschiedenen Interpretationsebenen scharf 
herauspräpariert. 
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Sicherheitsbegriff nur partiell mit militärischer und/oder politischer „Verteidigung" 
zu tun hatte, im wesentlichen aber Teilstück einer sowohl defensiven als auch 
möglichen offensiven politisch-militärischen Konzeption war. Das zeigte sich bereits 
im Keim der Überlegungen der Weimarer Republik hinsichtlich der „Sicherheit" 
gegenüber den unmittelbaren Anrainern des neuen Staates im Osten und Westen, 
Polen und Frankreich. Dem Sicherheitsbedürfnis gegenüber Polen wurde seit 1920 
in der einen oder anderen Form genügt - das reichte von der Aufstellung von 
„schwarzen" Verbänden64, Selbstverteidigungsorganisationen bis zum Abschluß 
völkerrechtlich verbindlicher Verträge mit der Sowjetunion und der Einleitung 
einer engen militärischen Zusammenarbeit der beiden potentiell revisionistischen 
Ostmächte Deutschland und Rußland. Es ist schwer zu entscheiden, wann und 
unter welchen Bedingungen die deutsche Sicherheitspolitik bezüglich Polens sich 
vom defensiven zum offensiven Moment wandelte, die defensive in eine offensive 
Qualität umschlug. Daß dies im Verlaufe der dreißiger Jahre geschehen ist, dürfte 
jedoch außer Zweifel stehen. 

Die sicherheitspolitische Ausgangslage der Weimarer Republik hatte der deut­
schen Politik einen unschätzbaren diplomatischen Vorteil verschafft: In den ersten 
Jahren nach 1918 konnte an der tatsächlichen Gefährdung der Republik durch 
Mächte wie Frankreich, Polen und der Tschechoslowakei subjektiv gesehen gar 
kein Zweifel sein. Das war der Grund, weshalb z.B. England den oft halb- oder 
illegalen sicherheitspolitischen Maßnahmen der Reichsregierung schweigend zu­
sah und Frankreichs Reaktionen bremste65. Indem nun aber gerade der Haupt­
garant des Versailler Vertrags — Frankreich — bis 1933 starr und unbeirrt an den 
Klauseln gerade des Teils V des Vertrages festhielt, dem Vertrag damit Ewigkeits­
wert zu geben sich bemühte, lieferte dieses Land der deutschen Politik das denkbar 
beste Argument zur Fortführung und Vervollständigung seiner „notwendigen" 
Sicherheitspolitik - gerade im Osten. Indem Frankreich auf seinem „Schein" von 
Versailles pochte, und indem Deutschland formell den Forderungen von Versailles 
entsprach - noch 1934/35 wurde die Fiktion der völligen Einhaltung der Bestim­
mungen aufrechterhalten! — schuf sich Deutschland unterhalb dieser steril gewor­
denen „obersten" Ebene des deutsch-französischen Verhältnisses genügend Frei­
raum, u m in aller Stille seine Sicherheitsforderungen so weit auszubauen, so weit 
zu treiben, daß der Umschlag von der Defensive zur Offensive möglich wurde, 
ohne daß damit zunächst schwerwiegende außenpolitische Nachteile verknüpft 
gewesen wären. Nichts Besseres konnte den Führern der Reichswehr und der 
Außenpolitik von Stresemann bis Brüning geschehen, als daß Frankreich sich allen 
Abrüstungsbemühungen kategorisch widersetzte, denn damit „zwang" es Deutsch­
land, seine permanent „bedrohte" Sicherheit weiterhin zu vervollständigen. 

Doch es wäre wohl falsch, aus diesem „Mechanismus" auf eine monokausale 
„Einbahnstraße" deutscher Sicherheitspolitik von Stresemann bis Schleicher und -

64 „für die Armee lebenswichtig", zitiert nach Carsten, a.a.O., S. 301. 
65 Salewski, Entwaffnung, S. 227 f. u. ö. 
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wie es in der D D R behauptet wird (W. Ruge) - bis Hitler zu schließen. Gewiß, 

Brüning war weit davon entfernt, die propagandistischen Friedensschalmeien der 

„goldenen" Stresemann-Briand-Ära ernst zu nehmen und er verstand sich, stärker 

als Stresemann, immer in erster Linie als Politiker der Revision, nicht etwa Euro­

pas. Der die Brüningschen Memoiren wie ein roter Faden durchziehende Anflug 

von Militanz, ja militaristischem Denken, ließ sich aber immer noch in den Rah­

men der „klassischen", d.h. wesentlich „friedlichen" Revisionspolitik einordnen. 

Hitlers Vorstellungen von 1930, in denen bereits das Gesamtprogramm gewalt­

samer Expansion anklang, nannte Brüning „phantastisch". Er verurteilte es nicht 

moralisch — von politischer Moral war der Katholik frei — aber es paßte nicht in 

sein Verständnis von Realpolitik. Diese Grenzen des Brüningschen Revisionismus 

lassen sich auf gleichsam negativer Folie aus der großen Rheinbabenschen Denk­

schrift vom 13. Dezember 1930 ablesen66. Das eben warf von Rheinbaben der 

deutschen Außenpolitik in der Ära Brüning vor: 

„Zu verwerfen ist . . . die kategorische Forderung einer ,Gesamtrevision des 

Versailler Vertrages', wie das übliche katalogmäßige Aufzählen einer ganzen Reihe 

von Einzelforderungen, die letzten Endes in ihrer Summe darauf hinauslaufen, 

den Zustand von 1914 möglichst wieder herzustellen." Nicht daraufkomme es an, 

sondern auf die Erreichung eines Zustandes, „unter dem es [das Reich] sich als 

Faktor der Befriedung mit der Niederlage von 1918 abfinden und den Rest seiner 

nationalen Aspirationen der näheren oder weiteren Zukunft anheimstellen kann". 

Brünings Ziele erschienen demnach gleichzeitig als zu weit und als zu eng ge­

steckt: Zu weit, indem sie auf das Jahr 1914 programmatisch gerichtet waren, zu 

eng, weil sie nicht über dieses „1914" hinausgingen und eine „Neuordnung Euro­

pas" unter deutscher Führung anstrebten. 

Daraus aber ergibt sich, daß die Brüningsche Sicherheitspolitik taktisch die 

offensiven Momente akzentuierte, im Gesamtrahmen der Revision jedoch auch 

noch als „defensiv" beurteilt werden könnte — unter der fragwürdigen Voraus­

setzung freilich, daß die Revision „auf 1914" ein letztlich „legitimes" und vor 

allem mit friedlichen Mitteln - wenn auch nicht ohne militärischen Druck -

erreichbares „Endziel" deutscher Außen- und Sicherheitspolitik war. Innerhalb 

eines so abgesteckten Rahmens aber konvergierten auch die Vorstellungen der 

Reichswehr mit denen Brünings; und auch Schleicher - als Reichswehrminister 

wie als Kanzler — geriet nicht in Konkurrenz zur deutschen Außenpolitik. Das läßt 

sich für die Reichsmarine leichter fassen als für das Reichsheer: Von Brüning 

bis Schleicher führt eine ständig aufwärts gerichtete Linie gegenseitigen „Ver­

ständnisses " und zielstrebigen Aufbaues mit dem Ziel der Herstellung einer Macht­

verteilung à la 191467. 

66 „Deutsche Revisionspolitik", undatiert, mit Anschreiben vom 13. 12. 30 an Schleicher, 
in: BA/MA N 42/33. 

67 Vgl. Michael Salewski, Marineleitung und politische Führung, in: Militärgeschichtl. 
Mitt. Jg. 1971, H. 2, S. 113-158. 



144 Michael Salewski 

Damit aber wurde der deutsch-französische Gegensatz, den schon Stresemann 

mit mehr als einem Theatercoup wenigstens zu kaschieren gesucht hatte, endgültig 

zur Konstante deutscher Politik, denn niemals konnte es fraglich sein, daß sich 

Frankreich gegen eine deutsche Revisionspolitik unter dem Tarnmantel der „Sicher­

heit" mit allen ihm zur Verfügung stehenden Mitteln wenden mußte. Der deutsch­

französische Antagonismus war somit ein permanenter Faktor deutscher Außen­

politik, und an „echte" Sicherheit wäre also schon von der Grundvoraussetzung 

her niemals zu denken gewesen. 

War nun aber — so wird doch auch alternativ zu fragen sein — diese insgesamt 

negative Entwicklung des deutsch-französischen Verhältnisses in den dreißiger Jah­

ren tatsächlich die einzige Ursache für den verhängnisvollen Entwicklungsgang der 

deutschen Sicherheits- und Außenpolitik? Hat es, rückblickend betrachtet, nicht 

doch auch Ansätze zu einer „echten" deutsch-französischen Annäherung, ja Ver­

söhnung gegeben mit dem Ziel, das Hauptproblem der europäischen Sicherheit im 

kollektiven Rahmen zu lösen? 

Fraglos sind derartige Ansätze deutlich erkennbar. Vor allem Schleicher und der 

Kreis jener politischen und politisierenden Persönlichkeiten, die sich um ihn schar­

ten — die Rechberg, Regendanz, Lersner, v. Alvensleben, v. Rheinbaben, u m nu r 

einige zu nennen, - vertraten ja bekanntlich seit jeher den Standpunkt, daß der 

politische Ausgleich mit Frankreich für Deutschland eine Lebensfrage sei; eine 

Erkenntnis, die den „Hohl- und Kohlköpfen" der Diplomaten keineswegs geläufig 

sei, wie es v. Alvensleben einmal in grenzenlosem Hochmut Schleicher gegenüber 

äußerte68. 

Doch eine genauere Analyse dieser sich meist unterhalb der offiziellen diplomati­

schen Ebene abspielenden „Versöhnungspolitik" ergibt ein niederschmetterndes 

Bild: der Ausgleich mit Frankreich - das ging aus zahlreichen Betrachtungen und 

Denkschriften hervor — galt ihnen allen nur als Mittel zum Zweck einer durch­

schlagenderen Revisions-, ja Gewalt- und Eroberungspolitik im Osten. Entlarvend 

dafür erscheint eine umfangreiche Denkschrift von Rheinbaben und eine un-

signierte Aufzeichnung, die sich im Nachlaß Schleicher findet. „Das Ziel der 

deutschen Politik", so hieß es hier, „muß neben der Wiederherstellung des inter­

nationalen Vertrauens in die Stabilität der deutschen Wirtschaft auf lange Sicht 

gesehen die Schaffung von Raum für das stark übervölkerte Land sein . . . Diese 

Schaffung von Raum muß bei der Lage des Landes zwingend nach Süd-Osten hin 

erfolgen, einmal mit Rücksicht auf die geringere Widerstandskraft des Ostens 

gegenüber einer Durchdringungsabsicht von unserer Seite, dann aber auch mit 

Rücksicht auf die klimatischen Verhältnisse des Südostens des europäischen Konti­

nents. Bejaht man die politische Notwendigkeit einer solchen politischen Direktion, 

so ist die gegebene Voraussetzung die Rückendeckung nach Westen, das heißt, die 

Verständigung mit Frankreich . . . Die Verständigung mit Frankreich muß aus 

diesem Grunde das nächste und zwingendste Ziel der deutschen Politik sein. "69 

68 Alvensleben an Schleicher, in: BA-MA N 42/34. 
69 Rheinbaben: „Deutsche Revisionspolitik", s. Anm. 66. 
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Ob Schleicher selbst einer solcherart aggressiven, Hitlersche Grundmaximen 

deutlich vorwegnehmenden Interpretation des potentiellen deutsch-französischen 

Ausgleichs zugestimmt hat, mag offen bleiben - beeindruckt haben ihn solche 

Thesen sicherlich. Doch wie dem auch sei: Das Fatale aller deutschen Sicherheits­

politik wird deutlich: Selbst ein ernstgemeinter "Versuch, den französischen Sicher­

heitswünschen von deutscher Seite aus nachzukommen, mußte sich die mißtrau­

ische Frage gefallen lassen, ob dadurch nicht nur die Zerstörung des französischen 

Bündnissystems in Osteuropa betrieben wurde mit dem Endziel eines „Machtaus­

gleichs " mit Frankreich auf der Basis einer deutschen Ostexpansion. Von hier aus 

betrachtet konnten gerade Persönlichkeiten wie Schleicher, von Rheinbaben und 

Rechberg als Wölfe im Schafspelz erscheinen, viel gefährlicher als jene schlicht-

denkenden nationalistischen Schreier wie Hugenberg und — Hitler. 

Die hier angedeutete denkbare Alternative zur deutschen Sicherheitspolitik der 

Jahre 1930-1933 wurde in der politischen Praxis dieser Jahre allerdings nicht ernst­

haft verfolgt. Die erst unmerkliche, dann, seit 1932, immer mehr sich beschleuni­

gende Verbesserung der deutschen Rüstung sollte schließlich dazu führen, daß 

Frankreich plötzlich — 1936 — erkennen mußte , daß nunmehr eine Sanktionspolitik 

gegenüber Deutschland schon militärisch unkalkulierbar geworden war: die Chance 

war vorbei, der „Schein" von Versailles hatte Frankreich düpiert. Hitler, der Erbe 

des Weimarer Systems, konnte tr iumphieren: Niemals in der deutschen Geschichte 

war eine „Gefahrenzone" so sicher und mit so großem Abschlußerfolg durchlaufen 

worden, wie jene von 1919 bis 1936. 

Mit den drei Faktoren: Machtstaatsstellung, Zeitfaktor, Sicherheitskomponente 

war für die deutsche Politik jederzeit ein Spiel mit drei Kugeln möglich70, immer 

konnten die Faktoren ausgetauscht, in ihrem Stellenwert variabel gehandhabt 

werden. 

Man kann davon ausgehen, daß „Sicherheitspolitik" in den ersten Jahren der 

Republik lediglich die territoriale, unmittelbare Sicherheit im Osten und Südosten 

des Reiches einschloß. Schon Frankreich gegenüber gab es seit den Enttäuschungen 

des Jahres 1919 keine realistische „Sicherheitspolitik", da es militärisch sinnlos 

gewesen wäre, sich gegen Frankreich „sichern" zu wollen. Das heißt : Die Sicher­

heitsbedürfnisse der Jahre 1919-1922 richteten sich ausschließlich auf die öst­

lichen Nachbarn, nur sie waren potentielle Gegner, denen gegenüber Verteidigung 

und damit Sicherheitspolitik in Frage kommen konnte. Das änderte sich 1923, im 

Krisenjahr der Republik und ihres staatlichen Selbstverständnisses: nunmehr kam 

Frankreich als Sicherheitsfaktor endgültig hinzu: nicht anders dürfte Stresemanns 

Politik zu deuten sein: Da eine militärische Sicherheit noch auf Jahre hinaus un­

erreichbar schien, war an die politisch-diplomatischen Möglichkeiten des Jahres 

1922, d.h. an die Politik Wirths, anzuknüpfen. Als neuer Sicherheitsfaktor kam 

70 Vgl. dazu auch Brünings Parabel von dem Spiel mit „6 oder 7 Kugeln", das er spielen 
müsse - offensichtlich eine Reminiszenz an das bekannte Bismarcksche Wort von den „5 
Kugeln". 
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nun der von Frankreich propagierte Begriff des „potentiel de guerre" hinzu, d.h. 
die Grundsatzüberlegung, daß auf die Dauer gesehen sich Sicherheit und Schutz 
nicht nur nach der aktuellen militärischen Stärke der Staaten berechnen ließ, 
sondern die Gesamtheit der politischen, wirtschaftlichen, industriellen, demo­
graphischen Möglichkeiten einbeziehen mußte. Deutschland als potentielle Hege-
monialmacht des Kontinents setzte nun diese Möglichkeiten in sein Kalkül ein: 
die Locarno-Politik zielte darauf ab, das Sicherheitsproblem nun auch im Westen 
zu lösen; dies nicht mit Mitteln, wie sie im Osten sinnvoll, im Westen aber sinn­
los und gefährlich waren, sondern auf der Ebene hoher Vertragspolitik. Der Versuch 
gelang — vordergründig betrachtet. Es wurde allerdings zum Kennzeichen der 
Spätphase der Republik, daß die vertragliche Absicherung - die in chauvinistischen 
Augen immer nur als „zweitbeste" Lösung gegolten hatte - nur als temporäre 
Sicherheitsgarantie begriffen wurde. Wie im Osten, so sollte schließlich auch im 
Westen das System der kollektiven Garantie durch die Gewalt der Waffen ersetzt 
werden, und so betrachtet stellte Hitlers Einmarsch von 1936 nur den logischen 
Abschlußpunkt einer langen Entwicklung dar71. 

Mit dem Bestreben, die Sicherheit der Republik laufend zu erhöhen, bis aus der 
Sicherheit des eigenen Landes die Gefährdung der Sicherheit der anderen Staaten 
wurde, ging die Erweiterung der möglichen Sicherheitsrisiken für Deutschland 
parallel einher. So wie es in den ersten Jahren nach 1919 kein politisch-militärisch 
lösbares Sicherheitsproblem Frankreich gegeben hatte, so gab es in den Jahren 
von 1924-1932 kein Sicherheitsproblem England oder USA. Anders ausgedrückt: 
Da es sinnlos — weil de facto unmöglich — war, einen eventuellen Kriegsfall Eng­
land und/oder USA einzukalkulieren, entfielen entsprechende Sicherheitsmaßnah­
men. Folgerichtig haben weder Politik noch Reichswehr jemals den Fall „Krieg 
gegen England" auch nur theoretisch durchgespielt. Die Einbeziehung der großen 
Seemächte in die Sicherheitspolitik des Reiches erfolgte logischerweise erst zu 
einem Zeitpunkt, als das Selbstverständnis Deutschlands dem Reich wieder den 
Anspruch auf hegemoniale Macht zusprach: das geschah erstmals etwa im Jahr 
1932 — noch vor Hitler. Und nachdem Deutschland wieder in den Kreis der poten­
tiellen Hegemonialmächte zurückgekehrt war, tauchte auch wieder England als 
Sicherheitsrisiko auf, damit aber wieder die alte Rivalität: Vorausgesehen hatte 
vor allem die deutsche Marine dies schon immer. Wenn man den Zeitfaktor weit 
in die Zukunft verschob, traten England, ja auch die USA „automatisch" in den 
Kreis der Mächte, die die deutsche Sicherheitspolitik berücksichtigen mußte. Real 
aber wurden England erst etwa 1935/36, die USA erst 1939/40 in das deutsche 
Sicherheitsdenken integriert. Und Japan als Risikofaktor für das neue „Weltreich" 

71 Vgl. auch die Beobachtung von Graml: Mit einem gewissen Fatalismus nahmen vor 
allem die osteuropäischen kleinen Mächte es als selbstverständlich an, „daß deutsche Revi­
sionspolitik in weitergreifende Expansionspolitik münden würde"; H. Graml, Europa zwi­
schen den Kriegen, in: Deutsche Geschichte seit dem Ersten Weltkrieg, Band I, Stuttgart 
1971, S. 366. 
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geriet erst für eine Nach-Weltkrieg II-Periode in den Blickpunkt der „Sicherheits­

politik"'2. 

Diese Betrachtungen führen zum Ergebnis, daß sich der Begriff „Sicherheit" 

letztlich selbst ad adsurdum führen konnte. Er war auch schon für die frühen 

dreißiger Jahre ein Universalbegriff - und Mittel für die Außenpolitik schlechthin. 

Vielleicht ließe er sich mit dem Begriff „Realpolitik" in der Definition des 19. Jahr­

hunderts gleichsetzen. Was den Begriff „Sicherheit" im diplomatischen Alltags­

getriebe der dreißiger Jahre so behebt machte, war aber seine propagandistische 

Qualität. Sie hat bis heute nichts von ihrer vordergründigen Attraktion verloren. 

72 Vgl. dazu M. Salewski, Die deutsche Seekriegsleitung 1935-1945; Band III: Denkschrif­
ten und Lagebetrachtungen 1938-1944, Frankfurt/M. 1973, S. 18 ff. und Beilagenkarte. 
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DER NS-STUDENTENBUND VON 1926 BIS 1928: 

RANDGRUPPE ZWISCHEN HITLER UND STRASSER 

Am 20. Februar 1926 wandte sich der Völkische Beobachter1, das offizielle Presse­

organ der NSDAP, in einem Aufruf an alle „nationalsozialistischen Studenten" : 

„Mehr als zwei Jahre sind vergangen, da der erste deutsche Student sein Eintreten 
für den Nationalsozialismus mit dem Leben bezahlte. Verboten und verfolgt wird 
unsere Bewegung noch heute! Alle Parteien von rechts und links beteiligen sich 
an der Hetze gegen uns. Warum? 
Die bürgerlichen Rechts- und Mittelparteien deshalb, weil sie wissen, daß wir ihr 
Aussaugungssystem des schaffenden Volkes bekämpfen, und die wirtschaftlich be­
rechtigten Forderungen der Arbeiter gegen sie unterstützen. 
Die marxistischen Linksparteien bekämpfen uns deshalb, weil wir die Arbeiter­
schaft sehend machen wollen gegenüber dem ungeheuren Betrug und Verrat, den 
der Marxismus an ihr verübt. 
Und doch kann eine wahre Volksgemeinschaft nur erstehen, wenn ,national' und 
'sozialistisch' in unserem Volk in eines zusammenfließen. 
Wir nationalsozialistischen Studenten haben lange gehofft, daß bereits bestehende 
,völkische' Verbände ihre Aufgabe erkennen und an ihrem Platze an den Hoch­
schulen und im täglichen Leben mit der Tat auf dem Wege zur Volksgemeinschaft 
voranschreiten. Es ist nichts Positives geleistet worden, außer wenn man etwa die 
Aufstellung von phrasenreichen Programmen so beziehen [sic] wollte. 
Tatsächlich hat ein großer Teil der deutschen Studentenschaft, namentlich der 
junge Nachwuchs, fast völlig verlernt, Fühlung zum Volk zu haben. Man kann 
nicht Führer sein, wenn man gegen die berechtigten Forderungen der Volksgenos­
sen kämpft und den materiellen Hunger mit allgemeinen ,nationalen' Redensarten 
abspeist. Jeder Frontsoldat oder Werkstudent wird durch seine Erfahrungen obige 
Ansicht bestätigen können. Es gilt vielmehr für die Jungakademiker, ,aktiv' zu 
werden in der Befreiung der vom Marxismus betrogenen und von der Hochfinanz 
enterbten, ausgebeuteten Volksschichten durch den Nationalsozialismus. 
Wenn es schon immer unter den deutschen Studenten Anhänger unseres Gedan­
kens gegeben hat, so ist es mehr denn je gerade jetzt nötig, diese zu organisieren, 
um damit einen scharfen Trennungsstrich zwischen nationalsozialistischen Studen­
ten und solchen zu ziehen, die Anhänger des jetzt herrschenden politischen und 
wirtschaftlichen Systems sind. 
Wir fordern daher von allen Gesinnungsfreunden der Hochschulen des deutschen 
Sprachgebietes, die bereits der N.S.D.A.P. angehören, unverzüglich, soweit noch 
nicht geschehen, Sektionen des Nationalsozialistischen deutschen Studentenbundes' 
zu gründen und die Anschriften zu senden an den N.S.D.St.B., Sitz München, 
Schellingstraße 50. 
Alle übrigen Kommilitonen, die Anhänger unserer Sache sind, haben die Pflicht, 
nunmehr ihre Gesinnung offen zu bekennen, indem sie der N.S.D.A.P. beitreten." 

Unterzeichner dieses Aufrufes waren der Plauener Jurastudent Wilhelm Tempel 

und der Werdauer Helmut Podlich, ebenfalls Student der Rechte. Sie hatten bereits 

in München eine Hochschulgruppe („Hogru") des „NSDStB" ins Leben gerufen, 

1 Sämtliche nachfolgenden Zitate aus dem Völkischen Beobachter nach der Münchener 
Ausgabe. 
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die im Sommersemester 1926 25 Mitglieder zählte2. Dem Münchener Beispiel 

wurde alsbald auch an anderen Hochschulen des Deutschen Reiches Folge geleistet. 

Von der Technischen Hochschule in Berlin schrieb der baltische Student Artur 

von Behr im März 1926 an Tempel, in der Reichshauptstadt seien schon „einige 

Anfänge" für die Gründung einer Hochschulgruppe „vorhanden"3. Von Behr for­

derte dann seinerseits alle nationalsozialistischen Studenten Berlins auf, sich bei 

ihm als dem NS-Hochschulgruppenführer („Hogruf") für Berlin zu melden4. Bis 

Ende April 1926 lagen ihm schließlich acht Anschriften vor5. Ähnliches geschah 

in Heidelberg; zum Ausklang des Sommersemesters 1926 gab es hier eine Hoch­

schulgruppe, wenn auch nur mit drei Mitgliedern8. Obschon die Rektoren mancher 

Hochschulen der Gründung von NS-„Hogrus" aus national-konservativen oder 

formalrechtlichen Motiven Steine in den Weg legten7, bestanden im Juni 1926 

immerhin zehn, Mitte Dezember zwanzig Hochschulgruppen, mit insgesamt 300 

Mitgliedern8. Bereits im Juli 1926 gelang es einer Hochschulgruppe, nämlich der 

in Frankfurt, sich erfolgreich an den studentischen Kammerwahlen zu beteiligen9; 

im Dezember 1927 nahmen die NS-Studenten Alfons Weber und Eberhard Müller 

für ihre „Hogru" im Münchener AStA ihre Sitze ein10. 

War dem NSDStB damit Gelegenheit gegeben, sich aktiv in die Diskussion zur 

Klärung aktueller studentenpolitischer Fragen einzuschalten, so bedurfte es dazu 

doch eines festen programmatischen Standpunktes. Den Kern dieses studentischen 

Programms bildeten keineswegs die herkömmlichen nationalen Parolen, sondern 

vielmehr der dringende Appell an alle deutschen gesellschaftlichen Schichten zur 

Linderung der wirtschaftlichen und sozialen Not unter der Studentenschaft. Mit 

gutem Grund bezogen Tempel und Podlich sich in ihrem Aufruf vom 20. Februar 

1926 auf den „materiellen Hunger" , den „jeder Frontsoldat oder Werkstudent" 

durch eigene Erfahrung bestätigen könne11. Wie viele Studierende waren damals 

2 Mitgliederliste NSDStB, Sektion München, o.J. (S[ommer] S[emester] 1926), Archiv 
der ehemaligen Reichsstudentenführung und des NSDStB in der Universitätsbibliothek Würz-
burg (künftig AKW), RSF II * A10. 

3 Von Behr an Tempel, o.J. (Datum des Poststempels: 18. 3. 26), ARW, RSF II * A1. 
4 Völkischer Beobachter, 24. 4. 26. 
5 Von Behr an Tempel, 27. 4. 26, ARW, RSF II * A1. 
6 Vgl. Korr. Klässel/von Valtier-Tempel, Mai-Aug. 1926, ARW, RSF II * A 6. - Hierzu 

sei bemerkt, daß der Heidelberger Allgemeine Studentenausschuß (AStA) bereits 1924 ein­
mal von Hitler-Anhängern beherrscht gewesen war. Dazu Walter Hirche, Quellenlage und 
Forschungsstand zur Geschichte der Studentenschaft in der Weimarer Republik, Zulassungs­
arbeit (Msch.), Heidelberg 1969, S. 57. 

7 Beispiel: Darmstadt. Vgl. Rektor der Technischen Hochschule Darmstadt an Kohl, 
9. 6. 26, ARW, RSF II * A20. Vgl. ferner für Marburg Rektor der Univ. Marburg an „Hogru" 
Marburg, 1. 3. 27, ARW, RSF II * A10. 

8 Von Behr an Tempel, Juni 1926, ARW, RSF II * A1; 3. Rundschreiben, NSDStB-Reichs­
leitung, W[iuter-] S[emester] 1926/27, Leipzig, 15. 1. 27, ARW, RSF II * A14. 

9 Völkischer Beobachter, 15. 7. 26. 
10 Mitgliederliste AStA München, WS 1927/28, ARW, RSF II * A18. 
11 Völkischer Beobachter, 20. 2. 26. 
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ausgediente Frontsoldaten oder finanzierten sich ihr Studium durch kräftever­
schleißenden Nebenerwerb12! Der Anspruch, die Interessen der allenthalben not­
leidenden Studenten wahren zu wollen, wurde im NSDStB seit den ersten Grün­
dungsmonaten konsequent verfochten. Man wandte sich gegen die „unsozialen 
Verhältnisse an den Hochschulen"13 und stellte die grundsätzliche Frage, ob „wirk­
lich der Geldbeutel dem Studenten das Recht auf Studium und Führung" zusichern 
solle14. Auch Adolf Hitler rührte an diese Thematik, wenn er in einem vom NSDStB 
in München organisierten Vortrag vor Studenten von der reichsdeutschen Volkswirt­
schaft forderte, sie müsse „die 20 Millionen Menschen, die heute zuviel leben, 
ernähren, ihnen Arbeit und Brot geben"15. 

Es verwundert daher nicht, daß der NSDStB in den ersten Jahren den Typ des 
verarmten deutschen Hochschülers angezogen hat. Die Mitglieder der „Reichs­
leitung" des NSDStB waren ohne Ausnahme Werkstudenten; in den Hochschul­
gruppen betrug der Werkstudentenanteil „über 90 Prozent", will man einer Er­
klärung Tempels im Völkischen Beobachter Glauben schenken16. Tempel selbst 
entbehrte viel; nachdem ihm ein Stipendium entzogen worden war, mußte er des 
öfteren auf das Mittagessen verzichten, u m seinen rudimentären Bürobetrieb auf­
rechtzuerhalten17. Von seinen Mitarbeitern verfügte nur Pg. Hans Glauning, der 
stellvertretende NSDStB-Reichsleiter, über einen monatlichen Wechsel von mehr 
als 100 Mark18; das war im November 1927, als ein Bauhilfsarbeiter einen Wochen­
lohn von 50,88 Mark erhielt19 und 1 Pfund Rindfleisch 1,11 Mark kostete20. Der 

12 Zum Typus des Frontsoldaten nach 1918, vgl. Jürgen Schwarz, Studenten in der Wei­
marer Republik, Die deutsche Studentenschaft in der Zeit von 1918 bis 1923 und ihre Stel­
lung zur Politik ( = Ordo Politicus, Bd. 12), Berlin 1971, S. 103 ff. Zur Problematik des 
Werkstudententums, siehe meinen demnächst in Journal of Contemporary History erscheinen­
den Aufsatz, The Work Student: A Socio-Economic Phenomenon of Early Weimar Germany. 

13 Völkischer Beobachter, 8. 7. 26; auch ebenda, 30. 6. 26. 
14 Ebenda, 14. 8. 26. 
15 Text des Vortrags, Der Weg zu Freiheit und Brot, abgedruckt ebenda, 23. 11. 27. 

Vgl. auch Bericht Polizeipräsidium München, o.J. (Nov. 1927), Hoover Institution on War, 
Revolution and Peace, Stanford, NSDAP Haupt-Archiv (künftig HIS, NSDAP HA), 34A/ 
1796; und Baldur von Schirach, Ich glaubte an Hitler, Hamburg 1967, S. 45-53. 

16 18. 6. 26. — Eine genaue Werkstudenten-Statistik für die Zeit der Weimarer Republik 
ist, schon wegen der stark voneinander abweichenden Zahlenangaben, bisher noch nicht 
erstellt worden. 90 % würde aber nach jeder Rechnung einen ungewöhnlich hohen Anteil 
darstellen. Für 1926 liegen soweit für die gesamte Studentenschaft keine Werte vor. Im 
Aug. 1927 soll es in Berlin, schon immer die Stadt mit dem höchsten Werkstudenten-Anteil, 
einen Prozentsatz von 50 für Werkstudenten gegeben haben (Die Glocke, Oeldei. W., 17. 8. 27). 

17 Tempel an Heinemann, 6. 11. 27; auch Tempel an Reichsleitung NSDAP, [1.] 11. 27, 
ARW, RSF II * A17. Bei diesen Dokumenten handelt es sich, wie bei vielen in der Quellen­
sammlung des NSDStB, um Abschriften der Originalschreiben. Nach quellenkritischen Ge­
sichtspunkten erscheinen sie aber als voll beweiskräftig. 

18 Tempel an Heinemann, 6. 11. 27, ARW, RSF I I * A17. 
19 Berechnet für Berlin, 1. 10. 27. Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich 1928, 

hrsg. v. Statistischen Reichsamt, Berlin 1928, S. 365. 
20 Berechnet für Berlin, Nov. 1927, ebenda, S. 343. 
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Gefolgschaft erging es nicht anders. Als die Berliner Bundesmitglieder zu einer 

Studententagung fahren wollten, mußten sie sich das Fahrgeld buchstäblich vom 

Munde absparen21. In allen NSDStB-Zellen war der Typus des wirtschaftlich un­

gesicherten Studierenden vorherrschend (verkörpert durch jenen, der im Oktober 

1926 noch als Oberprimaner bei Tempel u m Rat bat, weil er wegen der finanziellen 

Verhältnisse seines Vaters kein Studiengeld hatte aufbringen können22), nicht die 

vom Wohlstand gezeichnete Ausnahme. Der Jurastudent Wilko Welsch, der in 

seiner Leipziger „Hogru" damit protzte, sich demnächst „ein Auto kaufen zu 

wollen"23, war bei seinen Kameraden so schlecht gelitten, daß er sich im August 

1927 zum Austritt aus dem NSDStB genötigt fühlte24. 

Daß die Sympathien mit der notleidenden Studentenschaft, als deren Sprachrohr 

sie sich begriff, für die Gruppe u m Tempel kein bloßes Lippenbekenntnis darstell­

ten25, hat diese mindestens in einem quellenmäßig dokumentierten Fall bewiesen. 

Als im September 1926 in Berlin die Gefahr bestand, daß zwei noch aus der Kriegs­

zeit herrührende Baracken, in denen arme Studenten notdürftig untergebracht 

waren, vom preußischen Finanzministerium abgerissen würden, wandte sich der 

damalige Berliner Hochschulgruppenführer Werner Schülke in einem nachdrück­

lichen Schreiben an seinen Reichsleiter Tempel. „Die Studenten, die durch diesen 

ganz unglaublichen Willkürakt eines preußischen Landesfinanzamtes auf die Straße 

geworfen werden sollen, gehören ausnahmslos den gänzlich verarmten Volks­

schichten an und sind nicht in der Lage, bei einem durchschnittlichen Monats­

einkommen von 40-50 M, von dem sie Lebensunterhalt und Studium bestreiten, 

für ein möbliertes Zimmer ca 30 M Miete zu zahlen." Er halte es „für die ver­

dammte Pflicht und Schuldigkeit" des NSDStB, „die Sache dieser mittellosen 

Studenten" zur Sache des Bundes zu machen und bat u m Intervention bei der 

nationalsozialistischen Reichstagsfraktion26. Tempel reichte die Angelegenheit un­

verzüglich an den NS-Reichstagsabgeordneten Dr. Wilhelm Frick weiter und erhielt 

postwendend Antwort. Frick hatte den Reichsfinanzminister ersucht, „daß ent­

weder den Studenten die bisherige billige Wohngelegenheit erhalten oder ihnen 

eine gleichwertige & billige verschafft wird"27. 

Ließ sich dieser Einzelfall propagandistisch damals nicht optimal auswerten, so 

blieb für Werbezwecke innerhalb der Studentenschaft immer noch die Frage der 

Hochschulgebührenerhöhung. Hier konnten Tempels Leute u m so wirkungsvoller 

agieren, als sie wußten, daß die Problematik der Hochschulgebühren studentische 

21 Schülke an NSDStB-Reichsleitung, 20. 7. 26, ARW, RSF II * A1. 
22 Korn an Tempel, 5. 10. 26, ARW, RSF II * A15. 
23 „Hogruf" Leipzig an NSDStB-Reichsleitung, 24. 7. 27, ARW, RSF II * A8. 
24 Welsch an Tempel, 22. 8. 27, ARW, RSF II * A8. 
25 In diesem Punkt zielt die Interpretation bei Hans Peter Bleuel und Ernst Klinnert, 

Deutsche Studenten auf dem Weg ins Dritte Reich, Ideologien - Programme - Aktionen 
1918-1935, Gütersloh 1967, S. 197-200, völlig daneben. 

26 Schülke an Tempel, 20. 9. 26, ARW, RSF II * A1. 
27 Frick an Tempel, 26. 9. 26; auch Tempel an Frick, 24. 9. 26, ARW, RSF II * A20. 



152 Michael H. Kater 

Gemüter seit Anbeginn der Weimarer Epoche tief bewegt hatte28. In den mitt-

zwanziger Jahren gedieh das Problem schließlich zum politischen Spielball zweier 

entgegengesetzter Fronten im sogenannten preußischen Verfassungskonflikt zwi­

schen der Deutschen Studentenschaft und dem preußischen Kultusminister Becker29. 

Doch vermochten Sozialkritiker ihm auch damals jene wirtschaftliche Seite abzu­

gewinnen, die für den verarmten Werkstudenten ohnehin stets die naheliegendste 

gewesen war. In diese Kerbe schlug der NSDStB, wenn er anläßlich des 9. Deut­

schen Studententages (vom 30. Juli bis 5. August 1926) in Bonn fragte: 

„Ist es vielleicht eine soziale Einrichtung in unserem ,Volksstaat', daß der Sohn 
eines Handarbeiters dieselben Gebühren und sonstige Lasten im gleichen Maße zu tra­
gen hat wie der Sohn eines Bankiers oder Industrieritters? Wir Nationalsozialisten 
erheben die Forderung nach grundsätzlicher Staffelung der Gebühren gemäß dem 
Einkommen desjenigen, der seinen Sohn oder seine Tochter studieren läßt. "30 

Die in der Folgezeit ständig wiederholte Forderung nach „Staffelung" der Hoch­

schulgebühren stellte als Programmpunkt schon einen Kompromiß dar: im Dezem­

ber 1926 erläuterte Tempel, daß er eigentlich den „völligen Abbau der Hochschul­

gebühren" im Sinne habe und nur, solange dies nicht erreichbar sei, die „Staffe­

lung" anstrebe31. Immerhin wurde jede Hochschulgruppe angewiesen, zumindest 

die „Staffelung" der Gebühren, gemessen am Einkommen der Eltern, im Rahmen 

der studentenpolitischen Möglichkeiten konsequent anzustreben32. 

28 Dazu Landsmannschafter-Zeitung, Dez. 1924, S. 192; Die Leipziger Studentenschaft, 
1 (Dez. 1924), Nr. 2, S. 22; Wingolfs-Blätter, 19. 1. 25, S. 31. Vgl. auch Kurt Düwell, 
Staat und Wissenschaft in der Weimarer Epoche, Zur Kulturpolitik des Ministers C. H. Becker, 
Historische Zeitschrift, Beiheft 1, München 1971, S. 31-74, insbes. S. 43; und Thomas 
Nipperdey, Die deutsche Studentenschaft in den ersten Jahren der Weimarer Republik, in: 
Adolf Grimme (Hrsg.), Kulturverwaltung der zwanziger Jahre, Alte Dokumente und neue 
Beiträge, Stuttgart 1961, S. 19-48, insbes. S. 22. 

29 In diesem Konflikt ging es um den von der Deutschen Studentenschaft, dem in Preußen 
amtlich zugelassenen Dachverband sämtlicher Studierender, geforderten Ausschluß „nicht­
arischer" Studenten aus den organisierten Studentenschaften, zugunsten der „arischen", 
einschließlich der sudetendeutschen und österreichischen (sog. großdeutsche Lösung. Zur 
Problematik allgemein Wolfgang Zorn, Die politische Entwicklung des deutschen Studenten-
tums 1918-1931, in: Kurt Stephenson, Alexander Scharff, Wolfgang Klötzer [Hrsg.], Darstel­
lungen und Quellen zur Geschichte der deutschen Einheitsbewegung im neunzehnten und 
zwanzigsten Jahrhundert, Bd. 5, Heidelberg 1965, S. 223-307; ferner Nipperdey, a.a.O.). 
Der NSDStB unterstützte die von der Deutschen Studentenschaft erhobene Forderung (zur 
Stellung des NSDStB im preußischen Verfassungsstreit jetzt Anselm Faust, Der National­
sozialistische Deutsche Studentenbund, Studenten und Nationalsozialismus in der Weimarer 
Republik, Bd. I, Düsseldorf 1973, S. 52-55). 

30 Völkischer Beobachter, 27. 7. 26; auch ebenda, 3. 12. 26. 
31 Nationalsozialistische Hochschulbriefe, 1. Folge, 15. 12. 26. 
32 Richtlinien Tempel für Organisation und Partei, Leipzig, 28. 5. 27, ARW, RSF II * 
318. 
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Ein weiteres wichtiges sozialpolitisches Anliegen war dem NSDStB eine stetig 

wachsame Kritik der Wirtschaftspraktiken innerhalb der zentralen studentischen 

Wirtschaftshilfe in Dresden und deren Gliederungen an den einzelnen Hoch­

schulen. Gewöhnlich richtete sich die Polemik gegen „Bonzentum" und Geldver­

schwendung, wie im Falle Bonns, wo „Unsummen für Repräsentationszwecke" 

ausgegeben würden33, und Münchens, wo das Mensa-Essen als zu teuer galt34. 

In seinem Eifer, jegliche Unregelmäßigkeit innerhalb der Wirtschaftshilfe aufzu­

decken, wandte sich der NSDStB beizeiten gegen die Idee der studentischen Selbst­

hilfe schlechthin, weil er in ihr eine Manifestation gewerkschaftlichen Denkens 

marxistischer Prägung erkannte, das es zu bekämpfen galt. So fühlte sich die 

NSDStB-Reichsleitung im September 1927 von ihrem einstigen Leipziger Hoch­

schulgruppenführer Werner Studentkowski kompromittiert, weil er, der Sohn 

mittelloser Eltern, ein Stipendium der Wirtschaftshilfe in Anspruch genommen 

hatte35. Knapp ein Jahr später wurde die Ansicht der Reichsleitung zu dieser Frage 

durch Hans Glauning präzisiert: Gewerkschaften würden das ausbeuterische kapi­

talistische System nu r untermauern. Jeder Student aber habe „eine Kampfstellung 

gegen das heute herrschende wirtschaftliche und politische System" einzunehmen, 

denn „mit der Methode der Pflaster und Pflästerchen, wie sie die Wirtschaftshilfe 

beliebt, kommt man auf die Dauer nicht weiter." Die wahren Träger der wirtschaft­

lichen und politischen Ordnung, welche die gegenwärtige Notlage verschuldet hätten, 

seien diejenigen, „die durch die Hergabe von Mitteln mittels der Wirtschaftshilfe ei­

nen immer größeren Einfluß auf die Studentenschaft ausüben, einen Einfluß, der 

sich in der Richtung der moralischen Abrüstung und Pazifisierung bewegt"36. 

Freilich kam diese Direktive, zwei Jahre nach Gründung des Studentenbundes, 

recht spät. Denn in der Zwischenzeit hatte es sich mit dem sozialpolitischen Ge­

wissen verschiedener NSDStB-Funktionäre sehr wohl vereinbaren lassen, auf beson­

dere, von den einzelnen Wirtschaftskörpern dargebotene Vergünstigungen an ihren 

Hochschulen hinzuweisen, ob es sich nun u m Freitische an der Universität Königs­

berg37, das Studentenheim Seeburg in Kiel38 oder u m eine generell gut funk­

tionierende Studentenhilfe wie in Hamburg39 handelte. I m August 1926 hatte es 

im Völkischen Beobachter sogar noch geheißen, jeder Studierende „aus gutbemit­

telten Kreisen" habe die Pflicht, das soziale Selbsthilfewerk der Studenten „weitest­

gehend" zu unterstützen40. 

33 Völkischer Beobachter, 3. 12. 26. 
34 Ebenda. Ferner Knoche an Tempel, 30. 7. 27, ARW, RSF II * A 10. 
35 Vgl. Studentkowski an Tempel, 22. 9. 27; Hans Schneider an Tempel, 29. 9. 27, ARW, 

RSF II * A 8. 
36 Die studentische Gewerkschaft und ihre Bürokratie, Der junge Revolutionär, Juni 1928. 
37 Völkischer Beobachter, 27. 7. 26. 
38 Der junge Revolutionär, Nov. 1927. 
39 „Hogruf" Hamburg an „Hogrus" des NSDStB, 27. 1. 28, ARW, RSF II * A5. 
40 Völkischer Beobachter, 21. 8. 26; auch Nationalsozialistische Hochschulbriefe, 1. Folge, 

15. 12. 26. 
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I m Aufruf des Völkischen Beobachters erscheint die Beschwörung des Antisemi­
tismus als nächster Programmpunkt*1. Und zwar implizit insofern, als nach der 
damaligen Sprachregelung innerhalb der völkischen Bewegung der Begriff „Hoch­
finanz" ausschließlich mit „Judentum" gleichgesetzt wurde. Der Antisemitismus 
der NS-Studenten war in erster Linie sozialökonomisch motiviert; in der Gruppe 
Tempels blieb das so bis Sommer 1928. Konsequent wandten sich die Satzungen 
des NSDStB, wiewohl örtlich nach den Gegebenheiten leicht variierend, seit Som­
mer 1926 gegen Juden, wobei aus Rücksicht auf akademischen Senat oder Rektor 
die Phrase „Juden und Judenstämmlinge" oft durch die Wendung „undeutsche 
Abstammung" oder ähnliches ersetzt wurde42. 

Nicht ohne Grund wurde der Jude als spezifische Gefahr für die gesellschaftliche 
Gruppe der Studierenden und angehenden jungen Akademiker empfunden. Wenn 
der NSDStB zum Kampfe „gegen die unerhörte Überfremdung unseres politischen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Lebens" aufrief43, so meinte er damit, auf die 
Studentenschaft gemünzt, daß in einem außerordentlich scharfen beruflichen Wett­
bewerbssystem der jüdische im Verhältnis zum nichtjüdischen Akademiker ungleich 
besser abschneiden würde. Wie Baldur von Schirach es den Lesern seiner Erinne­
rungen 1967 wieder vorrechnete, akzeptierten viele Studenten damals ohne Nach­
prüfung der Statistik, „daß die Juden nur 0 ,9% der deutschen Bevölkerung aus­
machten, aber über 10 Prozent der Ärzte und Rechtsanwälte stellten"44. Für be­
sonders bedenklich hielt man das Überwiegen jüdischer Professoren im Lehrbe­
trieb der Hochschulen, weil, wie man glaubte, ein jüdischer Lehrer mehr und 
mehr jüdische Schüler nach sich ziehen würde45. War in einer Notiz, „Juda auf 
deutschen Hochschulen", im Völkischen Beobachter bereits im Februar 1926 
darauf verwiesen worden, daß im Sommerhalbjahr 1925 von 4800 Lehrkräften in 
Deutschland 460 „ungetaufte" Juden gewesen seien46, so zeigte Tempel auf die ab­
schreckenden Verhältnisse in südöstlichen Nachbarländern, vornehmlich die an 
der Wiener Universität, wo er über 20 Prozent jüdische Studenten in den juristi­
schen und philosophischen Fakultäten, gar 37% in der medizinischen zählte. Vor­
eingenommen argwöhnte er, „daß in Berlin eine Statistik die gleichen Zahlen wie 
in Wien ergeben würde"4 7 . 

41 Völkischer Beobachter, 20. 2. 26. 
42 Vgl. Satzungen des NSDStB, München, Schellingstr. 50, o.J. (Sommer 1926); Knabe 

an NSDStB-Reichsleitung, 2.3.27, ARW, RSFII *A20; Hans [Glauning] an Wilhelm 
[Tempel], 1. 6. 26, ARW, RSF II * A10. 

43 Der junge Revolutionär, Juli 1927. 
44 Von Schirach, a.a.O., S. 52. Die Zahlen sind an sich nicht falsch, müssen aber im Zu­

sammenhang mit der gesamtjüdischen Statistik betrachtet werden. Dazu Hans Wolfram 
Gerhard, Die wirtschaftlich argumentierende Judenfeindschaft, in: Karl Thieme (Hrsg.), 
Judenfeindschaft, Darstellung und Analysen, Fischer Nr. 524, Frankfurt/M. und Hamburg 
1963, S. 80-125, insbes. S. 109 f. 

45 Nach der Logik von Alfred Rosenberg. Vgl. Völkischer Beobachter, 2. 3. 27. 
46 Das entspräche einem Prozentsatz von 9,5. Vgl. Völkischer Beobachter, 9. 2. 26. 
47 Numerus clausus?, Der junge Revolutionär, Juli 1927. 
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In einem weiteren Sinne spielte sich der NSDStB als Anwalt aller deutschen 

Volksgenossen in einem vermeintlich nationalen Abwehrkampf gegen wirtschaft­

liche Überfremdung durch Juden in jedem Bereich auf. So setzte sich die Frank­

furter Hochschulgruppe 1928 gegen „Warenhausschwindel" zur Wehr : 

„Wir stellten nämlich fest, daß bei [der jüdischen Firma] Wronker Butter in 
Halbpfund-Paketen verkauft wurde: verschiedene Proben ergaben, daß immer je 
10 Gramm fehlten. Man kann sich leicht vorstellen, welche Summen bei einem 
so riesigen Umsatz, wie ihn das Warenhaus Wronker hatte, dadurch eingespart 
wurden. Der gegen [den NS-Studenten] Gutterer klagende Wronker fühlte sich 
nun nicht etwa wegen dieser vom Gericht bestätigten Tatsache betroffen, sondern 
vielmehr wegen einiger daran geknüpften Bemerkungen von jüdischen Betrugs­
manövern' . . . "48 

Aber da sich Tempel namentlich an die bedürftigen deutschen Studenten wandte, 

mußten gerade sie von der Beseitigung der Juden aus dem gesamten Wirtschafts­

system der Nation profitieren, und zwar nach der Logik, daß „der Schutz unserer 

Hochschulen gegen Verjudung und Überfremdung" und „die Schaffung von Zu­

ständen, die bedürftigen Studenten das Studium erleichtern", ein und dasselbe 

sei49. War nicht auch die Hochschule ein „ohnmächtiger Sklave des jüdischen 

Weltleihkapitals" und die Brechung dieses Sklavenloses „die erste Voraussetzung 

für das Wiedererstehen eines freien deutschen Studententums "50? 

Als konkrete Lösung zur Entfernung jüdischen Einflusses von deutschen Hoch­

schulen empfahl Tempel den Numerus clausus gegen jüdische Studierende51. Das 

war eine logische Fortsetzung der bereits vor 1926 verschiedentlich aufgestellten 

Forderung nach einer Beschränkung jüdischer Kommilitonen in den studentischen 

Verbänden und Organisationen62. I m Sommer 1927 dehnten Tempel und Glauning 

die Diskriminierung zudem auf „Dozenten" aus53. Und zur Jahreswende 1927/28 

fügte „Hogruf" Schneider aus Frankfurt hinzu, die NS-Studenten hätten auch 

„ohne Dr. Becker's Provocation" den Kampf u m eine „neue Studentenverfassung 

mit arischem Prinzip" begonnen54. 

48 Anon. Manuskript über „Hogru" Frankfurt/M., o. J., HIS, NSDAP HA, 20/376. 
49 Flugschrift des NSDStB, Berlin o. J. (Okt. 1927), ARW, RSF II * A1. 
50 Ebenda. 
51 Vgl. bereits Völkischer Beobachter, 27. 7. 26, wo Tempel in einem Artikel zum 9. Deut­

schen Studententag in Bonn schreibt: „In Bonn soll weiter der Wille der Studentenschaft 
zum Ausdruck gebracht werden, den deutschen Charakter der Hochschulen zu wahren und 
zu fördern. Wo bleibt dann die Forderung nach einem Numerus clausus für Volksfremde, 
wie ihn Ungarn zum Segen seines Volkstums eingeführt hat?" Siehe auch Nationalsozialisti­
sche Hochschulbriefe, 1. Folge, 15. 12. 26; Der junge Revolutionär, Juli 1927. 

52 Vgl. Bleuel und Klinnert, a.a.O., S. 157 f.; O. F. Scheuer, Burschenschaft und Juden­
frage, Der Rassenantisemitismus in der deutschen Studentenschaft, Berlin 1927, S. 52—59. 

53 Hans Glauning, Was sind wir und was wollen wir?, Der junge Revolutionär, Juli 1927; 
ebenda, August 1927. 

54 Ebenda, Dez./Jan. 1927/28. 
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Diese Bemerkung spiegelt die ständige Sorge der NS-Studentenbundsvertreter 

u m Publizität an Deutschlands Hochschulen wider. Sie waren eben zahlenmäßig 

doch sehr klein, und der von ihnen verfochtene Antisemitismus unterschied sich 

nach oberflächlichem Studium des NSDStB-Programms kaum von den antisemiti­

schen Parolen etwa der gegen Becker polemisierenden Deutschen Studentenschaft, 

oder, u m die wichtigste Verbindung zu nennen, der Deutschen Burschenschaft. Wer 

genauer hinschaute, entdeckte allerdings etwas, das sich mit den Interessen der 

mittelständischen Studentenschicht schlecht vertrug. Da war in einer Münchener 

NS-Studentenversammlung im Juli 1926 vom Juden als vom Ausbeuter des deut­

schen Arbeiters die Rede; da wurden dem Arbeiter als dem bemitleidenswertesten 

Opfer der gegenwärtigen Gesellschaftsordnung große Sympathien bezeugt55. 

Mit diesem Versuch, die seit langem diskutierte sogenannte „soziale Frage" zu 

lösen, standen die Mitglieder des nationalsozialistischen Studentenbundes innerhalb 

der deutschen studentischen Rechten allerdings allein. Speziell ging es ihnen darum, 

den Bruch zwischen Akademiker (lies: Student) und Arbeiter zu heilen. Zwar hatte 

das gemeinsame Fronterlebnis in den Schützengräben des Ersten Weltkrieges beide 

gesellschaftliche Schichten stärker aneinandergebunden56, doch war dieses Bündnis 

nur von kurzer Dauer geblieben. Nach Kriegsende machte der Arbeiter die Revo­

lution, der Student aber stellte sich in nationalen Freikorps dem „Vaterland" zur 

Verfügung - schon deshalb also brach die alte Kluft wieder auf. Nicht daß einzelne 

studentische Vertreter Bemühungen unterlassen hätten, für eine „Überbrückung 

der vorhandenen Gegensätze zwischen Arbeiter und Studenten " zu plädieren57, doch 

im täglichen Leben hielten beide gesellschaftlichen Gruppen weiter Distanz. Auch 

die nach dem Kriege häufigen Kontakte zwischen Werkstudent und Arbeiter führ­

ten bestenfalls zu einem flüchtigen Sichkennenlernen58, ohne weiterreichende ge­

sellschaftliche Folgen. 

Tempels ideologischer Flirt mit dem Arbeiter kann nur vor dem Hintergrund 

eines starken studentischen Ressentiments gegen das Bürgertum und, als dessen 

Ursache, eines spezifischen elitären Selbstverständnisses begriffen werden. Das 

Etikett des „Revolutionärs", unter dem Tempel und seine Anhänger agierten, 

entstammte einerseits der Tradition der sich oft antibürgerlich gerierenden Jugend­

bewegung59, wenngleich die wenigsten NS-Studenten sich dieses Einflusses bewußt 

55 Bericht Polizeidirektion München über Versammlung „Hogru" München am 10. 7. 26 
im Restaurant „Blüte", o.J., HIS, NSDAP HA, 88/1855. 

56 Vgl. Die Sozialstudentische Arbeit. Niederschrift der Sozialstudentischen Tagung vom 
5. und 6. November 1920 in der Ludwig-Maximilians-Universität München, o.O., o.J., S. 6, 
Universitäts-Archiv Erlangen (künftig UAE), Fach 8, gelb; auch Nipperdey, a.a.O., S. 42; 
Schwarz, a.a.O., S. 23 f., 50 f. 

57 Burschenschaftliche Blätter, 6. 12. 21, S. 41. 
58 Vgl. Erich Brautlacht, As Handy-man, in: Paul Rohrbach (Hrsg.), The German Work-

Student, Dresden 1924, S. 47-50; Hans Gehrig, Wirtschaftsnot und Selbsthilfe der deutschen 
Studentenschaft, Berlin und Leipzig 1924, S. 47. 

59 Dazu die interessanten Ausführungen des Kieler NSDStB-Führers Dr. Joachim Haupt, 
Die Nachkriegsstudenten und der nat.-soz. Studentenbund, Völkischer Beobachter, 10./11. 4. 
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waren60. Andererseits rührte das aktivistische Randalieren gegen die bestehende 
Ordnung wohl von der Erkenntnis der sozio-ökonomischen Unsicherheit her, unter 
der die meist mittellosen Werkstudenten litten. Dieser antibürgerlich geprägte 
Aktivismus zielte im engeren Rahmen gegen die wenigen privilegierten Kommili­
tonen, deren „reiche" Eltern ein Universitätsstudium noch mühelos finanzieren 
konnten. Als eigentliche Triebfeder solchen studentischen Revoluzzertums kristal­
lisiert sich der soziale Haß des Besitzlosen gegen den (vermeintlich) Besitzenden 
heraus: 

„Müller ist ein Sohn reicher Eltern, aber nicht allzu reich von der Natur von [sic] 
geistigen Gaben bedacht . . . Mit Ach und Krach und zwei zugedrückten Augen 
bekommt er sein Abitur. Nun besucht er vielleicht auch noch die Universität. Seine 
Privatlektüre erschöpft sich in ,Sport im Bild' und ,Der Junggeselle'. Er ist zwar 
ein Banause, ein Strohkopf, ein gebildeter Pinsel - aber er ist gebildet. 

Schulze ist ein gescheites Bürschlein und der Sohn eines Fabrikarbeiters. Spielend 
genügte er den geringen Anforderungen der Einheitsschule. Gar zu gerne hätte 
er die höhere Schule besucht und dann studiert. Aber er ist der Älteste von fünf 
Geschwistern. Da ist kein Geld vorhanden . . . So steht er schon am Schraub­
stock . . . Aber abends geht er in politische Versammlungen, liest die Zeitungen 
und Bücher der Volksbibliothek und weiß bald genau Bescheid über das Schicksal 
seines Volkes. Aber er ist ein ungebildeter Mensch . . ."61 

Nach der Lektüre dieser Zeilen fragt man sich, ob sämtliche Mitglieder des 

NSDStB tatsächlich den minderbemittelten Schichten entstammten. Selbst wenn 

das soziale Schichtungsbild der frühen NSDStB-Mitgliedschaft heute noch nicht 

feststeht62, so läßt sich doch vermuten, daß auch die NS-studentischen Angehörigen 

der „besseren Kreise" sich nicht mehr als dem Bildungsbürgertum verpflichtet ver­

standen, wie hoch nun immer der Grad der von ihnen erlittenen Not war. Wie vor 

dem Kriege wurden nach 1918 die Kinder der breiten Mittelschicht, vornehmlich 

der Beamten, auf die Hochschulen geschickt; viele Vertreter dieser Schicht indes 

waren wirtschaftlich über die Zeit der eigentlichen Nachkriegsinflation hinaus noch 

schwer in Mitleidenschaft gezogen63. Wo sich die Eltern, trotz aller Entbehrungen, 

1927. Bezeichnend ist der Versuch Haupts, den NSDStB bewußt als „Bund" analog den 
bündischen Formationen der Jugendbewegung zu begreifen, denen er selbst entstammte 
(Albert Krebs, Tendenzen und Gestalten der NSDAP, Erinnerungen an die Frühzeit der 
Partei [ = Quellen und Darstellungen zur Zeitgeschichte, Bd. 6], Stuttgart 1959, S. 208). 
Vgl. auch die Erklärung Tempels in Völkischer Beobachter, 14. 6. 28. 

60 Beispiel: Winekker an NSDStB-Reichsleitung, o.J. (Juni 1928), ARW, RSF II * A8. 
61 Der junge Revolutionär, August 1927. 
62 Zu diesem Fragenkomplex hofft der Verf. demnächst mehr Material vorlegen zu können. 
63 Dazu hier Prof. Dr. Burkhardt, Die sächsischen Hochschulen und das Hochschulstudium 

der sächsischen Bevölkerung im Spiegel der Statistik, Zeitschrift des Sächsischen Statisti­
schen Landesamtes, 76 (1930), S. 153-238; auch die zahlreichen zeitgenössischen Veröffent­
lichungen von Leopold Karl Goetz, etwa Soziale Schichtung der Studenten und Studentinnen 
in Preußen, Die Frau, 35. Jg., S. 217-227. Ferner Gehrig, a.a.O., S. 11 ff.; Jenö Kurucz, 
Struktur und Funktion der Intelligenz während der Weimarer Republik, Köln 1967, S. 115; 
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weiterhin zum „Bürgertum" rechneten, taten dies manche enttäuscht heranwach­
sende Kinder nicht mehr. Diese ergriffen vielmehr die „Flucht nach vorn" und 
sagten der älteren Generation den Kampf an. 

Daß die nationalsozialistischen Studenten in diesem Prozeß der sozialpsychologi­
schen Entfremdung von der eigenen Gesellschaftsschicht von einem Angehörigen 
der unteren Klassen geführt wurden, verstärkte nur die Glaubwürdigkeit ihrer 
Motive. Wilhelm Tempel, Sohn eines Handarbeiters64, hatte seinem Widerwillen 
gegen das Besitzbürgertum bereits im Juni 1925 Ausdruck gegeben, als er Adolf 
Hitler in einem Bleistiftschreiben belehrte, die NSDAP sei bis zum Putsch 1923 
hauptsächlich deshalb gescheitert, weil sie dem Bürgertum zu sehr nachgelaufen 
sei. Das müsse nun anders werden. „Leute aus Besitzkreisen dürfen nicht wie bis­
her, wenn sie sich mi t uns solidarisch fühlen, bei uns eintreten, sondern sollen uns 
nur noch von außen moralisch unterstützen, damit unsere Propaganda unter den 
Arbeitern Frucht bringt. Dasselbe gilt für Offiziere."65 Solche engstirnige Polemik 
gegen das „verspießerte Bürger tum" kehrte immer wieder66. 

Die Sympathie für den „Handarbeiter" im NSDStB hing somit weniger von 
einem echten Interesse für die Belange des Proletariats ab, sondern ergab sich niem­
als Folge eines bipolaren Bezugssystems, an dessen einem Ende der verteufelte 
Bürger figurierte. Wenn der revolutionäre Student sich am anderen Ende mit dem 
Arbeiter identifizierte67, so glaubte er, der ursprünglich als Vertreter der oberen 
Schichten galt, die Überbrückung der sozialen Gegensätze und damit die Schaffung 
der von den Völkischen allenthalben geforderten homogenen „Volksgemeinschaft" 
gedanklich bereits vollzogen zu haben. Zweifelt man an der Echtheit dieses Vor­
satzes zur Vereinigung von „Arbeitern der Stirn und der Faust"68, weil die NS-
Studenten ihren Parolen nur selten Taten folgen ließen, so reflektiert ihr Verhalten 
doch eher sozialpolitische Naivität als hochstaplerisches Kalkül. Sie mögen sich 
eingebildet haben, den Arbeiter verstehen zu können, aber ob es ihren Führern 
jemals gelungen wäre, die gesellschaftlichen Schranken zu durchbrechen und dem 
Arbeiter wirklich von Mensch zu Mensch zu begegnen, wie es ihren Vorstellungen 
entsprach69, steht dahin. Schon wegen der eingeschränkten horizontalen Mobilität 
und der fehlenden Geldmittel, von psychologisch bedingten Kontaktschwierigkeiten 

Franz Goldmann, Sozialhygienisches aus der Studentenschaft, Klinische Wochenschrift, 1 
(27. 5. 22), S. 1111-1113, insbes. S. 1111. 

64 Tempel an Schriftleiter des „Volksstaates", 15. 10. 27, ARW, RSF II * A17. 
65 Tempel an Hitler, 28. 6. 25, ARW, RSF II * A17. 
66 Vgl. Bericht Polizeidirektion München über Versammlung „Hogru" München am 

11. 6. 26 im Restaurant „Goethe", o. J., HIS, NSDAP HA, 88/1839; Völkischer Beobachter, 
27. 7. 26; Nationalsozialistische Hochschulbriefe, 1. Folge, 15. 12. 26; H. Glauning, Was 
sind wir und was wollen wir?, Der junge Revolutionär, Juli 1927. 

67 Vgl. Satzung des NSDStB, o.J. (Sommer 1926), ARW, RSF II * A20. Auch Völkischer 
Beobachter, 20. 2. 26. 

68 Vgl. Flugblatt zur Versammlung in Frankfurt/M. am 18. 9. 26, ARW, RSF II * 318. 
69 Im Herbst 1926 hieß es, Tempel solle in einer Berliner „Arbeiterversammlung" spre­

chen. Schülke an Tempel, 9. 10. 26, ARW, RSF II * A1. 
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ganz zu schweigen, mußte es zwangsläufig bei der platonischen Auseinandersetzung 

mit dem Arbeiterproblem bleiben70. Man erreichte auf diesem Wege vielleicht 

gerade noch den geringen Prozentsatz der Studierenden, die dem Proletariat selbst 

entstammten71 . Hiermit hatte sich diese Spielart des „Soziedismus" dann aber 

nolens volens erschöpft. 

Auch in ihrer weiteren Argumentation blieben Tempel und seine Anhänger 

ihrem selbstgewählten Denkschema verhaftet. Das zeigte sich beispielsweise an 

ihrer Stellung zu den Korporationen. Sie betrachteten die studentischen Verbin­

dungen als Anhängsel des Großbürgertums, mit verknöcherten Ehrbegriffen und 

anachronistischen Feudalsitten. Dem verbitterten Werkstudenten Tempel erschien 

der typische Verbindungsstudent im Juli 1926 als jemand, „der seine Aufgabe in 

Gesellschaft und in der Meisterschaft des Saufens" erblickte72. I m Extremfalle 

neigte Tempel damals dazu, dem Korporationswesen die gesamte Schuld an der 

Trennungswand zwischen Arbeiter und Student zuzuschieben, dadurch nämlich, 

daß der Arbeiter den sprichwörtlichen Typ des Verbindungsstudenten im Straßen­

bild der Städte „hassen"73 gelernt habe. Da zudem die Organisationsform des Ver­

bindungswesens mitsamt dem „alten Corpscomment"74 als „spießbürgerlich" ab­

gelehnt wurde, hütete sich die NSDStB-Reichsleitung früh davor, ihrem Bund 

nach außen hin den Charakter einer „korporationsähnlichen Vereinigung" zu ver­

leihen75. 

Aber selbst der NSDStB hat seine Augen nicht vor der Möglichkeit verschließen 

können, die stets geringe Zahl seiner Anhänger76 dadurch zu erhöhen, daß er unter 

70 Vgl. dazu die interessante Korr. Tempels mit Ernst Niekisch (1927), in der das Phrasen­
hafte der Tempelschen Argumentation deutlich wird (ARW, RSF II * A17). 

71 Der Prozentsatz der untersten Schicht variierte je nach Jg., Hochschule und danach, 
was man unter diesem Begriff subsumierte. Hier nur zwei Statistiken: Laut Ferdinand Graf 
von Degenfeld-Schonburg (Geist und Wirtschaft, Betrachtungen über die Aussichten der 
deutschen Akademiker, Tübingen 1927, S. 58f.) gab es 1925 1,49 % Arbeitersöhne an deut­
schen Hochschulen, 1926 waren es 1,66 %. Laut einer Aufzeichnung der Studentischen Wirt-
schaftstagung in München (o. J.) gab es 1924/25 7 % Handwerker-, Kleinbauern- und Arbeiter­
söhne an deutschen Hochschulen (Ausführung Dr. Dubowys. Vgl. Bundesarchiv Koblenz 
[künftig BAK], R 129/111). Zum Appell des NSDStB an (studentische) Arbeitersöhne, vgl. 
Nationalsozialistische Hochschulbriefe, 1. Folge, 15. 12. 26. 

72 Laut Bericht Polizeidirektion München über Versammlung „Hogru" München am 11.6. 
1926 im Restaurant „Goethe", o.J., HIS, NSDAP HA, 88/1839. 

73 Tempel in Völkischer Beobachter, 27. 7. 26. Zur Ablehnung des stereotypen Korpora­
tionsstudenten auch Glauning, Verbindungsstudent und Nationalsozialismus, Nationalsozialisti­
sche Hochschulbriefe, 1. Folge, 15. 12. 26. 

74 Marte an Tempel, 22. 7. 27, ARW, RSF II * A7. 
75 Tempel an „Parteigenosse", 25. 6. 26, National Archives Washington (künftig NAW), 

T-81/236, Frame Number (künftig FN) 5020954. 
76 Genaue Mitgliedsangaben fehlen bisher. Am 15. 12. 26 soll der NSDStB insgesamt 

300 Mitglieder gehabt haben (3. Rundschreiben des NSDStB, WS 1926/27, Leipzig, 15. 1. 27, 
ARW, RSF II * A14). Für 1931 nennen Bleuel u. Klinnert (a.a.O., S. 262) die Ziffer 4000. 
Einer graphischen Darstellung zufolge gab es am 1. 8. 32 ca. 7500 NSDStB-Mitglieder 
(ARW, RSF II * A17). 
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den Korporationsstudenten Proselyten machte - sofern ein Gesinnungswandel für 

diese eben angängig war. Wohl diese Überlegung hat bereits in den Anfängen zu 

einer Politik der taktischen Zurückhaltung gegenüber potentiellen Sympathisanten 

geführt; schon in der ersten Satzung hieß es, es bleibe dem einzelnen NSDStB-

Mitglied überlassen, „sich außerhalb des Bundes hochschulpolitisch zu betätigen, 

insbesondere einer Korporation anzugehören"". Innerhalb der Verbindung aber 

mochte der NS-Student dann weiter für die Ideale der Bewegung wirken78. Als 

einige Dogmatiker daraufhin eine harte Linie durchzusetzen versuchten und die 

Mitgliedschaft in NSDStB und Korporation zur Wahl stellten (da „uns von den 

Korporationen mehr t rennt als Band und Mütze"), kam es zu einem innerpartei­

lichen Zwist, der im Sinne der Taktiker u m Hans Glauning entschieden wurde79. 

Beizeiten fand Glauning einen auch für Tempel akzeptablen Kompromiß. Auf 

der historischen Prämisse aufbauend, daß die Verbindungen im 19. Jahrhundert 

aus revolutionärem Wollen geboren worden seien, das sich zu der herrschenden 

Gesellschaft jener Zeit in schärfstem Widerspruch befunden habe, appellierte der 

NSDStB gewissermaßen an das „Urburschentum" innerhalb jeder Verbindung 

und ermunterte sie so, sich aus dem Griff der bürgerlichen Interessengruppen zu 

lösen. Dank beachtlicher journalistischer Fähigkeiten wandte der stellvertretende 

Reichsgeschäftsführer Glauning diese Taktik virtuos an, - er selbst mit Leib und 

Seele Marburger Germane. Die Korporationen müßten die Zeichen der Zeit erken­

nen lernen, schrieb Glauning. 

„Sie üben nun einmal eine starke Anziehungskraft auf die bürgerliche Intelligenz 
aus. Mögen sie diese zum Besten des Volkes verwenden und ihre Erziehung mit 
dem Geist des deutschen Freiheitskampfes erfüllen. Die Ehre soll das Höchste des 
deutschen Korporationsstudenten sein. Steht aber nicht die Ehre der Nation über 
der Ehre des Einzelmenschen? Wie kann man singen: ,Frei ist der Bursch', wenn 
man in einem Volk von Sklaven lebt und nicht das unbändige Verlangen in sich 
trägt, seinem Volke die Freiheit zurückzuerobern? Wie kann man als Mensch mit 
Ehrgefühl es ruhig mitansehen, daß Millionen von Volksgenossen durch das 
kapitalistische System in menschenunwürdiger Weise ausgebeutet werden?"80 

Bei etwas gutem Willen entdeckten beide Seiten dann sogar gemeinsame Bezugs­

punkte, zum Teil ideologischen Inhalts: die verbindungsstudentische Mensur traf sich 

mit den wehrhaften Idealen der frühen bewaffneten, volksnahen SA81, als Volks­

feind erschien allen der Jude82. 

77 Satzung des NSDStB, o. J. (Sommer 1926), ARW, RSF II * A20. 
78 In diesem Sinne der Aufsatz von Glauning, Verbindungsstudent und Nationalsozialismus, 

Nationalsozialistische Hochschulbriefe, 2. Folge, Jan./Febr. 1927. 
79 Zitat Stader an Tempel, 16. 4. 28, ARW, RSF II * A20; auch Marte an Reichsstuden­

tenführung, 20. 8. 37, NAW, T-81/244, FN 5030948-51. 
80 Glauning, Verbindungsstudent und Nationalsozialismus, Nationalsozialistische Hoch­

schulbriefe, 2. Folge, Jan./Febr. 1927. Vgl. auch Glaunings rückblickende Bemerkungen in: 
Burschenschaft und Nationalsozialismus, Burschenschaftliche Blätter, Aug./Sept. 1931, S. 282 
ff., insbes. S. 282. 

81 Dazu Völkischer Beobachter, 31. 7. 26; ebenda, 7. 4. 27. 
82 Dazu ebenda, 13./14. 2. 27; ebenda, 6./7. 3. 27. 
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Schon in den ersten NSDStB-Hochschulgruppen lassen sich daher korporierte 

Mitglieder nachweisen. Das gilt namentlich für das fränkische Erlangen, wo die 

Burschenschaft Bubenruthia im Sommer 1926 bereits auf eine jahrelange Tradi­

tion enger Bindungen zum Nationalsozialismus zurückblicken konnte83. 1927, als 

die Bubenreuther sich wieder etwas abseits hielten, wurde der Erlanger NSDStB 

hauptsächlich von der Burschenschaft Frankonia und der Wehrschaft Franko-

Bavaria gestützt84. In Marburg betrug der Anteil der Korporierten an der Hoch­

schulgruppe durch Glaunings Einfluß ein gutes Drittel, nämlich zwei Germanen 

und einen Alemannen, bei insgesamt neun Zellenangehörigen85. Tempels Freunde 

waren sich auch nicht zu schade, gerade bei den Burschenschaften, die mehr als 

die feudalen Corps dazu neigten, ihre „Füchse" aus dem unteren Mittelstand zu 

keilen, u m neue Mitglieder zu werben, etwa anläßlich zielgerechter Vorträge, 

wie „Deutscher Arbeiter - deutscher Student, eine Schicksalsgemeinschaft", 

gehalten am 15. Juni 1926 auf dem Dresdener Cimbernhause vor den Bur­

schenschaften Cimbria und Cheruskia86. Allerdings barg die Mitgliedschaft der 

Korporierten für die innerhalb ihrer Organisation auf Egalität bedachten National­

sozialisten auch einige Gefahren. Verbindungsstudenten dünkten sich oft etwas 

Besseres mit dem Resultat, daß sie den Treffen der NSDStB-Gruppen zugunsten 

der eigenen Verbindung gern fernblieben87. Und da sie fortfuhren, den von Tempel 

anfangs verworfenen Kastengeist innerhalb ihrer „Hogrus" zu pflegen, mußte der 

Reichsleiter kurz vor seinem Abgang im Sommersemester 1928 noch einmal ins 

Gedächtnis rufen, „daß diejenigen Mitglieder unseres Bundes die Korporationen 

angehören keine Ausnahmestellung genießen dürfen"88. Zum Ausklang der Ära 

Tempel schien die Symbiose von Arbeiterschicht und Bürgertum, versinnbildlicht 

durch „revolutionäre" und korporierte Studentenschaft, doch noch in Frage gestellt. 

Lag dies vielleicht an der Inflexibilität des ideologischen Programms, zu einer 

Zeit, als unter dem breiten Dach der nationalsozialistischen Bewegung mehr als 

nur eine programmatische Abweichung erkennbar war? Tempel und seine Anhän­

ger lehnten sich eng an den von den Gebrüdern Straßer vertretenen, von Adolf 

Hitler bis 1930 widerwillig tolerierten Kurs an. In den eigenen Reihen aber achte­

ten sie auf strikte Gleichschaltung. 

Gregor Straßer entfaltete gerade im Jahre 1925 als Hitlers Beauftragter in Nord­

deutschland eine rege Aktivität89. Die Unterschiede zwischen der Münchener Partei-

83 Ernst Höhne, Die Bubenreuther, Geschichte einer deutschen Burschenschaft, Erlangen 
1936, S. 101. 

84 Manfred Franze, Die Erlanger Studentenschaft 1918-1945 ( = Darstellungen aus der 
fränkischen Geschichte, Bd. 30), Würzburg 1972, S. 101 f. Dazu die wohlwollende Repor­
tage des Völkischen Beobachters (5. 5. 27) über „Hauseinweihung der Burschenschaft 
Frankonia in Erlangen". 

85 Hans [Glauning] an Wilhelm [Tempel], 1. 6. 26, ARW, RSF II * A10. 
86 Völkischer Beobachter, 24. 6. 26. 
87 Vgl. Karpenkiel an Parteigenosse [Tempel], 1. 7. 27, ARW, RSF II * A6. 
88 1. Rundschreiben des NSDStB, SS 1928, ARW, RSF II * A9. 
89 Das Folgende nach Reinhard Kühnl, Die nationalsozialistische Linke 1925-1930 ( = Mar-
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leitung und dem „linken" Programm Straßers waren jedoch erheblich. I m Organi­
satorischen wehrten sich die norddeutschen Straßerleute gegen den von München 
drohenden absoluten Führungsanspruch Hitlers; den Gipfel erreichte ihre Opposi­
tion während einer Arbeitstagung nord- und westdeutscher Gauleiter am 22. No­
vember 1925 in Hannover. Schließlich gelang es Hitler auf einem Führertreffen 
in Bamberg am 14. Februar 1926, den Münchener Zentralismus auch auf die nord­
deutschen Abtrünnigen auszudehnen und seine absolute Prärogative in allen Füh­
rungsfragen erneut durchzusetzen, wenngleich das Bild institutioneller „Desorgani­
sation" im Gaugefüge des Reiches sich nur langsam zu wandeln begann90. Damit 
war zwar die organisatorische Einheitlichkeit theoretisch wiederhergestellt, aber die 
ideologischen Abweichungen blieben, vornehmlich unter der geistigen Schirm­
herrschaft Dr. Otto Straßers, weiterhin bestehen. I m Zuge einer Präzisierung der 
ursprünglich von Gottfried Feder und Anton Drexler entworfenen nationalsoziali­
stischen Programmpunkte9 1 richtete der Straßerkreis sein Hauptaugenmerk auf die 
„sozialistische" Komponente der Parteibezeichnung, die von Münchener NSDAP-
Funktionären bisher nicht genug gewürdigt worden sei. 

Den Rahmen für diese „linke" Ideologie bildete ein naives sozialistisches Kon­
zept, als dessen Leitgedanke die Notwendigkeit größerer sozialökonomischer Ge­
rechtigkeit gegenüber den unteren Volksschichten erschien. Wenn Gregor Straßer 
im Juli 1927 schrieb: „Wir sind Sozialisten"92, so bekundete er damit echtes Ver­
ständnis für die Lage der Handarbeiter. I m Gegensatz zur Münchener Partei­
leitung bejahte er die Realität des Klassenkampfes zwischen Arbeiterschaft und 
„reaktionärem" Bürgertum93. Als konsequente Begleiterscheinung der Polemik 
gegen das besitzende Großbürgertum ergab sich die Frontstellung gegen das kon­
zentrierte Privatkapital; zur Auflösung großkapitalistischer Verhältnisse empfahl 
der Straßerkreis eine Nationalisierung sogenannter „lebenswichtiger Industrien" 
in beschränktem Umfange und partielle Gewinnbeteiligung für Arbeitnehmer94. 
Auch der sozialökonomisch fundierte Antisemitismus nahm in diesem System in­
sofern seinen Platz ein, als der Straßerkreis den kapitalistischen Ausbeuter gewöhn-

burger Abhandlungen zur Politischen Wissenschaft, Bd. 6), Meisenheim/Glan 1966. Zu 
Kühnls Werk die kritischen Bemerkungen von Heinrich Muth, Literaturbericht, Zeitge­
schichte: Innenpolitik 1918-1933, Teil II, Geschichte in Wissenschaft und Unterricht, 22 
(1971), S. 623-640, insbes. S. 624 f. Jetzt auch Max H. Kele, Nazis and Workers, National 
Socialist Appeals to German Labor 1919-1933, Chapel Hill 1972, S. 67-167. 

90 Peter Hüttenberger, Die Gauleiter, Studien zum Wandel des Machtgefüges in der 
NSDAP ( = Schriftenreihe der Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte, Nr. 19), Stuttgart 1969, 
S. 25 f. 

91 Wir benutzten G. Feder, Das Programm der NSDAP und seine weltanschaulichen 
Grundgedanken, 126.-135. Aufl., München 1933. 

92 Ziele und Wege, Nationalsozialistische Briefe, Anfang Juli 1927, Auszug abgedruckt bei 
Kühnl, a. a. O, S. 283-287. 

93 Vgl. ebenda, insbes. S. 71 ff. 
94 Ebenda, insbes. S. 24f., 82-85. Auch Kühnl, Zur Programmatik der nationalsozialisti­

schen Linken: Das Straßer-Programm von 1925/26, in dieser Zeitschrift, 14 (1966), S. 317-
333, insbes. S. 328. 
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lich mit dem Juden gleichstellte. Was diese Formel graduell von den antisemitischen 

Slogans der Münchener Parteileitung unterschied, war der Versuch, die anti-

jüdischen Vorbehalte gründlicher zu motivieren, vermutlich u m sie dadurch un­

anfechtbarer zu machen. Dies ist gemeint, wenn Albrecht Tyrell bemerkt, der 

Straßerkreis habe „den abstoßenden Münchner Radau-Antisemitismus durch werbe­

wirksamere Sachlichkeit" ablösen wollen95. Wahrend beispielsweise das Feder­

programm unter Paragraph 4 den „Volksgenossen" als den definierte, der deut­

schen Blutes war, machte der Straßerkreis die Entscheidung über arische Abstam­

mung von historischen und genealogischen Faktoren abhängig und gab sich damit 

zumindest den Anschein der Objektivität96. Implizit scheint der Straßerflügel den 

Münchenern vorgeworfen zu haben, den Antisemitismus als emotionell geladenes 

Mittel zu unbedacht, zu allgemein und ohne genaue Prüfung der spezifischen Um­

stände einzusetzen, wodurch er zur bloßen Schablone reduziert würde. Die auch 

von Hitler gestützte Lesart, daß Klassenkampf eine „jüdisch-marxistische Erfin­

dung" sei, wurde im Straßerschen Lager schlichtweg als „reaktionär" abgelehnt97. 

Von diesen hier nur in groben Umrissen dargestellten Straßerthesen verliefen 

wenn auch noch so feine thematische Fäden zum Programm der studentischen 

Gruppe u m Wilhelm Tempel. Grundsätzliche Übereinstimmung herrschte bei 

Straßer und Tempel über den gesellschaftlichen Stellenwert des Proletariats wie 

des Bürgertums. Die Polemik gegen das Großkapital findet man im Schrifttum des 

Tempelkreises nicht weniger als bei den Straßerleuten, etwa in den Vorwurf ge­

kleidet, daß die deutschen Hochschulen noch viel zu sehr vom „Privatkapital" 

abhingen98. Und was den auch diesem Terminus anhaftenden Antisemitismus be­

trifft, so hat die Forschung jüngst gemeint, er sei in der Ära Tempel noch nicht 

durch das rüde Vokabular des „späteren Antisemitismus" charakterisiert gewesen99; 

doch war die Judenfeindschaft in München eben damals schon rüde! Der scheinbar 

95 Albrecht Tyrell (Hrsg.), Führer befiehl . . . Selbstzeugnisse aus der „Kampfzeit" der 
NSDAP, Dokumentation und Analyse, Düsseldorf 1969, S. 98. In Einzelheiten treffend 
bereits Iring Fetscher, Faschismus und Nationalsozialismus, Zur Kritik des sowjetmarxisti­
schen Faschismusbegriffs, Politische Vierteljahresschrift, 1962, S. 42—63, insbes. S. 57f. 
Kühnl geht auf diesen Punkt nicht in der Weise ein, wie man von ihm hätte erwarten können. 
Obschon er an einer Stelle schreibt, der in der Straßerpresse vertretene Antisemitismus habe 
sich von dem in der Hitlerpresse „weder in der Intensität . . . noch in der Primitivität" 
unterschieden (Linke, S. 96; vgl. auch S. 34), führt er doch selbst Beispiele zumindest für eine 
unterschiedliche Behandlung der Antisemitismus-Problematik an. Vgl. auch S. 97. Hingegen 
geht Z. Barbu zu weit mit der Behauptung, „die Brüder Straßer fuhren [bis Ende 1925] 
besser ohne Antisemitismus" (Die sozialpsychologische Struktur des nationalsozialistischen 
Antisemitismus, in: Werner E. Mosse [Hrsg.], Entscheidungsjahr 1932, Zur Judenfrage in 
der Endphase der Weimarer Republik, 2. Aufl., Tübingen 1966, S. 157-181, insbes. S. 159). 

96 Kühnl, Linke, S. 34. 
97 Ebenda, S. 73. Vgl. auch S. 79. 
98 Tempel, Richtlinien für Organisation und Partei, Leipzig, 28. 5. 27, ARW, RSF II * 
518. 
99 Hans-Christian Brandenburg, Die Geschichte der HJ, Wege und Irrwege einer Genera­

tion, Köln 1968, S. 46. 
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objektiv motivierte Ruf nach dem Numerus clausus für Juden an deutschen Hoch­

schulen schließlich war direkt aus dem Straßerschen Programmentwurf von 1925 

kopiert worden100. 

Andere Gemeinsamkeiten zwischen beiden Kreisen sind weniger eklatant, dafür 

aber u m so bezeichnender für die ideologische Anleihe Tempels beim Straßer-

programm. Soziographisch gesehen ist die Tatsache, daß Tempel den Sitz der 

Reichsleitung im Wintersemester 1926/27 von München nach Leipzig verlegte101, 

nicht ohne Bedeutung, denn damit reihte er sich in eine kleine Gruppe norddeut­

scher NS-Führer u m Straßer ein, die sich nicht nu r in ihrer räumlichen Distanz 

zu München von den Mitgliedern der Parteileitung unterschieden. Sie waren -

wie Tempels Mitarbeiter - zumeist jüngere Leute von solider Mittelklasse-Herkunft 

mit ausgesprochen gehobener, in einigen Fällen sogar Universitäts-Vorbildung102. 

Das hinderte sie nicht daran, sich ähnlich wie die Gefolgschaft Tempels als revolu­

tionäre Elite zu begreifen, mit einem Sinn für die vorwärtsdrängende Dynamik 

der aktivistischen Jugend103. Am ehesten wurde dieser Typus wohl von dem Bres­

lauer Ortsgruppenführer Dr. Erich Rosikat verkörpert, der sich damals bezeichnen­

derweise auch bei dem völkischen Flügel der deutschen Jugendbewegung großer 

Beliebtheit erfreute104. Der elitären Mentalität entsprang der ständige Hang zur 

bissigen Kritik am spießbürgerlichen Funktionärsgehabe, das man besonders bei 

den Münchener Parteileitern zu erkennen glaubte. Man nannte es „Bonzentum". 

So sticht dem Leser gerade diese Floskel in den Schriften beider Gruppen ins Auge, 

ob es sich nun u m Goebbels' Tagebuch von 1925/26105 oder Tempels Presseorgan 

„Der junge Revolutionär"106 handelt. Interessant sind auch die Anklänge an 

Straßers außenpolitische Ansichten im Studentenbund. I m Gegensatz zu Hitler 

favorisierten die Gebrüder Straßer, namentlich das ehemalige SPD-Mitglied (bis 

kurz nach dem Kapp-Putsch 1920) Otto, ein Bündnis Deutschlands mit der kraft­

voll aufstrebenden Sowjetunion, während sie das von der Münchener Parteileitung 

geforderte Zusammengehen mit England und Italien ablehnten. Italien war suspekt, 

weil es deutsche Minderheiten in Südtirol unterdrückte; gegen England erhoben 

sich die den Straßers sympathischen Inder107. Während eines Sprechabends des 

100 Kühnl, Programmatik, S. 331. 
101 Faust, a.a.O., S. 92. 
102 Dazu Dietrich Orlow, The History of the Nazi Party, 1919-1933, Pittsburgh 1969, S. 58. 
103 Vgl. Kühnl, Linke, S. 128. 
104 Vgl. Kater, Die Artamanen - Völkische Jugend in der Weimarer Republik, Historische 

Zeitschrift, 213 (1971), S. 577-638, insbes. S. 605. 
105 Das Tagebuch von Joseph Goebbels 1925/26, mit weiteren Dokumenten hrsg. von 

Helmut Heiber ( = Schriftenreihe der Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte, Nr. 1), 2. Aufl., 
Stuttgart 1961, S. 22. 

106 Dez./Jan. 1927/28. 
107 Vgl. Otto-Ernst Schüddekopf. Linke Leute von rechts, Die nationalrevolutionären 

Minderheiten und der Kommunismus in der Weimarer Republik, Stuttgart 1960, S. 196—200; 
und Die Sozialisten verlassen die NSDAP, Aufruf in Der Nationale Sozialist, 4. 7. 30, abge­
druckt bei Kühnl, Linke, S. 292-297; ferner ebenda, S. 108-126. 
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Münchener NSDStB im Gasthof „Vollmond" am 8. Februar 1927 meldete sich als 

Referent der Sprachlehrer Wimmer zu Wort, der sich laut Polizeiprotokoll „wider 

Erwarten gegen den Faschismus und Mussolini" aussprach108. Da, wie die Polizei 

richtig spürte, von einem Nazi damals kaum etwas anderes als Loblieder auf Musso­

lini erwartet werden konnten, Hegt die Vermutung nahe, daß der Sprachlehrer aus 

dem Kreis u m Straßer stammte. Zur Jahreswende 1927/28 schrieb der Student 

Christian Zinßer im Jungen Revolutionär wenig freundlich über Hitlers Bündnispart­

ner in spe, Italien wolle „gemeinsame Sache mit England machen . . ., wenn nur 

die Wallstreet nicht wäre. Von diesem Verbündeten England loszureißen ist Italien 

nicht imstande". Sodann wurde eine Lanze für die ethnischen Minderheiten in 

aller Welt gebrochen, wobei es speziell wieder gegen England, diesmal wegen der 

Iren, ging109. 

Am bemerkenswertesten sind freilich die Parallelen, die in unmittelbarer Be­

ziehung zu Tempels Hochschulpolitik standen. Daß sich Tempels Werbespruch, 

der Hochschulbesuch für Deutsche müsse möglichst kostenlos sein, bereits in 

Straßers Programmentwurf von 1925 findet110, bedarf wohl keines weiteren Kom­

mentars. Liest man, daß Tempel seine NSDStB-Studenten anwies, sich nicht der 

Technischen Nothilfe zur Verfügung zu stellen111, die seit 1919 zusehends Studie­

rende als Streikbrecher einsetzte112, so ist man kaum überrascht zu erfahren, daß 

Gregor Straßer dahinterstand. Am 6. Februar 1928 schrieb er in einem Brief an 

Tempel, Nationalsozialisten sei es „durch ausdrücklichen Befehl Hitlers" verboten, 

die Technische Nothilfe zu unterstützen113. Die Intervention Straßers ging diesmal 

gar nicht auf Hitler zurück, sondern auf Straßers alten Bundesgenossen aus dem 

Norden, nämlich Dr. Joachim Haupt, der es sich noch Anfang 1928 angelegen sein 

ließ, von Kiel aus gegen „ein unsoziales Verhalten von Studenten" aufzutreten114. 

Bezüglich der Frage frauenstudentischer Mitbestimmung mag Tempel von den 

Gebrüdern Straßer ebenfalls einiges übernommen haben. Denn just zu der Zeit, 

108 Bericht Polizeidirektion München über Sprechabend des NSDStB München am 8. 2. 27, 
o. J., HIS, NSDAP HA, 88/1839. 

109 Der junge Revolutionär, Dez./Jan. 1927/28. 
110 Kühnl, Programmatik, S. 332. Dazu auch derselbe, Linke, S. 36. 
111 Der junge Revolutionär, Febr. 1928. 
112 Dazu Drei Jahre Technische Nothilfe, Deutsche Corpszeitung, 5. 12. 22, S. 219 ff.; Die 

Technische Nothilfe. Wesen, Aufbau, Wirken, o.O., o.J., UAE, Fach 67, gelb, Nr. 1; Erwin 
Könnemann, Technische Nothilfe (Teno) 1919-1945, Die bürgerlichen Parteien in Deutsch­
land, Handbuch der Geschichte der bürgerlichen Parteien und anderer bürgerlicher Inter­
essenorganisationen vom Vormärz bis zum Jahre 1945, Bd. 2, Leipzig 1970, S. 676-679; 
Zorn, a.a.O., S. 256 u. 261; Wolfgang Kreuzberger, Studenten und Politik 1918-1933, Der 
Fall Freiburg im Breisgau ( = Kritische Studien zur Geschichtswissenschaft, Bd. 2), Göttin­
gen 1972, S. 166 u. 220, Anm. 68. 

113 Da dieser angeblich vom Mai 1925 stammende Befehl Hitlers bisher anderswo nicht 
belegt ist, drängt sich der Verdacht auf, daß er Hitler von dem betont arbeiterfreundlichen 
Straßer untergeschoben wurde. Vgl. G. Straßer an NSDStB, 6. 2. 28, ARW, RSF II * A17. 
Dazu auch Tempels Antwort an Straßer, 8. 2. 28, ebenda. 

114 Haupt an G. Straßer, 13. 1. 28, ARW, RSF II * A7. 
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da Tempels Anhänger eine NSDStB-Hochschulgruppe nach der anderen gründeten, 
wobei manche begeisterungsfähige junge Studentin mitwirkte115, sprach Gregor 
Straß er sich dafür aus, „die eheliche Mutterschaft in Vergleich zu setzen mit dem 
Waffendienst des Mannes und auch sie mit einem entsprechenden Mehrstimmen­
wahlrecht zu belohnen"116. Tempel muß diese von der Münchener Parteileitung 
scharf abweichende Haltung1 1 7 zum Anlaß genommen haben, den weiblichen Mit­
gliedern seiner Hochschulgruppen gleiche Rechte wie den Männern einzuräumen, 
ja ihnen bei der Wahrnehmung sowohl des aktiven als auch des passiven Wahl­
rechts anläßlich der allsemestrig stattfindenden AStA-Wahlen keinerlei Hindernisse 
in den Weg zu legen. Noch Anfang 1929, als Tempel längst zu Fall gekommen war, 
kandidierte in Jena ein Ring nationaler Studentinnen, der in Wahrheit aus einem 
Kern von „3 Mädels" aus dem örtlichen NSDStB nebst zwei Hinzugeworbenen 
bestand, als „Liste 3 " 1 1 8 - so eingefahren war diese Tradition. Daß Gregor Straßer 
selbst schon wieder zu einer reaktionären Einstellung gegenüber der Frauen­
emanzipation zurückgefunden hatte, etwa auf dem Nürnberger Parteitag 1929 für 
die Rolle der Frau ausschließlich als Hüterin der Familie plädierte119, läßt die kon­
sequente Haltung Tempels in einem u m so stärkeren Lichte erscheinen. 

Nirgends hat sich die Wahlverwandtschaft zwischen Tempel und den Straßers 
deutlicher manifestiert als in der Pressepolitik der beiden Gruppen. Ist es ein Zu­
fall, daß Tempel seine erste Zeitschrift, die „Nationalsozialistischen Hochschul­
briefe", Ende 1926 frei nach den von Gregor Straßer herausgegebenen und von 
Joseph Goebbels anfangs redigierten „Nationalsozialistischen Briefen" betitelte? 
Mußte der sonst nicht unoriginelle Tempel unbedingt zum Zwecke eines möglichst 
engen Kontaktes zu den Lesern das Format eines Briefes, mit der Anrede „Mein 
Heber Freund aus dem 2. Reich!" wählen120, es sei denn, er wollte sich bewußt an 
den Stil beispielsweise Goebbels' anlehnen, der einen der ersten NS-Briefe an 
seinen anonymen „Freund von der Linken" adressiert hatte121? 

Die Entstehung dieser ersten Zeitschrift des NSDStB hängt eng mit der Karriere 
des nach Tempel und Glauning 1926 sicherlich prominentesten Hochschulgruppen­
führers, Artur von Behr in Berlin, zusammen. Er war es, der die Gründung einer 
Hauspostille für den NSDStB im März 1926 bei Tempel zuerst anregte, unter 

115 Dazu Kater, Krisis des Frauenstudiums in der Weimarer Republik, Vierteljahrschrift 
für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, 59 (1972), S. 207-255, insbes. S. 251 f. 

116 Gedanken über Aufgaben der Zukunft (15. 6. 26), in: G. Straßer, Freiheit und Brot, Aus­
gewählte Reden und Schriften eines National-Sozialisten, Teil I: Die Idee, Berlin 1928, 
S. 136. Zitat erscheint abermals in Ziele und Wege, Nationalsozialistische Briefe, Anfang 
Juli 1927, Auszug abgedruckt bei Kühnl, Linke, S. 283-287. 

117 Dazu Kater, Zur Soziographie der frühen NSDAP, in dieser Zeitschrift, 19 (1971), 
S. 124-159, insbes. S. 155f. 

118 „Heinz" an von Schirach, 4. 2. 29, ARW, RSF II * A6. 
119 Nach Marie Baltzer, Die Frau im nationalsozialistischen Staat, Nationalsozialistische 

Monatshefte, 3 (1932), Nr. 22, S. 19-25, insbes. S. 20 f. Zur Kehrtwendung Straßers auch 
Kühnl, Linke, S. 98 f. 

120 Der junge Revolutionär, August 1927. 
121 Dazu Tagebuch Goebbels, S. 31. 
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Hinweis auf die möglicherweise geringfügigen Druckkosten122. Auch während der 

baltische Aristokrat, damals noch als echter Straßermann, für die „Idee des natio­

nalen Sozialismus" in der von Otto Straßer herausgegebenen Berliner Arbeiter-

Zeitung zu werben sich anschickte123, verfolgte er den Plan einer eigenen Zeitung, 

„4 Seiten im Umfang der NS-Briefe" und mit Goebbels und Gregor Straßer als 

Leitartiklern, beharrlich weiter124. Obschon von Behr tatsächlich als erster Schrift­

leiter der NS-Hochschulbriefe, deren Eröffnungsnummer im Dezember 1926 er­

schien, eingesetzt wurde125, hielt dies andere Mitglieder des NSDStB nicht davon 

ab, weiter für O. Straßers „B.A.Z." zu produzieren126. Eine Erklärung, die sich 

anbietet, ist, daß der NSDStB auf die Zukunft des eigenen Blattes aus ständigem 

Geldmangel nicht zu bauen wagte. Offenbar hatte er ursprünglich aus ideologischen 

wie aus finanziellen Gründen geglaubt, daß die Brüder Straßer die Zeitung prote­

gieren würden, eine Hoffnung, die sich nicht erfüllte. „Was ist nun eigentlich mit 

den ,NS-Hochschulbriefen'", fragte Glauning seinen Freund Tempel im November 

1926, „erscheinen sie als Beilage zu den Straßer-Zeitungen oder selbständig? 

Straßer behauptete, er könne den Umfang seiner Zeitungen nicht erweitern, und 

jetzt bringt er die Beilage ,Deutscher Wald' in Zukunft monatlich. Da hätte er 

doch lieber die N.S.-Hochschulbriefe . . . nehmen können."1 2 7 Tatsächlich sind 

weder die Nationalsozialistischen Hochschulbriefe noch Tempels zweite Zeitschrift, 

der Junge Revolutionär, jemals vom Straßerschen „Kampfverlag" subventioniert 

oder gar gedruckt worden128. 

Dabei nahmen die Straßers an dem Geschick des Studentenbundes reges Inter­

esse. Wenn der Schriftwechsel der NSDStB-Reichsleitung auch nicht vollständig 

erhalten geblieben zu sein scheint, so läßt sich doch wenigstens aus einem Dokument 

klar ersehen, daß der Kontakt zwischen Studentenbund und — in diesem Falle — 

Gregor Straßer noch vor dessen Amtsantritt als Propagandaleiter der Partei im 

Herbst 1926 intensiv gewesen sein muß1 2 9 . Der Umgangston zwischen beiden 

Seiten blieb auch bis zum Frühjahr 1928, als die Sache u m Tempel nicht mehr 

zum besten stand, sehr vertraulich130. Als Redner war Straßer namentlich aus 

Werbegründen bei allen „Hogrus" ein gern gesehener Gast131. Die Tübinger 

1 2 2 Von Behr an Tempel, o. J. (Poststempel vom 18. 3. 26), ARW, RSF II * A 1 . 
1 2 3 Von Behr an Tempel, 27. 4. 26, ARW, RSF II * A 1 . 
124 Von Behr an Tempel, Juni 1926; auch 27. 4. 26, ARW, RSF I I * A 1 . 
125 Von Behr an von Schirach, 24. 7. 28; NSDStB-Reichsleitung an von Behr, 28. 12. 27, 

ARW, RSF II * A 1 . 
126 Schülke an Tempel, 27. 9. 26; Vermerk Schülke, 10. 10. 26, ARW, RSF II * A 1. 
127 24. 11. 26, ARW, RSF II * A10. 
128 Persönliche Mitteilung Dr. Otto Straßers an Verf. vom 23. 5. 73. Die gegenteilige 

Behauptung Ursula Ruth B. Dibners, The History of the National Socialist German Student 
League, Diss. phil. (Msch.), The University of Michigan 1969, S. 44, 46 und Fausts, a .a .O., 
S. 62, sowie Kreuzbergers, a .a .O. , S. 105f., findet in den Quellen keine Stütze. 

129 Schülke an Tempel, 20. 9. 26, ARW, RSF I I * A 1 . 
130 Vgl. die in Anm. 113 erwähnte Korr. 
1 3 1 Beispiel Königsberg (1927): von Storm an Tempel, 19. 1. 27, ARW, RSF II * A7. 
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Hochschulgruppe pilgerte im Sommersemester 1926 sogar nach Ehingen auf die 

Schwäbische Alb, u m dort, anläßlich des „Deutschen Tages", Gregor Straßer zu 

lauschen132. Zu Straßers außenpolitischem Berater Graf Ernst zu Reventlow bestan­

den geradezu herzliche Bindungen. Den Studenten galt er mit Abstand als der 

beliebteste nationalsozialistische Redner; zumeist sprach er über seine Spezialität, 

die deutsche Außenpolitik133. Darüber hinaus lieferte Reventlow einen Leitartikel 

für den Jungen Revolutionär134 und setzte sich in seiner Zeitung „Reichswart" für 

die antisemitische Hochschulpolitik des NSDStB ein135. Noch im Juli 1928, als 

Tempels Schicksal im NSDStB endgültig besiegelt war, wandte sich der einstige 

Studentenführer an den Grafen wie an einen alten Freund136. Besonders bemerkens­

wert ist der Umgang der Tempel-Anhänger mit zwei extremen Außenseitern des 

Straßerflügels, Dr. Erich Rosikat und dem Kapitänleutnant a .D . Hellmuth von 

Mücke - sie waren unter den ersten Abtrünnigen, die den Zorn des unerbittlichen 

Parteiführers Hitler zu spüren bekamen137. Rosikat sprach im Wintersemester 

1926/27 vor der Breslauer Hochschulgruppe über das Thema „Student und Arbei­

t e r " ; die Veranstaltung war „gut besucht"138. Und für Mücke interessierten sich 

nachweislich sowohl die Tübinger139 als auch die Darmstädter140. 

Die ideologischen und organisatorischen Querverbindungen zum Straßerflügel 

hatten für die Beziehungen des NSDStB zu den reichsdeutschen Untergliederungen 

der NSDAP schwerwiegende Konsequenzen. In gefühlvollen Erinnerungen an die 

Anfangsjahre des Studentenbundes wird von einstigen NSDStB-Angehörigen nach 

Hitlers Machtergreifung die kollegiale Zusammenarbeit zwischen NSDStB und 

NSDAP-Ortsgruppen, etwa im Falle Frankfurts, stark gerühmt141. Die Wirklich­

keit aber sah anders aus. Zwar klang es glaubwürdig, wenn - u m beim Beispiel 

Frankfurts zu bleiben - der Völkische Beobachter am 24. Februar 1926 berichtete, 

Beispiel Frankfurt/M. (1928): Anon. Manuskript über „Hogru" Frankfurt/M., o.J., HIS, 
NSDAP HA, 20/376. 

132 Marte an Reichsstudentenführung, 20. 8. 37, NAW, T-81/244, FN 5030948-51. 
1 3 3 Tempel an Reichsleitung NSDAP, 22. 9. 27, ARW, RSF II * A 1 5 ; 2. Rundschreiben 

NSDStB, 2. 12. 27, ARW, RSF II * A20; Tempel an Parteileitung München, 13. 12. 27, 
ARW, RSF I I * A17; Braselmann an NSDStB-Reichsleitung, 12. 3. 28, ARW, RSF I I * A 7 ; 
Thau an NSDStB-Reichsleitung, 2 1 . 4. 28, ARW, RSF I I * A 8 ; Schulze-Henne an Tempel, 
14. 6. 28, ARW, RSF I I * A6. Ferner Der Angriff, 28. 11 . 27. Die Behauptung Bleuels und 
Klinnerts, Reventlow sei neben Feder im Febr. 1928 der „führende nationalsozialistische 
Programmatiker" gewesen, ist absurd und besonders charakteristisch für die im großen und 
ganzen oberflächliche Arbeitsweise der Autoren (a.a.O., S. 201). 

1 3 4 Die Brücke, Der junge Revolutionär, August 1927. 
135 Fort mi t den Juden von den deutschen Hochschulen, Der Reichswart, 12. 6. 26. 
136 Tempel an Reventlow, 27. 7. 28, BAK, NS 38/2. 
137 Tyrell, a .a .O., S. 144f.; Kühnl, Linke, S. 142. 
138 Die Arbeit der Hochschulgruppe Breslau, 24. 5. 27, ARW, RSF II * A2. 
1 3 9 Marte an Reichsstudentenführung, 20. 8. 37, NAW, T-81/244, FN 5030948-51. 
140 Kohl an Tempel, 25. 6. 27, ARW, RSF II * A20. 
1 4 1 Vgl. Anon. Manuskript über „Hogru" Frankfurt/M., o.J., HIS, NSDAP HA, 20/376; 

Hikad (Pseudonym für Hans Hildebrandt), Studenten im Braunhemd, Berlin 1933, etwa S. 9. 
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die Gründung der Frankfurter „Hogru" sei mit Hilfe des NSDAP-Landesleiters 

Pg. Haselmeyer zustande gekommen, gewagt indessen war schon die Bemerkung, 

die Hochschulgruppe werde künftig „Hand in Hand mit der Ortspartei" arbeiten. 

Zeugnisse guten Einvernehmens zwischen NSDStB-Zelle und Ortsgruppe bzw. 

Gauleitung lassen sich in den Quellen denn auch nur sporadisch, und lediglich für 

die ersten Gründungsmonate finden, so von Tübingen142, Berlin143 und Köthen144. 

In Marburg waren unter Glaunings Führung „die meisten" NSDStB-Genossen 

freiwillig Parteimitglieder145, im Erlangen des Münchener Satrapen Julius Strei­

cher mußten sie es sein146. Die Parteigenossenschaft warf für viele nationalsozialisti­

schen Studenten Probleme von prinzipieller Bedeutung auf, die einerseits in dem 

seit jeher ungeklärten Verhältnis der NSDStB-Reichsleitung zu den örtlichen Ver­

tretungen der NSDAP, andererseits aber in dem spezifischen elitären Selbstver-

ständnis der Studenten wurzelten. Dieses letztere wiederum ruhte auf zwei Pfeilern: 

einmal auf der korporativen Identifikation des NSDStB mit dem „revolutionären" 

Straßerflügel, zum andern auf dem Kastenbewußtsein des Jung-Intellektuellen, der 

bei aller Sympathie für die „soziale Frage" noch immer eine Trennungslinie zwi­

schen sich selbst und der breiten Masse, wie er sie im verspießerten kleinbürger­

lichen NSDAP-Bonzen manifestiert sah, gezogen wissen wollte. Hier wurden denn 

die Grenzen jenes studentischen „Sozialismus" abermals offenbar: den Weg zum 

Arbeiter vermeinte der „revolutionäre" Student noch zu finden, die Brücke zum 

Kiembürgertum aber vermochte er ebensowenig zu bauen wie zum Großbürger­

tum, ja er schlug das eine zum andern. I m Ernstfall konnte er nicht über den 

Schatten seines Akademikerdaseins springen, vielmehr entdeckte er dann in den 

Ortsgruppen der Partei nur „alte geheimrätliche Spießer", die die „revolutionären 

Seiten" einfach nicht „sehen" wollten147, oder schlechthin „Bonzen"148. 

Daß die biederen Parteifunktionäre gegen derartige Mißtrauensbeweise nicht 

immun waren, daß sie zudem aus ihrer eigenen Perspektive heraus einen sozialen 

Gegensatz zu den NS-Studenten wahrnahmen, zeigt ein Brief aus Königsberg, Sitz 

des Gauleiters für Ostpreußen. Indem er vorausschickte, daß der NSDStB schließ­

lich von der NSDAP organisatorisch abhinge, meinte der „Organisationsleiter" des 

ostpreußischen Gaues, es bestünde Veranlassung „zur grundsätzlichen Aufwerfung" 

der Frage, ob die Studentenschaft „aus dem Rahmen der Partei Organisation her­

ausgehoben" werden solle. 

142 Tempel an Pg. Munder, 14. 7. 26, ARW, RSF II * A l l ; Marte an Reichsstudenten­
führung, 20. 8. 37, NAW, T-81/244, FN 5050948-51. In Württemberg galt der Gauleiter 
Munder beim Straßerflügel als „sehr brauchbar" (Hüttenberger, a.a.O., S. 14). 

143 Vgl. von Behr an Pg. [Tempel], Juni 1926, ARW, RSF II * A1. 
144 Klinck an NSDStB-Reichsleitung, 21. 6. 26, ARW, RSF II * A8. 
145 Hans [Glauning] an NSDStB-Reichsleitung, 21. 6. 26, ARW, RSF II * A10. 
146 Laut Satzungen „Hogru" Erlangen, o.J. (Dez. 1926), UAE, Fach 15, blau, Nr. 16. 
147 Kohl über die Ortsgruppe Darmstadt, an Tempel (?), 23. 4. 28, ARW, RSF II * A20. 
148 Knabe über die Ortsgruppe Dresden, an Tempel, 21. 6. 27, ARW, RSF II * A20. 
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„Wir halten dies für äußerst bedenklich gerade im Interesse der Studentenschaft, 
weil dadurch die in weiten Kreisen bestehenden Vorurteile gegen dieselben neue 
Nahrung gewinnen und die leider vielfach vorhandene Neigung der Studenten­
schaft, sich aus dem Rahmen der Volksgemeinschaft abzusondern, dadurch gestützt 
wird, wenn man gerade für sie eine Extrawurst brät. Schließlich könnte ebensogut 
jeder andere Stand eine eigene Organisation verlangen. Wir haben die Schaffung 
der Hochschulgruppen stets so aufgefaßt, daß durch sie lediglich der Bewegung 
an den Hochschulen besondere Stoßkraft verliehen werden soll, daß sie sich aber 
zwanglos in den Rahmen der Partei einzugliedern haben, ähnlich wie andere 
Betriebsgemeinschaften. "149 

Unter solchem Druck, aber auch angesichts ständig wiederkehrender Bitten von 
seiten neuer Hochschulgruppenführer u m parteiverbindliche Klärung der Verhält­
nisse160, sah Tempel sich im Interesse seiner eigenen Position schließlich gezwun­
gen, den Entscheid der Münchener Parteileitung herbeizuführen. Wenn diese am 
27. November 1927 mitteilte, eine Bestätigung des Hochschulgruppenführers durch 
den jeweiligen Gauleiter werde „nicht für nötig gehalten", letzterer könne jedoch 
„jederzeit begründeten Einspruch" beim Reichsleiter des NSDStB erheben, der 
„berücksichtigt" werden müsse151, so war damit die absolute Prärogative Tempels 
in Studentenangelegenheiten gegenüber den Gauleitungen nur beschränkt zuge­
sichert.. Denn zugleich bedeutete diese Direktive eine weitere Fixierung der Gau­
leiterkompetenzen. Jene, obschon nach der Bamberger Konferenz Hitler gegenüber 
von unzweifelhafter Loyalität, waren 1926 noch nicht so fest in die Führer-Hierar­
chie eingegliedert wie in späteren Jahren, ja das Führerprinzip selbst galt „oft nur 
theoretisch"152. Um ihre Einflußsphäre zu vergrößern und dadurch ihre Stellung 
gegenüber der Parteileitung in München ständig zu verbessern, trugen sie sogar 
noch untereinander Machtkämpfe aus153. Vor diesem Hintergrund relativer Un­
sicherheit muß ihr Versuch gedeutet werden, zu speziellen Zwecken von Hitler 
ernannte Kompetenzträger16*, wie Tempel und seine Vertreter, in ihren Befehls­
bereich zu ziehen. So ist denn Tempels Bemühen verständlich, das von der Partei­
leitung aufrechterhaltene Vetorecht der Gauleitungen zu neutralisieren: die Er­
richtung von NS-Hochschulgruppen gehöre zum „Arbeitsgebiet des Reichsleiters 
des Nat.Soz.St.B." und sei nicht „Sache einer Ortsgruppe oder Gauleitung"156. 
Immerhin sah sich Tempel drei Monate später doch genötigt zuzugeben, die Mit­
glieder des NSDStB unterstünden dessen Reichsleiter „nur für die hochschul-

149 Organisationsleiter, Gau Ostpreußen, an Hauptgeschäftsstelle der NSDAP, 17. 11. 26, 
ARW, RSF I I * A7. 

150 Vgl. Klässel an Tempel, 28. 5. 26, ARW, RSF II * A6; Klinck an NSDStB-Reichs-
leitung, 28. 6. 26, ARW, RSF II * A8; Schülke an Tempel, 1. 8. 26, ARW, RSF II * A1. 

151 Heinemann an Tempel, 27. 11. 26, ARW, RSF II * A14. 
152 Hüttenberger, a.a.O., S. 13. 
153 Orlow, a.a.O., S. 81. 
154 Dazu ebenda. 
155 Tempel an Organisations-Abteilung der Reichsleitung der NSDAP, 28. 2. 27, ARW, 

RSF II * A17. In diesem Sinne auch Glauning an [Unlsl.], 3. 2. 28, ARW, RSF II * A10. 
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politische und rein studentische Arbeit", ansonsten gehöre jeder studentische Partei­

genosse zu seinem Ortsgruppenführer156. Nach einem weiteren halben Jahr mußte 

Tempel dies zu der Devise erweitern, alle NSDStB-Kameraden hätten „über kurz 

oder lang" Parteigenossenschaft zu beantragen157. Daß extreme Verfechter NS-

studentischer Selbständigkeit den NSDStB später ganz von der organisatorischen 

Umklammerung durch die NSDAP-Maschinerie befreien wollten158 und damit die 

Befürchtungen der ostpreußischen Gauleitung wahrzumachen drohten, muß als 

eine verzweifelte Reaktion auf diese Zugeständnisse gewertet werden, da sie das 

elitäre Prinzip auf das schärfste gefährdeten. 

I m einzelnen nahmen die Reibereien zwischen NSDStB und Ortsgruppen- oder 

Gauleitern mannigfache, wenngleich in jedem Falle der Typik des parteipolitischen 

Machtkampfes entsprechende Formen an. In Köln scheiterte die Aufstellung einer 

NS-Hochschulgruppe im Juli 1926 daran, daß dem delegierten „Hogruf" vom 

Kölner Gaugeschäftsführer Josef Grohé jegliche Hilfeleistung kategorisch verwei­

gert wurde159. Zur selben Zeit schuf der NS-Student Pg. Schülke in Berlin durch 

seine Differenzen mit dem stellvertretenden Gauleiter Schmiedicke, die freilich nur 

einen Teilaspekt allgemein herrschender Verwirrung im NSDAP-Apparat Berlins 

bildeten160, sozusagen eine Tradition des permanenten Ausnahmezustandes für den 

NSDStB in der Reichshauptstadt161. I m Verlauf der Fehde fiel von seiten der Gau­

leitung der Vorwurf, die Berliner Studenten seien „zu jung und unerfahren, u m 

selbständig politisch arbeiten zu können"; sie müßten daher „ganz scharf beob­

achtet" werden162. Symptomatisch für das tatsächliche Kräfteverhältnis zwischen 

Tempel und den Ortsgruppen ist die Tatsache, daß der Hochschulgruppenführer 

von Köthen nach einem Streit mit einigen Pg.s der dortigen Ortsgruppe demon­

strativ aus der NSDAP austrat, dann aber sofort von der Parteizentrale in München 

gezwungen wurde, auch den NSDStB zu verlassen163. Eine Sonderstellung in der 

bewegten Anfangsgeschichte des NSDStB nimmt der Fall Knabe in Dresden ein. 

Der Dresdener „Hogruf" kompromittierte als selbsternannter Reformator der Orts­

gruppe Dresden (Knabe: ein „Saftladen"), in der er einen Gegensatz „zwischen 

den Arbeitern der Stirn und den Arbeitern der Faust" erblickte, die Hochschul­

gruppe an der Technischen Hochschule derart, daß Tempel den Kameraden bitten 

mußte, sich künftig „soviel wie möglich aus den internen Parteiortsgruppen-

156 Tempel, Richtlinien für Organisation und Partei, Leipzig, 28. 5. 27, ARW, RSF II * 
318. 

157 Fragment eines Briefes der NSDStB-Reichsleitung an „Hogru" Bonn, 27. 1. 28, ARW, 
RSF II * A2. 

158 Stader an Tempel, 16. 4. 28, ARW, RSF II * A20. 
159 Bilden an Pg. [Tempel], 29. 7. 26, ARW, RSF II * A7. 
160 Dazu Hüttenberger, a.a.O., S. 39f. 
161 Schülke an Tempel, 1. 8. 26; auch Schülke, Arbeitsanweisungen für das WS 1926/27, 

ARW, RSF II * A1. 
162 Schülke an Tempel, 1. 8. 26, ARW, RSF II * A1. 
163 Klink an Tempel, 10. 9. 26; NSDAP-Parteileitung an Tempel, 20. 9. 26, ARW, RSF 

II * A8. 
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angelegenheiten" herauszuhalten164. Wiederum ist es bezeichnend für die Abhän­

gigkeit des NSDStB-Führers von der Willkür der regionalen Parteiorganisationen, 

wenn Tempel sich, u m das Gesicht zu wahren, veranlaßt fühlte, bei der Münchener 

Parteileitung eine formelle „Rüge" für Knabe zu beantragen165. Der ganze Fall 

wirbelte so viel Staub auf, daß sich der spätere NS-Studentenführer Baldur von 

Schirach zu seinem Leidwesen noch jahrelang damit befassen mußte166. 

Die Opposition der Studentenbundsleute gegen die Ortsgruppen der Partei über­

t rug sich auch auf die örtlichen SA-Formationen, und zwar einfach deshalb, weil 

die SA-Stürme nach der Interimszeit (1923-25) bis etwa 1927 gewöhnlich von den 

Ortsgruppenleitern aufgestellt und den Ortsgruppen organisatorisch angeschlossen 

wurden167. Oft waren die Ortsgruppenführer in Personalunion auch regionale SA-

Führer. Wenn daher die offiziöse NS-Literatur nach 1933 von „Studenten im 

Braunhemd" in jener frühen Periode berichtet, so sind diese Schilderungen wieder­

u m mit größter Vorsicht zu behandeln168. I m Gegensatz zu den Listen aus der 

späteren Schirach-Phase ist in keiner der überlieferten frühen Mitgliedslisten die 

SA-MitghedschaftderNSDStB-Genossen auch nur angedeutet. Indessen erfährt man in 

mindestens einem Falle von „schweren Auseinandersetzungen" zwischen „Hogruf" 

und örtlichem SA-Führer169. Es entsprach den soziologischen Gegebenheiten, wenn 

im Frühjahr 1927 die „Hogru" Darmstadt ihre Mitglieder in einer „besonderen 

Gruppe" innerhalb der Darmstädter SA dienen Heß170, u m so dem Elitebedürfnis 

der Studenten Genüge zu tun. 

Die zunehmende Verunsicherung des NSDStB gegenüber den regionalen Orga­

nen der NSDAP wirft die Frage des Verhältnisses von Tempel zur Reichsleitung 

selbst, namentlich aber zum Parteichef Hitler auf. Auch sie muß vorerst im Rah­

men der Beziehungen zwischen Tempel und den Straßers untersucht werden. Nach 

eingehender Prüfung der Unterlagen entdeckt man, daß es zwischen G. Straßer 

und Tempel nicht in allen ideologischen Dingen Übereinstimmung gegeben hat. 

In der Frage der Gewerkschaften hielt der NSDStB sich zur Parteilinie, etwa wenn 

Glauning im Jungen Revolutionär das gewerkschaftliche Konzept ein für allemal 

verwarf171. Enge Freunde Straßers dagegen, darunter Karl Kaufmann, haben in 

164 Knabe an Tempel, 21. 6. 27; Tempel an Knabe, 8. 10. 27, ARW, RSF II * A20. 
165 Tempel an Heinemann, 29. 10. 27, ARW, RSF II * A20. 
166 Dazu die umfangreiche Korr., ARW, RSF II * A20. 
167 Joseph Nyomarkay, Charisma and Factionalism in the Nazi Party, Minneapolis 1967, 

S. 112; Hüttenberger, a.a.O., S. 66. 
168 Zitat Hans Hildebrandt, Aus der Geschichte des N.S.D. Studentenbundes, Volk im 

Werden, 3 (März 1935), S. 84-90, insbes. S. 86. An anderer Stelle muß H. allerdings zugeben, 
daß die ersten „Braunhemden" beispielsweise in Bonn von Studenten erst im Sommer 1928 
getragen wurden; es kann sich damals also schon um die Ära Schirach gehandelt haben — 
dazu S. 187. Vgl. Hikad, a.a.O., S. 13f. Auch anon. Manuskript über „Hogru" Frankfurt/M., 
o. J., HIS, NSDAP HA, 20/376. 

169 Beispiel Köthen. Klinck an NSDStB-Reichsleitung, 24. 7. 26, ARW, RSF II * A8. 
170 Tätigkeitsbericht Kohl, 27. 5. 27, ARW, RSF II * A20. 
171 Glauning, Die studentische Gewerkschaft und ihre Bürokratie, Der junge Revolutionär, 

Juni 1928. Auch S. 153 dieses Aufsatzes. 
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den Jahren 1926 und 1927 die Bildung nationalsozialistischer Gewerkschaften ein­

gehend diskutiert und zum Teil auch gefordert172. I n der Angelegenheit der Für­

stenenteignung, 1925 und 1926 ein nationales Politikum ersten Ranges, sprachen 

sich die Straßerleute wiederholt gegen eine Abfindung der Fürsten aus, weil sie 

ihrer sozialistischen Auffassung zuwiderlief173. Die Münchener Parteileitung jedoch 

t ra t für die Wahrung des Privateigentums ein, also auch das der Fürsten174. Der 

Standpunkt des NSDStB scheint in diese Sache ambivalent gewesen zu sein. Hätte 

Tempel den Straßerschen Kurs auch hier vollauf bejaht, so hätte sich das mindestens 

in seinen Zeitschriften in irgendeiner Form niederschlagen müssen; dazu läßt 

sich aber nichts finden. Andererseits gab es Mitglieder, die dem Prinzip der Ent­

eignung nicht ablehnend gegenüberstanden, wie das Beispiel Schälke in Berlin 

beweist. Er, der im Herbst 1926 kommunistische Studenten warb, beschwerte sich 

bei Tempel im Oktober, gerade habe er einige willige Überläufer aus dem Lager 

der KPD aufgespürt, da habe ein Pg. (wahrscheinlich in einer Parteiversammlung) 

„große Sachen von unseren Fürsten" zum besten gegeben, und jetzt gälten die 

NSDStB-Studenten als „Fürstenknechte"175. 

Kann man nun den NSDStB angesichts solcher Abweichungen von der Straßer-

linie als reines Objekt der Münchener Parteileitung betrachten? Zunächst wäre 

nach dem Ursprung des NSDStB zu fragen: wer hat ihn ins Leben gerufen, und 

zu welchem Zweck? Hiervon ist nu r der erste Teil verhältnismäßig leicht zu beant­

worten. Entgegen den ständigen Beteuerungen der NS-Presse, die nach 1933 zu 

einer mythologisierenden Geschichtsschreibung bezüglich der „Kampfzeit" neigte, 

hat nicht „der Führer selbst" den NS-Studentenbund geschaffen176, sondern der 

ging allein auf die Initiative Wilhelm Tempels, höchstens noch Podlichs und 

Rudolf Heß ' , zurück177. Der Bochumer Historiker Anselm Faust hat unlängst die 

172 Kühnl, Linke, S. 74. 
173 Vgl. Ulrich von Hutten (Pseudonym für O. Straßer), Wir und die Fürstenabfindung, 

Nationalsozialistische Briefe, 15. 12. 25, in Auszügen abgedruckt bei Kühnl, Linke, S. 298; 
auch Gregor Straßer und Joseph Goebbels, Resolution der Arbeitsgemeinschaft Nordwest 
der N.S.D.A.P. zur Frage der Fürstenabfindung, Hannover, 24. 1. 26, abgedruckt ebenda, 
S. 299; ferner ebenda, S. 42, 45; Tagebuch Goebbels, S. 60; Orlow, a .a .O. , S. 67; Nyo-
markay, a.a.O., S. 84. 

174 Völkischer Beobachter, 19. und 25. 2. 26. 
175 Schülke an Tempel, 14. 10. 26, ARW, RSF IT * A1. 
176 Nach Hikad, a.a.O., S. 4. Fast wortgetreu auch Hildebrandt, a.a.O., S. 85. Der deut­

sche Student 4 (1936), S. 78; Gustav Adolf Scheel, Der NSD.-Studentenbund, in: Rudolf 
Benze und Gustav Graefe (Hrsg.), Erziehungsmächte und Erziehungshoheit im Großdeut­
schen Reich als gestaltende Kräfte im Leben des Deutschen, Leipzig 1940, S. 187-211, 
insbes. S. 187; ferner Gerd Rühle, Zweck und Ziele der Förderer-Organisation, in: Mittei­
lungsblatt der Förderer-Organisation des NSDStB, Nr. 1, Dez. 1932, NAW, T-81/259, 
FN 5051403-406. 

177 In diesem Sinne richtig: Baldur von Schirach, Wille und Weg des Nationalsozialisti­
schen Deutschen Studentenbundes, München 1929, S. 5. Vgl. auch Glauning an[Unlsl.],3. 2. 28, 
ARW, RSF II * A10. 
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Entstehungsgeschichte des NS-Studentenbundes nach den vorhandenen Quellen 

genauestens geschildert; demnach ist klar, daß Tempel sich zuerst an Hitler 

wandte178 und daß daraufhin Hitlers Sekretär Heß, vermutlich in diesem Sinne 

von Tempel oder seinem Freund Podlich beeinflußt, das Organisationstechnische 

zur Gründung des Bundes in die Hand nahm179. Wenn Hitler zu diesem Zeitpunkt 

kein übermäßiges Interesse an einer nationalsozialistischen Studentenvereinigung 

zeigte, so lassen sich hieraus gewisse Schlüsse hinsichtlich der damaligen Marsch­

richtung der Partei ziehen. Denn wenn, wie Kühnl impliziert180, Hitler schon 

1926 an einer Kollaboration mit dem oberen Mittelstand gelegen gewesen wäre, so 

müßte er die Studenten doch als dessen hoffnungsvollste Vertreter mit offenen 

Armen empfangen haben. In Wirklichkeit aber hat er sie bis zum Frühjahr 1928 

ausgesprochen stiefmütterlich behandelt181, Tempel nie in Audienz gehört, für 

dessen Organ einen einzigen Aufsatz geliefert - und selbst der traf inhaltlich an den 

damaligen sozio-ökonomischen Problemen der Studierenden vorbei182. Als Tempel 

seinen Führer im Sommer 1927 u m einen weiteren Beitrag für eine „Festschrift" 

bat, sagte Hitler unter Vortäuschung von Zeitmangel glatt ab183. Und in der einzi­

gen Rede, die Hitler ausschließlich für Studenten im November des Jahres gehalten 

hat sprach er über Außenpolitik und Weltanschauung, nur nicht über studentische 

Probleme18*. 

Tempels Nachfolger Baldur von Schirach, dessen Memoiren als Geschichtsquelle 

nur bedingt verläßlich sind185, liefert in diesem einen Falle aufschlußreiches Mate­

rial über die Haltung Hitlers zu den Studenten. Man hat nach dem bisher Fest­

gestellten keinerlei Grund, daran zu zweifeln, daß Hitler sich nur nach Überwin­

dung größter Hemmungen dazu hat durchringen können, vor Studenten in Mün­

chen zu sprechen186. Legt man den heute von Schirach überlieferten Satz Hitlers, 

„mit Studenten tu ' ich mich schwer", sozialpsychologisch aus, so wird augenfällig, 

178 Vgl. Anm. 65. 
179 Dazu Faust, a.a.O., S. 36 f. 
180 Zu diesem Schluß führt Kühnls Satz: „Entscheidend aber war [nach 1923] die politi­

sche Konzeption Adolf Hitlers, all die heterogenen Gruppen der Mittelschichten anzusprechen 
und zugleich ein Bündnis mit den sozialen Oberklassen einzugehen" (Linke, S. 135). 

181 Entgegen der Behauptung David Schoenbaums, der NSDStB sei gegenüber Arbeiter­
gruppen 1926/27 von der Parteileitung in München „klar bevorzugt" worden (Hitler's Social 
Revolution, Class and Status in Nazi Germany 1933-1939, Anchor Books A590, New York 
1967, S. 27). 

182 Adolf Hitler, Studentenschaft und Politik, Nationalsozialistische Hochschulbriefe, Jan./ 
Febr. 1927. Dazu die am Kern vorbeitreffende, vordergründige Interpretation bei Bleuel und 
Klinnert, a.a.O., S. 198. 

183 Heß an Tempel, 26. 7. 27, ARW, RSF II * A17. 
184 Ausnahme: Hinweis auf die Volksernährung, die auch den mittellosen Studenten inter­

essieren mußte, vgl. S. 150 dieses Aufsatzes. Im übrigen wie Anm. 15. 
185 Dazu das prägnante Urteil von Waldemar Besson, Student à la Gartenlaube, Die Zeit, 

2. 4. 68. 
186 Von Schirach, Hitler, S. 45 f. 
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daß sich hier ein eingefleischter Kleinbürger gegen eine Annäherung an das Bil­

dungsbürgertum, dem er mit Mißtrauen begegnete, instinktiv sträubte. Nachdem 

ihm die Rede vor den Studenten einmal geglückt war187 fand er den Zugang zu 

Hochschülern leichter und gewöhnte sich an sie. Am 17. Januar 1928 war er in 

Begleitung der Verlegersgattin Elsa Bruckmann wieder Gast des NSDStB anläßlich 

eines Vortragsabends im Hotel „Bayerischer Hof"188, wo dann aber nicht er, son­

dern sein Parteifreund Rosenberg das Hauptreferat hielt. 

Offensichtlich befand sich Hitler gerade in seinem Verhältnis zum national­

sozialistischen Studentenbund in einem Dilemma, aus dem er sich nur langsam 

und im Zuge einer weiteren Definition der gesellschaftsbezogenen Ziele der Partei 

befreien konnte. Denn ursprünglich erblickte auch er in den nationalsozialistischen 

Studenten eben lediglich die Repräsentanten der gehobenen Mittelschicht, die ihm 

(noch) nichts besagte, und allein aus diesem Faktor heraus wäre sein Desinteresse 

am NSDStB hinreichend erklärbar. Eine Komplikation ergab sich für Hitler indes­

sen bald dadurch, daß er des revolutionären Elans und der Straßerschen Färbung 

des studentischen Programms gewahr wurde, was er, der zeitlebens kein echtes 

Verständnis für die realen gesellschaftspolitisch bedingten Probleme der von ihm 

geworbenen Schichten aufzubringen vermochte, nun einfach nicht zu begreifen 

imstande war. Da man aber wohl annehmen darf, daß Hitler nach seiner Ent­

lassung aus Landsberg im großen und ganzen entschlossen war, den Grundstein zu 

einer „Massenpartei" zu legen189, wobei ihm die Reihenfolge der zu hofierenden 

gesellschaftlichen Gruppierungen wahrscheinlich gleichgültig blieb, versteht man 

seine halb unfreiwillige Toleranz gegenüber den jungen intellektuellen Kraus­

köpfen, die da à la Straßer von „Arbeitern" und „Sozialismus" faselten. 

Was die Studenten anbetrifft, so vermochten sie diese Zusammenhänge natür­

lich nicht zu überblicken, ja sie werden auch von Hitlers sprichwörtlichem Anti­

Intellektualismus nicht negativ berührt gewesen sein. Allerdings entging ihnen 

kaum, daß Hitler ihre ideologischen Abweichungen ebensowenig indizierte wie 

die der Straßergruppe. „Ideologisches Rankenwerk", schreibt Albrecht Tyrell rich­

tig, war nach der Bamberger Tagung „von untergeordneter Bedeutung"190 . Dem 

Schema des ideologischen Pluralismus nach 1925191 fügten sich die Absichten des 

NS-Studentenbundes gleichsam auf natürlichem Wege ein. Das muß Tempel 

bereits aufgrund der Antwort erkannt haben, die Rudolf Heß ihm auf seinen 

ersten Brief an Hitler192 zuteil werden ließ. Sie enthielt sowohl Zugeständnisse an 

187 Dazu ebenda, S. 47. Objektiv: Bericht Polizeidirektion München:, o.J. (Nov. 1927), 
HIS, NSDAP HA, 34A/1796. 

188 Bericht Polizeidirektion München, o.J. (Jan. 1928), HIS, NSDAP HA, 88/1839. 
189 Orlow, a. a. O., S. 52, auch 87 f. Vgl. auch Satzung des Nationalsozialistischen Deutschen 

Arbeiter-Vereins e.V., Sitz München, 22. 5. 26, § 2, abgedruckt bei Tyrell, a .a .O. , S. 136— 
141, insbes. S. 136. 

190 A.a .O. , S. 103. 
1 9 1 Dazu Nyomarkay, a .a .O. , S. 38 f. 
1 9 2 Vgl. Anm. 65. 
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den „Sozialismus" Tempels als auch das feste Bekenntnis zur bisherigen Strategie 

der Partei, es nicht ausschließlich dem Arbeiter recht machen zu wollen193. Daß 

Heß Tempel damit einen Wink für die Zukunft gegeben hatte, wurde später von 

der Organisationsabteilung der NSDAP in München nur bestätigt, wenn sie kon­

statierte, die Reichsleitung der Partei beabsichtige nicht, in Einzelheiten einzu­

greifen, sie interessiere nu r „die große Linie". Sie zeige Tempel damit, daß sie ihm 

vertraue194. 

I n diesem Satz liegt letzthin die Erklärung für die eigenartige Bindung zwischen 

Tempel und seinem Führer, die zwei Jahre hindurch nicht ins Wanken geriet. 

Diese Bindung war eindeutig charismatischer Natur, sie hatte etwas von der Ab­

hängigkeit des Sektenmitglieds zum Stifter und Haupt der religiösen Sekte. Der 

amerikanische Historiker Joseph Nyomarkay hat die Wurzeln des Hitlerschen 

Führerphänomens in dem von Max Weber beschriebenen Charismatikertum auf­

gedeckt. Als Kernelement in jedem charismatischen Verhältnis erscheint das Ver­

trauenselement: entzieht der Führer dem Vasallen das speziell ihm übertragene 

Vertrauen, so ist die Funktionskette zwischen beiden zerbrochen. Zeit seiner Kar­

riere als Studentenbundsführer hing Tempel von diesem Vertrauen Hitlers ab, ob 

es nun objektiv real war oder nicht. Mochte Tempel das Bonzentum in München 

auch noch so verdächtigen, an den Führerqualitäten Hitlers niemals auch nur leise 

zweifelnd, hat er sich mehrmals u m Beweise von Hitlers Vertrauen bemüht195. 

So bedeutete es ihm viel, daß er im Juli 1927 — nach über einjährigem Dienst für 

die Partei — endlich expressis verbis von Hitler als Reichsleiter des NSDStB „be­

stätigt" wurde196. Unter dem charismatischen Aspekt betrachtet, konnte sich Hitlers 

physische Zurückhaltung - von Tempel wie von anderen - sogar noch positiv auf 

das gegenseitige Verhältnis auswirken197: der Führer beantwortete direkte Schrei­

ben Tempels nie persönlich, sondern überließ dies Heß und Heinemann. Wie 

Tempel empfanden auch andere NSDStB-Mitglieder. Zwar wurde „Hogruf" 

Herbert Knabe von den „Bonzen" seiner Ortsgruppe Dresden schwer bedrängt, 

aber der Glaube an Hitler war entscheidend: „Wenn unser oberster Führer die 

Verhältnisse in Dresden näher kennen würde, würde er bestimmt zur Auflösung 

schreiten oder auf andere Art radikal eingreifen."198 Hier sind die Anfänge jener 

angesichts des inneren Chaos im Dritten Reich stereotyp gewordenen Floskel: 

„Wenn das der Führer wüßte!" Die Projizierung der gesamten Glaubenskraft auf 

den einen, den einzigen Gegenstand des Glaubens war der rettende Akt, der nicht 

allein den NSDStB damals vor zersetzenden Schismata bewahrte. 

Noch weitere, sonst religiösen Sekten eigene Umstände kennzeichneten das 

Verhältnis zwischen dem NSDStB und seinem obersten Führer. Lehnte der 

193 Heß an Tempel, 1. 8. 25, AKW, RSF II * A17. 
194 Heinemann an Tempel, 3. 5. 27, BAK, NS 38/2. 
195 Vgl. dazu Bohne an Tempel, 4. 7. 27, ARW, RSF II * A10. 
196 Bestätigung von Adolf Hitler, München, 16. 7. 27, ARW, RSF II * A17. 
197 Dazu Nyomarkay, a.a.O., S. 33. 
198 Knabe an Tempel, 21. 6. 27, ARW, RSF II * A20. 
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Bund die Bonzen in München prinzipiell auch ab, so paßte er sich der von ihnen 

errichteten Führer-Hierarchie, an deren Spitze er schließlich wieder Hitler fand, 

doch notgedrungen an. Als Kontrollinstrument zur Aufrechterhaltung der äußeren 

Disziplin benutzte Hitler den für diese Zwecke gut geeigneten Untersuchungs- und 

Schlichtungsausschuß der Partei („Uschla"), dem seit dem 1. Oktober 1926 der pen­

sionierte Armeegeneral Bruno Heinemann vorstand199. Es ist bezeichnend, daß, selbst 

wenn die Routinekorrespondenz mit dem NSDStB nicht aus dem Büro des „Uschla" 

erfolgte, stets Exzellenz Heinemann, als die Verkörperung der „organisatorischen 

Orthodoxie" (Orlow200) innerhalb der Parteileitung, die Briefe an die Studenten­

führer unterschrieb201. Zudem hat die Parteileitung den NSDStB-Führer Tempel 

bis Herbst 1927 institutionell in der Luft schweben lassen; erst dann wurde er 

offiziell in die Pyramide der Parteiführer eingestuft202, eine hinhaltende Taktik, 

die den charismatischen Charakter der Bindung zu Hitler stärkte. Vom selben 

Gesichtswinkel aus muß die pekuniäre Situation betrachtet werden. Die Tatsache, 

daß Hitler den NSDStB finanziell anfangs ganz sich selbst überließ, so daß dieser 

lediglich auf Mitgliedsbeiträge und Spenden203 angewiesen war, ist nicht allein auf 

die chronische Mittellosigkeit der Parteizentrale zurückzuführen204, sondern auch 

darauf, daß Hitler den Studentenbund erst einmal einer Bewährung aussetzen 

wollte. Als organischem Bestandteil der Parteileitung wurde der NSDStB-Führung 

schließlich Geld geschickt. Gewiß t rug auch diese in den Quellen registrierte Sen­

dung von ganzen 150 Mark monatlich vornehmlich nominellen Charakter, zumal 

sie nicht ohne dringende Bitten von der NSDStB-Reichsleitung an die Münchener 

Bürokraten geschah205. 

Als Konsequenz dieser zunehmend engen Eingliederung in das zentralistische 

Parteigefüge hat NSDStB-Führer Tempel die Disziplinarnormen der Parteileitung 

nicht nur für sich akzeptiert, sondern er hat sie, getreu dem Führerprinzip, auch 

im Rahmen seines Bundes angewandt. Allerdings war dies innerhalb der einmal 

bestehenden Sektenstruktur nur systemkonform: schon die Androhung der Exkom-

199 Dazu Orlow, a.a.O., S. 79 f. 
200 Ebenda. 
201 Heinemann war gleichzeitig (bis Anfang 1928) Leiter des Organisationsausschusses 

der Partei. Beispiel: Heinemann, Organisationsabteilung der NSDAP, an Knabe, 1. 3. 27, 
ARW, RSF II * A20. 

202 NSDAP, Kassenverwaltung, an Tempel, 4.10.27, NAW, T-81/236, FN 5020633; 
Parteileitung an Tempel, 22. 11. 27, ARW, RSF II * A17. 

203 Zu den letztgenannten: Vgl. Völkischer Beobachter, 8. 7. 26; Tempel an „Werten 
Herrn Parteigenossen", 25. 6. 26, BAK, NS 38/2, und selbst für 1927/28 noch hektogr. 
Formblatt „Sehr geehrter Herr!", o.J. (1927/28), ARW, RSF I I * A 2 ; Bericht Polizei­
direktion München über Vortragsabend der „Hogru" München am 17. 1. 28, o.J., HIS, 
NSDAP HA, 88/1839. 

204 Dazu die Dokumente bei Tyrell, a.a.O., S. 178. 
205 Heß an Tempel, 30. 11. 27; NSDStB-Reichsleitung an Parteileitung München, [1.] 11. 

1927, ARW, RSF II * A17. Dazu die Interpretation bei Tyrell, a.a.O., S. 229. 
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munikation dient unter Gläubigen als Zwang zur Wahrung der Geschlossenheit206. 

Tempel freilich schoß über das ihm zugewiesene Operationsrevier noch hinaus. 

Den ehemaligen Hochschulgruppenführer Alfred Freudenhammer wollte er wegen 

dessen Hamburger „Lotterwirtschaft" nicht nur aus dem NSDStB, sondern auch 

aus der Partei stoßen lassen207. Der Münchener „Uschla" kam dieser Bitte aber 

keineswegs nach, er erteilte Freudenhammer nur „eine ernste Verwarnung"2 0 8 . 

Gleichzeitig belehrte er den übereifrigen Tempel, daß der Ausschluß aus der Partei 

lediglich als schärfste Waffe gegen potentielle Abtrünnige einzusetzen sei. „Allzu 

häufige Anwendung stumpft sie ab und schädigt die Bewegung. Hat ein Pg. bei 

einer ihm übertragenen Sonderaufgabe versagt, so ist er schon durch den Entzug 

der Sonderaufgabe gemaßregelt. Er wird bei seinem Nichtkönnen froh sein, von 

der drückenden Last befreit zu sein, bei einem Nichtwollen sich schämen, in ihn 

gesetztes Vertrauen mißbraucht zu haben."209 Diese weisen Worte, die von einer 

guten Portion Menschenkenntnis zeugen, fielen bei Tempel freilich noch lange 

nicht auf fruchtbaren Boden. Es läge nicht im Interesse der Parteileitung, „daß, 

wenn mir ein Hochschulgruppenführer schuldhaft seine genau umgrenzten Pflich­

ten verletzt, mir dann die Hände gebunden sind, indem ich eben meinen Anord­

nungen im entscheidenden Moment nicht den geeigneten Nachdruck verleihen 

kann"210 . Die doktrinäre Auslegung des Bannspruches als prophylaktisches Prin­

zip ging im Studentenbund so weit, daß seine Funktionäre paradoxerweise auch 

dann noch Beifall zollten, als der einstige Breslauer Ortsgruppenführer Rosikat, 

ideologischer Linksaußen und Stammgast bei den NS-Studenten, „trotz seines 

bekannten Namens und seines wertvollen Wissens wegen Disziplinwidrigkeit" aus 

der Partei entfernt wurde, wie Hans Glauning etwas hämisch bemerkte211. 

Damit wären wir wieder beim Ausgangspunkt unserer kurzen gedanklichen 

Exkursion: der Beziehung zwischen Tempel und Hitler im Lichte der geistigen 

Verwandtschaft von Studentenbundsführer und Straßerkreis. Um die Umrisse die­

ses Dreiecks wirklich scharf zu ziehen, scheint es angebracht, die wechselseitigen 

Beziehungen zwischen Hitler und den Straßers unter dem Eindruck der bisherigen 

Feststellungen erneut unter die Lupe zu nehmen. Schon die berühmte Hannover­

sche Arbeitstagung Nordwest im November 1925 läßt sich, im Gegensatz zu Kühnl, 

dahingehend interpretieren, daß nach dem charismatischen Muster Nyomarkays 

die Persönlichkeit Hitlers niemals in Frage gestellt wurde, ja daß selbst die ideologi­

schen Spannungen zwischen Süd und Nordwest nicht so erheblich gewesen sind 

wie von Kühnl und anderen angenommen. Das Ganze bildete den Höhepunkt einer 

institutionellen Führerkrise, die jedoch von einem geschickten Sektenführer gleich-

206 Dazu Bryan R. Wilson, Eine Analyse der Sektenentwicklung, in: Religionssoziologie» 
hrsg. von Friedrich Fürstenberg, Neuwied und Berlin 1964, S. 279-304. 

207 NSDStB-Reichsleitung an Parteileitung, 3. 12. 27, ARW, RSF II * A5. 
208 Buch an Freudenhammer, 21. 12. 27, ARW, RSF II * A17. 
209 Buch an NSDStB, 12. 12. 27, ARW, RSF II * A5. 
210 Tempel an „Uschla", 19. 12. 27, ARW, RSF II * A17. 
211 Glauning an [Unlsl.], 3. 2. 28, ARW, RSF II * A10. 
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sam auf dem Routinewege bereinigt werden konnte212. Unter fast allen Richtungen 

der Forschung herrscht Einmütigkeit darüber, daß es nach Bamberg niemand mehr 

wagte, Hitlers Autorität anzutasten213. Während Gregor Straßer innerhalb der 

Reichsleitung in München wichtige Posten besetzte - erst im September 1926 als 

Propagandaleiter, dann Anfang Januar 1928 auch als Organisationsleiter der Par­

tei214 - fuhr er gleichzeitig fort, seine sozialistisch gefärbten Dogmen im Rahmen 

der NSDAP zu verbreiten, von Hitler offenbar gelitten. Bereits im kritischen Monat 

Februar des Jahres 1926 war in dem vom Gegner Alfred Rosenberg redigierten 

Völkischen Beobachter ein sozialpolitischer Aufsatz von Gregor Straßer auf der Titel­

seite publiziert worden, nämlich, ,Die Herrschaft des Kapitalismus'' am 17.2., drei Tage 

nach dem Bamberger Treffen. Danach war weiterhin von Straßers Sozialismus 

im „VB" zu lesen; so wurde er beispielsweise Anfang Februar 1927 zitiert215, und 

am 10. Juli inserierte Straßer dort für eine Versammlung über „Hungerlöhne" 

und „Arbeitslosigkeit". Wenn Straßer die Begriffe „Nationaler Sozialismus" und 

„Adolf Hit ler" 1927 in einem Atem nannte, so tat er dies aus Überzeugung und 

augenscheinlich mit voller Billigung seines Chefs216. Mit gutem Recht wird da­

her der Völkische Beobachter die Einigkeit zwischen Hitler und G. Straßer unter­

strichen haben, indem er ein lautes Bekenntnis Straßers vor versammelter Menge im 

Hofbräuhaus zum „gemeinsamen Führer" wiedergab217. Doch selbst von Hitler 

aus betrachtet scheinen die ideologischen Differenzen nicht so schwer gewogen zu 

haben: während einer Rede in Stuttgart im Mai 1927 blies auch er in das anti­

kapitalistische Horn218. Schließlich lag im Begriff der „Volksgemeinschaft" auch 

die Forderung nach Chancengleichheit für Arbeiterschaft und Bürgertum219. 

Zwischen derart fließenden Grenzen, wo wäre da der NS-Studentenbund noch 

einzuordnen? Eingedenk der Tatsache, daß sich Gregor Straßers Verhältnis zu 

Hitler nach der Bamberger Tagung besserte, konnte ein Studentenbund, der nach 

dieser Tagung entstand, auch in enger Anlehnung an die Straßergruppe Hitlers 

Nachsicht finden. Gleichwohl ist der NSDStB zuletzt doch noch im Räderwerk 

zwischen Hitler und dem Straßerlager zerrieben worden. Als Hitler 1930 ernstlich 

anfing, unter den radikalen „Sozialisten" seiner Partei aufzuräumen, galt die 

Säuberung nicht etwa Gregor Straßer, sondern dessen Bruder Otto. Für den Stu­

dentenbund warf diese Razzia ihre Schatten voraus. Zwar wurden für eine beson­

ders enge Anlehnung der NSDStB-Funktionäre an Otto Straßer bisher keine Be-

212 In diesem Sinne Nyomarkay, a.a.O., S. 80-85. Die Interpretation bei Hüttenberger 
neigt mehr zu Nyomarkay als zu Kühnl. Vgl. a.a.O., S. 29 f. 

2 1 3 Von den bekannten Ausnahmen wie Dinter abgesehen. 
214 Dazu das Argument von Nyomarkay, a.a.O., S. 85; auch Orlow, a.a.O., S. 121. 
215 Völkischer Beobachter, 6./7. 2. 27. 
216 Vgl. G. Straßer, Heil Hitler, Der Nationale Sozialist für Sachsen, 9. 1. 27, im Auszug 

wiedergegeben bei Tyrell, a.a.O., S. 163f. 
217 Völkischer Beobachter, 21. 12. 27. 
218 Orlow, a.a.O., S. 87. 
219 Vgl. dazu Kühnl, Linke, S. 36. 
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weise in den Quellen gefunden, aber Otto Straßer selbst vermag sich seiner „guten 

Beziehungen" zu den unmittelbaren Freunden Wilhelm Tempels aus jener Zeit 

noch heute durchaus zu erinnern220. So läßt sich sagen, daß die Tragödie des 

NSDStB unter Tempel als eine Konsequenz seiner Assoziation mit Gregor Straßers 

Bruder Otto begann. Denn nach 1926 wurde Otto Straßer von einem der loyalsten 

Adjutanten Hitlers befehdet, nämlich von Dr. Joseph Goebbels. 

Goebbels' Verhältnis zum NS-Studentenbund war von Anbeginn alles andere 

als neutral. Man hat Grund zu der Vermutung, daß der Akademiker Goebbels 

schon Mitte 1926 am Posten des Studentenführers interessiert war. Vor der Bam­

berger Tagung im Februar einer der kompromißlosesten Anhänger der Straßers, 

war der promovierte Intellektuelle im April von Hitler ganz auf dessen Seite 

gezogen worden. Danach begann Goebbels sich, wenngleich sehr langsam, von 

seinem Radikalismus zu lösen; die Stätte seines früheren Wirkens, der Gau Rhein­

land-Nord, wurde ihm unbehaglich. Er wollte sich verändern, schon u m seiner 

Kehrtwendung zu Hitler sichtbaren Ausdruck zu verleihen. Am besten wäre es, 

er ginge gleich zur Reichsleitung nach München, dann wäre er aus dem Elber-

felder „Dreck" heraus221. Die Annahme, daß er damals das Amt des NS-Studenten-

führers anvisierte, liegt insofern nahe, als er im Juni ein bereits früher gehegtes 

Interesse an Studentenangelegenheiten222 ganz plötzlich vertiefte, sich dem Stu­

dentenbund als Redner anbot223 und in Weimar während der Reichstagung des 

NSDStB am 4. Juli tatsächlich eine große Ansprache über „Arbeiter und Student" 

hielt. Daß diese Rede gänzlich von der Straßerideologie geprägt war224, paßte noch 

ins Bild: Goebbels sprach als „Linksintellektueller" zu „Linken", und Hitler duldete 

dies. Damals besaß Goebbels unter den Studenten zweifellos große Chancen; trotz 

ihrer Achtung vor dem äußerlich etwas farblosen Tempel225 konnten sie sich der 

hypnotischen Ausstrahlung des hinkenden Doktors schwer entziehen. Allein im 

Juni wurde nach ihm von zwei verschiedenen Hochschulgruppen als Redner ver­

langt226. 

Eine gewisse Spannung zum NSDStB-Reichsleiter Tempel war somit schon 

gegeben. Vielleicht u m Tempel herauszufordern, sprach Goebbels am 10. Juli 1926 

vor Tempels eigenen Studenten in München227. Aber trotz weiterer publizistischer 

220 Mündliche Mitteilung Dr. Otto Straßers an Verf. vom 23. 5. 73. 
2 2 1 Vgl. seine Tagebucheintragung vom 1 2 . 6 . 2 6 , Tagebuch Goebbels, S. 83 ; ferner 

Helmut Heiber, Joseph Goebbels, dtv-Nr. 271/72, München 1965, S. 51 f. 
2 2 2 Vgl. dazu Völkischer Beobachter, 24. 4. 26. 
2 2 3 Faust, a .a .O. , S. 62, 74 (Anm. 119). 
2 2 4 Vgl. Völkischer Beobachter, 8. 7. 26; auch Tagebuch Goebbels, S. 86ff. 
225 Die Fotografie in Studenten im Kampf, Beiträge zur Geschichte des NSD.-Studenten­

bundes ( = Die Studentische Kameradschaft, Sondernummer, München, April 1928), S. 12 , 
zeigt einen schmalköpfigen, bebrillten jungen Mann. 

226 Beispiel Marburg: Hans [Glauning] an Wilhelm [Tempel], 1.6.26, ARW, RSF I I * 
A10 ; Beispiel Frankfurt/M.: Völkischer Beobachter, 23. 6. 26. 

227 Dazu Goebbels an Tempel, 7. 7. 26, ARW, RSF II * A10; Text des Vortrags sinn­
gemäß aufgezeichnet von Polizeidirektion München, Bericht über Versammlung „Hogru" 
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Versuche, sich beim Parteiführer als Anwalt studentischer Anliegen zu empfeh­

len228, veranlaßte Hitler keinen Führungswechsel innerhalb des NSDStB. Goebbels 

war enttäuscht, denn andere Möglichkeiten, in der Parteileitung festen Fuß zu 

fassen, hatten sich bereits im Juni zerschlagen229. I m August endlich berief der 

Führer den Rheinländer zum neuen Gauleiter nach Groß-Berlin230. Jetzt begann 

eine neue Phase in den Beziehungen zwischen der NSDStB-Reichsleitung und 

Joseph Goebbels. 

I m Zuge der von Goebbels im Winter 1926/27 angewandten Taktik einer Re­

organisation des Berliner Gaues231 hat der Gauleiter erfolgreich versucht, die 

Berliner Hochschulgruppe aus der organisatorischen Bindung zur NSDStB-Reichs-

leitung (damals in Leipzig) zu lösen und sie seinem Gau direkt zu unterstellen. 

Dieser Fall ging über den üblichen Rahmen der Kompetenzstreitigkeiten zwischen 

Tempel und den Gauleitern232 deshalb hinaus, weil die Mehrheit der Berliner NS-

Studenten mit dem Verfahren Goebbels' übereinstimmte233. Und zwar scheint dazu 

in nicht unwesentlicher Weise der erste Hochschulgruppenführer von Berlin und 

frühere Straßer-Adept Artur von Behr beigetragen zu haben. Dessen Schwester 

Josefine nämlich, „dieses entzückende Geschöpf", wurde damals von Goebbels 

heiß umworben234. Mindestens in einem Falle ist ein Zusammentreffen Goebbels' 

auch mit Behr dokumentarisch nachgewiesen235. Es liegt also nahe, daß Goebbels 

von den Plänen Behrs und Tempels, die NS-Hochschulbriefe herauszubringen, 

Wind bekommen hat, wahrscheinlich sogar von dem Bestreben der NSDStB-

Reichsleitung, das Blatt vom Kampfverlag der Straßers subventionieren oder druk-

ken zu lassen. Den Kampfverlag aber betrieb hauptsächlich Otto Straßer selbst, 

in dem Goebbels seit seiner Ankunft in Berlin einen gefährlichen Rivalen sah. 

Und für Otto Straßers Berliner Arbeiter-Zeitung schrieben schon die Freunde 

Wilhelm Tempels236! Von Behr, zusehends unter Goebbels' Einfluß, benutzte dann 

München am 10. 7. 26 im Restaurant „Blüte", HIS, NSDAP HA, 88/1835. Vgl. auch Völki­
scher Beobachter, 14. 7. 26. 

228 Vgl. Völkischer Beobachter, 24. 7. 26. 
229 Etwa Generalsekretär der Partei oder ein Gauleiterposten. Vgl. Hüttenberger, a.a.O., 

S. 38. 
230 Ebenda; Heiber, a.a.O., S. 52. 
231 Dazu Einzelheiten in Martin Broszat, Die Anfänge der Berliner NSDAP 1926/27, in 

dieser Zeitschrift, 8 (1960), S. 85-118. Subjektiv Goebbels, Kampf um Berlin, Der Anfang, 
16./17. Aufl., München 1939. Ferner Heiber, a.a.O., S. 57-63; Hüttenberger, a.a.O., S. 40ff. 

2 3 2 Vgl. S. 169 ff. 
233 Dazu die Briefe von Ulimann an Tempel, 18. 11. 26 und 2. 2. 27, ARW, RSF II * A1. 

Vgl. ferner Ankündigung von Goebbels-Ansprachen vor der Berliner „Hogru" in Der An­
griff, 5. 12. 27 und 30. 1. 28. 

234 Zitat aus Goebbels' Tagebuch vom 17. 9. 26. Vgl. S. 104. Die Bekanntschaft rührte 
vom Jan. 1926 her. Vgl. ebenda, S. 62, 65, 87, 103, 107 f. Ferner Heiber, a.a.O., S. 92. 

235 Tagebuch Goebbels, S. 108. — Dr. Otto Straßers Erinnerung nach sahen sich Goebbels 
und von Behr in jener Zeit öfter (pers. Mitteilung an Verf. vom 23. 5. 73). 

236 Dazu S. 167. Vgl. ferner Otto Straßer und Michael Stern, Flight from Terror, New York 
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einen aus dem Sommer 1926 datierenden Streit mit der NSDStB-Leitung237 dazu, 
einen Teil der nun Werner Schülke unterstehenden Berliner Hochschulgruppe238 

der NSDStB-Zentrale zu entfremden und für Goebbels zu gewinnen239. Das war 
die Wende in den persönlichen Beziehungen zwischen Behr und Tempel. Das 
einmal begonnene Projekt der NS-Hochschulbriefe behielt von Behr einstweilen 
noch bei; sie Hefen im Dezember 1926 an, aber bezeichnenderweise nicht im 
Kampfverlag Otto Straßers. Freilich ließ Tempel die Zeitschrift schon nach zwei 
Nummern stoppen: nicht aus Geldmangel, wie bisher behauptet240, sondern um 
sie der Kontrolle von Behrs zu entwinden und auch, weil die Anlehnung an die 
noch immer von Goebbels redigierten ehemals Straßerschen Nationalsozialistischen 
Briefe nun , nach der Abkehr des Gauleiters, nicht mehr zeitgemäß war. Charak­
teristischerweise hieß das nächste Presseorgan Tempels ab Juli 1927 denn auch 
Der junge Revolutionär; von Behr war vorerst ausgeschaltet und der Gegensatz zu 
Goebbels, der die NS-Briefe nun seinerseits liegengelassen hatte und sich ab Juli 
ganz dem „Angriff" widmete, sinnvoll zum Ausdruck gebracht241. 

Daß die Fehde zwischen Goebbels und dem NS-Studentenbund im Laufe des 
Jahres 1927 noch vertieft wurde, m u ß nicht zuletzt den sich bald rapid verschlech­
ternden Beziehungen zwischen dem Berliner Gauleiter und dem auf der extrem 
linken Flanke aushaltenden Otto Straßer zugeschrieben werden242, wobei die ideo­
logischen Akzente wiederum nicht überbewertet werden dürfen, denn auch Goeb­
bels gab sich damals noch „links"243. Es war ein taktisch geführter Machtkampf, in 
welchem Goebbels seinem obersten Chef durch absichtliche Kompromittierung 
früherer Freundschaften zu beweisen suchte, daß er nun ganz auf Hitlers Linie 
eingeschworen sei, ohne allerdings die Möglichkeiten einer exklusiven Berliner 

1943, S. 125. - O. Straßer bestätigte dem Verf. am 23. 5. 73 mündl. die damalige Mitarbeit 
der Tempel-Anhänger an seiner Zeitung. 

237 Dazu Schülke an NSDStB-Reichsleitung, 20. 7. 26, ARW, RSF II * AI. 
238 Zur Einsetzung Schülkes: NSDStB-Reichsleitung an von Behr, 28. 12. 27, ARW, RSF 

II * A1. Am 5. 5. 27, als die Berliner „Hogru" gerade aufgelöst war, wurde die NSDAP 
in Berlin verboten (Völkischer Beobachter, 7. 5. 27). Dennoch gründete Tempel die Berliner 
„Hogru" im Okt. 1927 unter der Bezeichnung „Völkischer Studentenring" neu, nominell 
wieder unter von Behr, der wahrscheinlich auf Goebbels' Druck hin berücksichtigt wurde. 
Vgl. ebenda. Ferner Der Angriff, 24. und 31. 10. 27. Erst am 24. 5. 28, nachdem die Berliner 
NSDAP am 31. 3. 28 erneut zugelassen war, druckte der Völkische Beobachter eine offizielle 
Einladung zum Beitritt in die „neugegründete" Berliner „Hogru". 

239 DIREKTE Hinweise auf von Behrs Rolle gibt es bisher nicht. Er selbst versuchte seiner­
zeit, als Strohmann einen gewissen Ulimann vorzuschieben. Vgl. Anm. 233 und den schein­
heiligen Brief von Behrs an Tempel vom 9. 3. 27, ARW, RSF II * A1. 

240 Dibner, a.a.O., S. 44; Faust, a.a.O., S. 41 
241 Interessanterweise erschien die erste Ausgabe des Jungen Revolutionärs als Nr. 3, um 

den ideologischen Konnex mit dem Vorläufer zu betonen. 
242 Dazu in Einzelheiten Kühnl, Linke, S. 145-150; Nyomarkay, a.a.O., S. 101f.; Tage­

buch Goebbels, Anm. d. Hrsg. Nr. 2 auf S. 65; Straßer und Stern, a.a.O., S. 130. Ferner 
O. Straßer, Hitler and I, London 1940, S. 105f. 

243 Dazu insbes. Kühnl, Linke, S. 149 f. 
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Hausmacht aus den Augen zu verHeren244. In dem Sog dieser personalpolitischen 

Strömungen wurde Wilhelm Tempel einer der ersten Verlierer. Obschon die Par­

teileitung auf Tempels Protest hin245 zugab, daß ein Gauleiter nicht berechtigt 

sei, „einzelne Hochschulgruppen" aus der geschlossenen Reichsorganisation „her­

auszunehmen", fügte sie hinzu, daß Goebbels den Vorwurf einer Auflösung der 

Berliner „Hogru" zurückgewiesen habe. Diese Interpretation kam zwar von Hitler 

persönlich, doch wurde sie in typischer Manier von Heinemann überbracht246 - ein 

Beweis mehr dafür, daß Hitler seine Unterführer ruhig im Streite Heß, u m sich 

selbst u m so sicherer zu behaupten247. Zunächst Heß sich Goebbels Verstärkung aus 

dem gegnerischen Lager kommen: Werner Studentkowski, einst Leipziger „Ho-

gruf", war ihm schon im Oktober 1926 während eines Vortrages in der sächsischen 

Universitätsstadt aufgefallen248. Nun wurde Studentkowski noch vor Abschluß sei­

nes Studiums249 Goebbels' Propagandaleiter für die Mark Brandenburg250, in klarem 

Einverständnis mit Artur von Behr251, der im Juli 1927 wieder ein Goebbels-Zitat 

im Jungen Revolutionär unterzubringen verstand252. 

Gestützt durch seine Verbündeten, holte Goebbels ab Sommer 1927 zu neuen 

Schlägen gegen den ihm lästigen Tempel aus. Anfang des Sommersemesters er­

neuerte er seinen Versuch, die NSDStB-Führungsspitze zu entfernen, mit Mün­

chen als neuer Basis. Er brachte eine Fraktion der Münchener „Hogru" auf seine 

Seite mit dem Zweck, die Reichsleitung in Leipzig zu spalten253. In diesem Falle 

stellte sich Hitler, u m Tempel seiner fortdauernden Gunst zu versichern, einmal 

auf die Seite des NSDStB-Reichsleiters, indem er die abtrünnigen Münchener aus 

NSDStB und NSDAP ausschloß254. Das hinderte den Führer aber nicht daran, 

seinem NS-Studentenführer den Berliner Gauleiter als „Beauftragten der Reichs­

leitung" während einer „Sondertagung für Studentenfragen" in Nürnberg (zum 

Reichsparteitag am 20. August) aufzudrängen: ein weiteres Beispiel doppelgleisi-

2 4 4 Dazu aus psychologischer Sicht treffend Heiber, a .a .O., S. 53 ff. 
245 Tempel an Organisation -Abteilung der Reichsleitung München, 28. 2. 27, ARW, RSF 

II * A14. 
246 Heinemann an Tempel, 16. 5. 27, ARW, RSF II * A1. 
247 Dazu u.a. Kühnl, Linke, S. 147 f. 
248 Vgl. Tagebuch Goebbels, S. 106, 109. 
249 St. war in Berlin noch mit der Fertigstellung einer Diss. für den Leipziger Soziolog 

Hans Freyer beschäftigt, zu der es dann aber, wohl wegen anderer Ämter, nicht mehr kam. 
Tyrell, a.a.O., S. 379 f. 

250 Tagebuch Goebbels, S. 120. Zur Protegierung Studentkowskis durch Goebbels auch 
Der Angriff, 14. 11. 27. 

2 5 1 Vgl. von Behr an Tempel, 9. 3. 27, ARW, RSF II * A 1 . 
252 Vgl. die daraus resultierende Polemik zwischen Studentkowski und der NSDStB-Reichs-

leitung im Herbst 1927, ARW, RSF II * A 8 ; aber auch hier S. 153. 
253 Tempel an NSDAP, Organisationsabteilung, 29.4.27, ARW, RSF II *A17; Bohne 

an Tempel, 4. 7. 27, ARW, RSF II * A10; NSDStB an Bergemann, 3. 1. 28, ARW, RSF II * 
A10. Ferner Faust, a.a.O., S. 61. 

254 Heinemann an Tempel, 22. 6. 27, ARW, RSF II * A10. 
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ger Personalpolitik, von der letztlich nur Hitler selbst profitierte255. Goebbels indes­

sen nutzte die Situation, indem er die Reichsleitung des NSDStB in Nürnberg auf 

das heftigste desavouierte266. Das Tauziehen ging weiter. Die Parteileitung wünschte 

zwar jetzt ausdrücklich, daß der Gauleiter „die Organisation der Hochschulgruppen" 

dem NSDStB-Reichsleiter überlasse257, aber Goebbels hatte bereits wieder quer­

geschossen, indem er den Studentenbund als „Unterlage und ev. als Teil" einer 

„nationalsozialistischen wissenschaftlichen Gesellschaft" zu verwenden gedachte258, 

natürlich unter Ausschluß des Reichsleiters. 

Anfang 1928 sah es so aus, als erhielte Wilhelm Tempel in seinem Kampf gegen 

den „Oberbanditen von Berlin" einen Bundesgenossen. Der 20jährige Münchener 

Germanistikstudent Baldur von Schirach schrieb ihm im Januar, er habe während 

eines Besuches bei der Parteileitung seine „Ansicht über Herrn G. und die merk­

würdige Rolle, die er dem Studentenbund gegenüber zu spielen beliebt, Her rn 

Major Buch und Bouhler zur Kenntnis " gebracht, wobei er habe feststellen können, 

„daß sie von den Herren in vieler Hinsicht geteilt zu werden scheint"259. Damit 

hatte der letzte Akteur in diesem innerparteilichen Drama die Bühne betreten; 

ihm sollte es vorbehalten bleiben, dem NSDStB-Reichsleiter den entscheidenden 

Stoß zu versetzen. Die Rolle Schirachs bei der Ablösung Tempels ist in der Litera­

tur übertrieben worden; weder war er in dieser Endetappe der historische Gegen­

spieler Tempels, der einen weltanschaulichen Kampf auszufechten hatte, noch 

konnte er als der persönliche Repräsentant Hitlers gelten, der gesandt war, u m das 

Führerprinzip zu gewährleisten. Er diente lediglich als Werkzeug einer Clique u m 

Hitler, die Tempel zu Fall zu bringen suchte. Goebbels hielt sich einstweilen heraus. 

Laut Schirachs Erinnerungsband kannten sich der spätere Reichsjugendführer 

und Joseph Goebbels seit Frühjahr 1926260. Schirachs prominente Stellung im 

Studentenbund Anfang 1928 war keineswegs offiziell; sie beruhte allein auf der 

Begünstigung Schirachs durch den Parteiführer selbst, seit Baldurs Jugendzeit im 

heimatlichen Weimar261. I m Januar 1928 indessen war nicht Schirach, sondern 

Alfons Weber „Hogruf" in München, wenngleich dieser damals schon von Schirach 

und seiner Gefolgschaft unter Druck gesetzt wurde, das Amt demnächst zur Ver-

255 Bouhler an Tempel, 9. 8. 27, ARW, RSF II * A15. Vgl. auch Tempels Protestantwort, 
an Abteilung Organisation der Reichsleitung, 11. 8. 27, ARW, RSF II * A17. 

256 Tempel, Persönlicher Bericht über die Studentensondertagung für Herrn Hitler, o.J. 
(Aug. 1927), ARW, RSFI I*A15 ; auch Faust, a.a.O., S.62. Zur Tagung selbst: Völki­
scher Beobachter, 14./15./16. 8. 27; 24. 8. 27. 

257 Heinemann an das Büro der Abgeordneten der NSDAP, München, 1. 10. 27, ARW, 
RSF II * A1. 

258 Dazu Tempel an Reichsleitung NSDAP, 22. 9. 27, ARW, RSF II * A15. 
259 Von Schirach an Tempel, 10. 1. 28, ARW, RSF II * A10. 
260 Von Schirach, Hitler, S. 73-77. 
261 Dazu ebenda, insbes. S. 43. Ferner: Der Prozeß gegen die Hauptkriegsverbrecher vor dem 

Internationalen Militärgerichtshof Nürnberg 14. November 1945-1. Oktober 1946, Bd. 14, 
S. 407 ff. 
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fügung zu stellen262. Schirach zur Hand ging von der Reichshauptstadt aus Artur 

von Behr, den Tempel als neuen Hochschulgruppenführer von Berlin263 im Dezem­

ber 1927 zum zweiten Mal entfernen mußte , zumal er wieder Goebbels-Versamm­

lungen organisiert hatte26*. Die Front gegen Tempel verstärkte sich, als Dr. Joachim 

Haupt, der Kieler „Hogruf", seine Gruppe aus dem Gefüge der Leipziger Zentrale 

herauslöste und dem Gau Schleswig-Holstein unterwarf265. Als Schlußmann gesellte 

sich endlich Alfred Rosenberg zu den Frondeuren, für Tempel seit langem die 

Inkarnation des Münchener Bonzentums und ideologisch auf einer anderen Wellen­

länge als die Leipziger Linken. Darauf zurückblickend, hat der Chefideologe der 

Partei 1934 gesagt, er habe sich vor sechs Jahren „heftige Gegner" zuziehen müs­

sen, „um die N.S. Linie klar zu erhalten"266. Darüber hinaus nutzte der Schrift­

leiter des Völkischen Beobachters das Kesseltreiben, u m das Fundament für seinen 

gerade in der Gründung stehenden „Kampfbund für Deutsche Kultur" zu verbrei­

te rn : auf dem institutionellen Umweg einer „Fachgruppe Studentenwesen" inner­

halb der NSDAP, deren Kern der NSDStB zu bilden hätte267. Das mag erklären, 

warum Rosenberg am 17. Januar 1928 in der damals schon weitgehend von Schirach 

beeinflußten „Hogru" München einen Vortrag über „Nationale Raum- und Außen­

politik" hielt268. U m seinem Führungsanspruch gegen Tempel Nachdruck zu ver­

leihen, weigerte sich Rosenberg Anfang 1928 hartnäckig, Tempels Vereinsnotizen 

im Völkischen Beobachter zu drucken, stattdessen brachte er von Leipzig nicht 

autorisierte Aufsätze des Berliners Behr269. 

262 Daß von Schirach persönlich dahinterstand, geht aus Schreiben von Schirach an Tempel 
hervor: 11. 2. 28, ARW, RSF II * A10. Dazu die verharmlosende Version in von Schirach, 
Hitler, S. 58. 

263 Dazu Anm. 238. 
264 Tempel an von Behr, 18. 12. 27 ; auch Gunia an Tempel, 8. 12. 27, ARW, RSF I I* 

A 1 . Zu den Intrigen, vgl. Korr. daselbst sowie A10 und A17. 
265 Zur Kontroverse, vgl. Korr. ARW, RSF II * A7, A l l , A17. Haupt war früher einer 

der Schlüsselleute G. Straßers in der Arbeitsgemeinschaft Nord-West gewesen, galt aber 
nach 1926 als treuer Vasall Hitlers. Dazu Krebs, a .a.O., S. 207 ff.; Werner Jochmann, 
Nationalsozialismus und Revolution, Ursprung und Geschichte der NSDAP in Hamburg 
1922-1933, Frankfurt/M. 1963, S. 69-72; und Faust, a .a .O., S. 63. Als Motive seiner 
Handlung dürften daher ähnliche Beweggründe in Frage gekommensein wie in den Fällen Goeb­
bels und von Behr. 

266 Zitiert bei Reinhard Bollmus, Das Amt Rosenberg und seine Gegner, Studien zum 
Machtkampf im nationalsozialistischen Herrschaftssystem, Stuttgart 1970, S. 31. 

267 Dazu Faust, a .a .O., S. 64; Bollmus, a .a .O. , S. 27 f. 
268 Bericht Polizeidirektion München über Vortragsabend des NSDStB am 17. 1. 28 im 

Hotel „Bayerischer Hof", o.J., HIS, NSDAP HA, 88/1839. Orlow hat dieses Dokument 
falsch interpretiert, wenn er meint, es habe sich bei jenem Treffen um die erste öffentliche 
Veranstaltung des im Okt. 1927 gegründeten „Kampfbundes für Deutsche Kultur" gehandelt 
(a.a.O., S. 118). Wie man bei Bollmus, a .a.O., S. 27 f. nachlesen kann, erfolgte der Grün-
dungsaufruf für die Organisation erst im Mai 1928 und die erste öffentliche Veranstaltung 
am 23. 2. 29. 

269 Vgl. Tempel an „Uschla", 11. 1. 28, ARW, RSF II * A17. 



186 Michael H. Kater 

Schon daraus erhellt, daß alle Feinde Tempels eng miteinander konspirierten. 

In der Tat läßt sich für die erste Hälfte des Jahres 1928 ein Netz von "Verbindungs­

linien von Berlin nach München, von dort nach Kiel feststellen. In dessen engen 

Maschen sah sich Tempel schließlich einer von der Goebbelsschen Aura umwehten 

Verschwörergruppe gegenüber, vor der es kein Entrinnen gab270. Es war vergebens, 

wenn Tempel, derart eingekreist, versuchte, dem Unheil zu entgehen, indem er 

Behr, Haupt und Schirach der Reihe nach aus dem Studentenbund ausschloß271. 

Die Einzelheiten jenes Manövers, in dessen Zuge Tempel von seinen Wider­

sachern langsam aber zielbewußt isoliert wurde, bis er sich am 8. Juni 1928 schließ­

lich genötigt sah, bei Hitler u m seine Ablösung einzukommen272, können hier nicht 

interessieren und sind überdies an anderer Stelle dargelegt worden273. Der Auf­

merksamkeit wert sind jedoch zwei Fragen, die bisher unberücksichtigt blieben, 

deren Erläuterung aber zur richtigen Einordnung des Phänomens „Studentenbund" 

in das Gesamtbild der Partei in jener Phase der „Kampfzeit" unerläßlich ist. 

Erstens: Wie verhielt sich Adolf Hitler zu den Intrigen seiner Paladine unter­

einander, und zweitens: Was bezweckte er mit einem von dem Corpsstudenten 

von Schirach geführten Studentenbund für die Zukunft der Bewegung? 

Zum ersten: Wenn jemals das Diktum Geltung hatte, Hitler habe seine Unter­

führer in Machtkämpfe verstrickt, u m diese nachher schlichten zu können und zu 

herrschen, so war es hier. Man hat allerdings seit einiger Zeit Beweise dafür, daß 

Hitler über das Herrschaftsprinzip des „divide et impera" noch hinausgegangen 

ist, indem er Zwiste nicht geschlichtet, sondern sich selbst überlassen hat, dabei 

aber „dem Stärkeren" recht gebend274. Es sieht ganz so aus, als sei dies im Falle 

der Ablösung Tempels geschehen. Es gibt nämlich keinerlei Indizien dafür, daß, 

wie bisher behauptet wurde, Hitler auf einem von Tempel in Leipzig einberufenen 

NS-Studententreffen deshalb erschienen sei, u m „endlich Ruhe zu schaffen"275. 

Weder ein Protokoll der vier Tage dauernden Konferenz (vom 16. zum 19. Februar 

1928) noch eine Niederschrift der von Hitler gehaltenen Ansprache „Student und 

Politik" sind bisher gefunden worden, aber auch aus dem offiziellen Schriftwechsel 

geht bezüglich Hitlers Absichten nichts hervor. Der Verdacht, daß Hitler der Aus-

270 Zur Bindung Behr-Schirach, vgl. Tempel an von Schirach, 2. 1. 28, ARW, RSF II * 
A10; aufschlußreich auch von Schirach an von Behr, 26. 1. 29, ARW, RSF II * A1. Zu 
Behr/Goebbels-Haupt, vgl. den von Tempel ausgesprochenen Verdacht in Tempel an Partei­
leitung, 5. 2. 28, ARW, RSF II * A17. Zu Haupt-Schirach, Thiele an von Schirach, 13. 6. 28, 
ARW, RSF II * A7. Aus diesem Schreiben wird der konspirative Charakter der Intrige 
besonders deutlich. Zu Behr-Rosenberg, siehe Anm. 269. Zu Haupt-Rosenberg, vgl. Faust, 
a.a.O., S. 64. Zu Schirach-Rosenberg, von Schirach an Tempel, 11. 2. 28, ARW, RSF II * 
A10; von Schirach an Tempel, 25. 2. 28, ARW, RSF II * A17. 

271 Vgl. Tempel an von Behr, 18. 12. 27, ARW, RSF II * A1; NSDAP-Geschäftsführung 
an Haupt, 19. 1. 28, ARW, RSF II * A17; Heß an „Hogrus", 11. 7. 28, ARW, RSF II * A14. 

272 Tempel an Hitler, 8. 6. 28, ARW, RSF II * A14. 
273 Faust, a. a. O., S. 61-69. 
274 Bollmus, a.a.O., S. 246. Dazu die aufschlußreiche Argumentation, S. 243-246. 
275 Faust, a.a.O., S. 65. Ähnlich auch Dibner, a.a.O., S. 48. 
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gang dieser Funktionärskrise nicht gerade gleichgültig, aber daß er dem hoffnungs­

vollsten Kandidaten auf der Spur war, wird durch die eigentliche Technik des studenti­

schen Führerwechsels gestützt. Hitler hat nämlich nicht, wie manche noch mei­

nen276, den neuen Studentenbundsführer Schirach im Juli 1928 „eingesetzt", sondern 

dieser ist von einer Anzahl Hochschulgruppen demokratisch gewählt und danach 

von Hitler nur bestätigt worden. Wenn Schirach sich heute brüstet, dies sei „das 

erste und einzige Mal gewesen, daß ein Nationalsozialist durch Wahl in die Partei­

leitung gelangte"277, so muß ihm entgegnet werden, daß derartiges im Rahmen 

des damaligen Entwicklungsstandes der NSDAP gar nichts zu bedeuten hatte. Es 

entsprach dem Nimbus des charismatischen Parteiführers, daß er in der Phase 

der Machtkonsolidierung die Methodik der Legitimierung ständig zu wechseln 

bereit war, denn hinter dem Nebel verfahrenstechnischer Konfusion erhob sich 

dann doch wieder nur die Führer-Figur278. Auch hier heiligte jedes Mittel den 

einzigen Zweck, nämlich Hitler selbst gegenüber der Phalanx der Funktionäre 

genügend zu erhöhen. Bezeichnend ist ferner, daß Hitler die Entscheidung betreffs 

des Führerwechsels, die alle interessierten Parteiungen von ihm seit der Leipziger 

Tagung brennend erwarteten, bewußt hinauszögerte, u m sich schließlich von dem 

Problem als solchem zu distanzieren: auch dies stärkte sein Charisma279. Daß 

Hitler die „demokratische" Wahl dann doch etwas manipulierte, indem er hin­

warf, die nächste NSDStB-Reichsleitung solle ihren Sitz „möglichst" in München 

haben280, mag lediglich als ein Zugeständnis an jene gemeint gewesen sein, die ein 

autokratisches Einschreiten schließlich als die einzig mannhafte und einzig mög­

liche Tat zu verstehen vermochten. Und das taten im nationalsozialistischen Lager 

die meisten. In den Monaten des Wartens aber hat Hitler eine für den charismati­

schen Führer ganz charakteristische Haltung eingenommen: ständig wechselnd 

zwischen huldvoller Gnade und drohendem Groll, zeigte er die Physiognomie einer 

launischen Diva. Mal durfte Tempel im Auto des Führers zu einer Besprechung 

mit ihm fahren281, dann wiederum litt er unter den von Heß pedantisch formulierten 

Anweisungen für Hitlers bevorstehenden Besuch in Leipzig282. Fühlte sich Tempel 

bereits im März 1928 zum Rücktritt getrieben, so Heß er sich doch sogleich wieder 

auf den Köder des Führers ein, er besitze das vollste Vertrauen und dürfe fortan mit 

mehr finanziellem Zuschuß rechnen283. Und man kann annehmen, daß Hitler den 

jungen Schirach nicht viel anders behandelt hat, wenn es auch kaum den Anschein 

276 Bleuel und Klinnert, a.a.O., S. 201; Krebs, a.a.O., S. 208. Ähnlich auch Jeremy 
Noakes, The Nazi Party in Lower Saxony 1921-1933, Oxford 1971, S. 196. 

277 Von Schirach, Hitler, S. 59. 
278 Dazu treffend Nyomarkay, a.a.O., S. 27 f. 
279 Dazu ebenda, S. 42f. 
280 Heß an „Hogrus", 11. 7. 28, ARW, RSF II * A14. 
281 Heß an Tempel, 9. 6. 28, ARW, RSF II * A14. 
282 Heß an Tempel, 10. 2. 28, ARW, RSF II * A15. 
283 Vgl. hier nur Tempel an Hitler, 28. 3. 28, ARW, RSF II * A14. 
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hat284. Hitler versprach alles und gar nichts; jeder fühlte sich bestätigt und im 

Grunde t rug doch der Parteiführer allein den Sieg davon. 

Diese Erörterung des auch für die späteren Jahre des Dritten Reiches typischen 

Herrschaftsstiles führt uns zur letzten Frage bezüglich der Intentionen des Führers. 

Nehmen wir an, es gäbe Beweise für die bisher aufgestellte Behauptung, Hitler 

habe auf der Leipziger Führertagung hauptsächlich zum Problem der Korporatio­

nen und zur Einstellung des NSDStB zu diesen gesprochen285 und er habe sich in 

diesem Zusammenhang „gegen die sozialistischen Bestrebungen" im NSDStB ge­

wandt286. Daraus könnte man die These herleiten, Hitler sei es von jetzt an mit 

der Brücke zum oberen Mittelstand ernst gewesen. Dennoch ist alles, was bis heute 

darüber geschrieben wurde, reine Spekulation. Selbst Schirach, der in seinen Er­

innerungen davon spricht, Hitler habe in Leipzig für eine Einstellung des Kampfes 

„gegen farbentragende und schlagende Verbindungen" plädiert287, wußte im Jahre 

1929, als er wirklich an den deutschen Verbindungen interessiert war, nämlich nur 

Phrasen zu berichten: Hitler habe damals gesagt, daß der NSDStB „nicht nu r eine 

Organisation zur Verbreitung nationalsozialistischer Weltanschauung auf der Hoch­

schule zu sein habe, sondern auch die Führerschule der nationalsozialistischen Be­

wegung"2 8 8 . Daraus läßt sich hinsichtlich der gesellschaftsbezogenen Tendenz für 

die Bewegung 1928 gewiß nichts ersehen. Die Tatsache, daß in der Person von 

Schirachs ein adeliger Corpsstudent ans Steuer des NSDStB geriet, muß Hitler 

unwichtig gewesen sein; sonst hätte er, u m seine private Meinung zur Nachfolge 

gebeten, sicher an erster Stelle nicht Dr. Haupt genannt, der nicht für Korpora­

tionen, sondern für die der NS-Bewegung immer noch skeptisch gegenüberstehende 

Jugendbewegung289 Sympathien hegte. Ja man kann sogar Hitlers von Heß über­

lieferte Bemerkung, es sei kein Schaden, daß nunmehr „einmal ein Vertreter der 

,anderen Richtung' innerhalb des Studentenbundes zur Führung kommt und damit 

in der Praxis zeigen kann, was seine Richtung zu erreichen vermag"290 , dahin­

gehend deuten, Hitler sei die linksradikale Disposition der bisherigen NSDStB-

Führung gar nicht einmal so unbequem gewesen und ein Wandel zur geltenden 

Parteilinie nicht unbedingt vonnöten. 

Dennoch ist die Hypothese, Hitler habe damals einen parteiamtlichen Kurs­

wechsel ins Auge gefaßt, nicht einfach von der Hand zu weisen, auch wenn es sich 

nicht genau sagen läßt, welche Rolle der Studentenbund dabei zu spielen gehabt 

hätte. Nachweislich hat Hitler nämlich schon seit 1926 vereinzelte Anstrengungen 

284 Vgl. aber, daß von Schirach in einem Falle im Wagen neben Tempel zu sitzen hatte, 
um zu einer Besprechung zu kommen. Heß an Tempel, 9. 6. 28, ARW, RSF II * A14. 

285 Dibner, a.a.O., S. 48; ebenso Faust, a.a.O., S.65 . 
286 Brandenburg, a.a.O., S. 47. Diese Version ist von Noakes, a.a.O., S. 196, unkritisch 

übernommen worden. 
287 Von Schirach, Hitler, S. 58. 
288 Derselbe, Wille, S. 10. 
289 Dazu Kater, Artamanen, S. 609-616. 
290 Heß an „Hogrus", 11. 7. 28, ARW, RSF II * A14. 
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unternommen, gewisse Vertreter des oberen Mittelstandes für sich zu gewinnen, 

wie die Forschung seit den kritischen Analysen Henry Ashby Turners Jr. weiß. 

Bereits im Frühjahr 1926 erfolgte der erste Kontakt mit dem Industriellen Emil 

Kirdorf291. 1927 schon verfaßte Hitler eine geheime Denkschrift, die für rheinische 

Finanziers bestimmt war und deren Furcht vor einem nationalen „Sozialismus" 

besänftigen sollte292. I m Jahre 1928 hat Hitler dann nicht nur seine Beziehungen 

zu den Magnaten vertieft, sondern nun hat er einen Sektor des gehobenen Bürger­

tums geschlossen in seinen Bann zu schlagen gesucht. Gebildete und kulturell inter­

essierte Persönlichkeiten sollten mittels des von Rosenberg gerade gegründeten 

„Kampfbundes für Deutsche Kultur" an die NS-Bewegung gekettet werden293. 

Außerdem wurde die erste der akademischen Berufsgruppen, der „Bundnationalsozia-

listischer Deutscher Juristen" (BNDJ), unter Dr. Hans Frank in der NSDAP 

konstituiert294. Überdies dekretierte die Parteileitung im Mai des Jahres, Hitler wün­

sche keine Polemiken mehr gegen die (bürgerlichen) Wehrverbände wie den 

„Stahlhelm"295. Dietrich Orlow legt eine Reihe schlüssiger Beweise dafür vor, daß 

Hitler nach 1927 einen weiteren Schritt in Richtung zur „Massenpartei" tat, indem 

er propagandistisch den breiten Mittelstand, gegenüber den unteren Schichten, 

mehr berücksichtigte296. 

Dies waren erste und zaghafte Auftakte zu dem in den frühen Dreißigern wesentlich 

bewußteren Versuch einer Annäherung an die sogenannten oberen Schichten. Der 

NS-Studentenbund fügte sich in diesen Anlauf insofern gut ein, als Hitler seine 

potentielle Werbekraft bis 1928 endlich erkannt hatte. So schrieb denn der dem 

Führer besonders nahestehende Münchener NS-Studentenführer Schirach Ende 

Februar 1928, die Arbeit seiner Gruppe sei, „ - n e b e n der Rosenbergs — der erste 

tatkräftige Vorstoß in die Gesellschaft, den unsere Bewegung unternommen hat"297 . 

D e m Korporationsproblem wurde dabei keine übermäßige Bedeutung beigemessen. 

Denn diese Problematik - man erinnere sich - hatte ja auch unter Tempel gar 

nicht in dem Grad bestanden, wie Schirach, in Betonung seiner eigenen unbestreit­

baren Verdienste u m die Verbindungen nach 1928, in seinen Memoiren meint. 

Daß er sich den Korporationen gegenüber ab Juli 1928 freundlicher erzeigen würde, 

war vorauszusehen, aber für Hitler, der sich in die großbürgerliche Mentalität 

nicht wesensmäßig einfühlen konnte, kein entscheidender Faktor. Hitler hat seine 

Satrapen unter sich gewähren lassen und dann - wie stets - darauf gesehen, daß 

2 9 1 Vgl. Henry Ashby Turner Jr., Emil Kirdorf and the Nazi Party, Central European 
History, 1 (1968), S. 324-344, insbes. S. 329 f. 

292 Derselbe, Big Business and the Rise of Hitler, The American Historical Review, 75 
(1969), S. 56-70, insbes. S. 61. 

293 Dazu die scharfsinnige Beobachtung von Orlow, a.a.O., S. 118. Bollmus läßt diese 
für den Sozialhistoriker wichtige Problematik bedauerlicherweise unberücksichtigt. 

294 Hans Volz, Daten der Geschichte der NSDAP, 11. Aufl. Berlin und Leipzig 1943, 
S. 25. 

295 Kühnl, Linke, S. 189. 
296 A.a.O., S. 118-121. 
297 Schirach an Tempel, 24. 2. 28, ARW, RSF II * A10. 
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der Führungswechsel mit etwaigen, von ihm selbst ausgehenden Kursänderungen 

vereinbar sei. In diesem Fall gelang es. 

Gewissermaßen ist Tempel und mit ihm der durch seine Ideologie gezeichnete 

NS-Studentenbund schon vor der Zeit der eigentlichen Säuberung in den Reihen 

der NSDAP, die erst im „Röhm-Putsch" ihren Abschluß fand, das Opfer der 

Machtspiele zwischen den Münchener Dogmatikern und eigensinnigen Häretikern 

wie Otto Straß er geworden. Freilich kam er damals noch glimpflich davon; hätte 

er nach Juni 1928 an seinem Posten festgehalten, so wäre er möglicherweise in den 

Strudel der Ereignisse geraten, die Otto Straßer bis 1930 zum Austritt aus der 

Partei und 1933 in die Emigration trieben298. Aber Tempel, einst Führer eines an der 

Peripherie der nationalsozialistischen Bewegung vegetierenden Häufleins von Sek­

tierern, blieb eben das, was er im Grunde immer gewesen war: eine Randfigur, so 

unbedeutend, daß Hitler es nicht einmal für notwendig erachtete, ihm letzte 

nominelle Ehrungen aus dem Kreise früherer Kameraden zu verweigern. Am 

28. April 1934, eine Woche nach Führers Geburtstag, wurde dem damaligen 

Reichsführer des „Nationalsozialistisch-faschistischen Kulturverbandes" Dr. Wil­

helm Tempel299 das Abzeichen des NS-Studentenbundes „für alte Mitkämpfer" 

verliehen300. 

298 Dazu in Einzelheiten Kühnl, Linke, passim; Straßer und Stern, a.a.O., passim; O. 
Straßer, a.a.O., passim. Ferner die in unserem Zusammenhang sehr interessante Attacke 
Schirachs: „Schirach rechnet ab: Wir und Otto Straßer", Die Bewegung, 22. 7. 30, S. 1; 
sowie Mitteilung über Reglementierung des ehemals O.-Straßer-hörigen Frankfurter „Hogruf" 
Peter Berns durch Sch., ebenda, 19. 8. 30, S. 5. Dazu die gehässige Polemik gegen H. von 
Mücke, ebenda, 24. 2. 31, S, 1. 

299 Brandenburg, a.a.O., S. 47. 
300 Stäbel an Dr. Tempel, 28. 4. 34, ARW, RSF II * A17. Tempels Weggefährte H. Glau-

ning brachte es bis 1938 zum goldenen Ehrenzeichen der Partei und SS-Hauptsturmführer 
im SD-Hauptamt (Dienstaltersliste der Schutzstaffel der NSDAP, Stand vom 1. Dezember 
1938, Berlin 1938, S. 138f.). 



Miszelle 

GÜNTER ARNS 

DIE LINKE IN DER SPD-REICHSTAGSFRAKTION 

IM HERBST 1923 

„In den fünfzig Jahren vom Erfurter Programm bis in das ,Dritte Reich' [. . .] 

hat die Partei zwar überwiegend nach Kautsky theoretisiert, aber überwiegend 

nach Bernstein gehandelt." Mit dieser Bemerkung versuchte Helmut Schmidt auf 

dem letzten SPD-Parteitag die Programmstreitigkeiten historisch zu erklären, in 

die sich die sozialdemokratische Parteiführung plötzlich verwickelt sah1. In der Tat 

scheinen regelmäßig ausbrechende interne Konflikte u m die rechte Lehre zu den 

Konstanten sozialdemokratischer Politik zu gehören, wie schon die Auseinander­

setzungen auf dem Erfurter Parteitag im Oktober 1891 und einige Jahre später 

die erbittert geführten Revisionismus-Debatten demonstrieren. Waren die von 

Kautsky formulierten Grundsatzthesen des Erfurter Programms von marxistischem 

Geiste geprägt2, so war demgegenüber das Görlitzer Programm aus dem Jahre 1921 

in seinem theoretischen Teil stark abgemildert; das Programm von Görlitz war 

„bernsteinianistisch" auch in dem Sinne, daß es Selbstverständnis und Image der 

SPD als einer proletarischen Klassenpartei überwinden wollte. Denn : „Heute", 

schrieb Bernstein kommentierend3, „gehören der sozialistischen Bewegung in gro­

ßer und wachsender Zahl Angehörige von Gesellschaftsschichten an, [. . .] auf die 

[. . .] der Begriff Lohnarbeiter überhaupt nicht, der Begriff Proletarier nu r in 

einem bildlichen Sinne zutrifft. Eine solche Schicht ist zum Beispiel die Schicht 

der Angestellten in Industrie, Handel und Landwirtschaft." Doch dauerte es nicht 

lange, daß sich gegen derartige „Verbürgerlichung"4 eine innerparteiliche Gegen­

strömung bemerkbar machte; schon vier Jahre nach Görlitz vermochte die radi­

kalere Richtung und mit ihr Kautsky das Heidelberger Programm maßgeblich zu 

beeinflussen. 

Freilich darf die Äußerung Helmut Schmidts nicht zu der Annahme verleiten, 

daß theoretischer Radikalismus und reformistische Tagespolitik in der SPD säuber­

lich voneinander abgetrennt gewesen seien, daß „die" SPD, etwa bewußt kalku-

1 SPD-Parteitag vom 10. bis 14. April 1973. Unkorrigiertes Protokoll, Dienstag 10. April, 
S. 10. 

2 Kautsky nannte das Erfurter Programm später „das erste marxistische Parteiprogramm 
in der Geschichte der sozialistischen Parteien": Karl Kautsky, Das Erfurter Programm, in: 
Arbeiter-Jahrbuch, hrsg. v. Parteivorstand der Deutschen Sozialdemokratischen Partei in der 
Tschechoslowakischen Republik, Prag 1931, S. 43. 

3 Eduard Bernstein, Das Görlitzer Programm der Sozialdemokratischen Partei Deutsch­
lands, 2. Aufl., Berlin 1922, S. 20. 

4 Zum Begriff der „Verbürgerlichung" ausführlich: Richard N. Hunt, German Social 
Democracy 1918-1933, New Haven 1964. 
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lierend und aus taktischen Gründen, stets zweigleisig gefahren sei. I m Gegenteil: 

Die linke Opposition gegen den parteioffiziellen Revisionismus der frühen 20er 

Jahre suchte durchaus Einfluß auf die politische Praxis zu nehmen, wobei dahin­

gestellt sei, inwieweit die SPD-Linke ihre pseudo-revolutionären Losungen ernst­

haft für realisierbar hielt, inwieweit solche Losungen nach insgeheim erwarteter 

Ablehnung seitens der Parteispitze lediglich Alibifunktion besaßen, oder inwie­

weit in solchen Losungen sich gar nur die durch permanente Frustrationen ent­

standenen Aggressionen ungeduldiger Genossen artikulierten5. 

Immerhin gelang es dem linken Flügel zeitweise — und zwar insbesondere über 

gleichgesinnte Abgeordnete im Reichstag6 - , die sozialdemokratische Politik zu be­

einflussen, wenn auch auf andere Art als intendiert. Nicht daß linksstehende SPD-

Parlamentarier die politische Linie der Gesamtfraktion inhaltlich hätten festlegen 

können; dazu fehlte es der Linken doch wohl an genügender Stärke wie auch an 

innerer Geschlossenheit. Aber vor allem im Herbst 1923 verunsicherte das heftige 

Aufbegehren dieser Gruppe gegen einen als ziellos und zu vorsichtig empfundenen 

parlamentarischen Kurs eine sowieso schon irritierte Fraktionsführung, was dann 

deren Unentschlossenheit wiederum noch mehr erhöhte. Politisches Lavieren, 

Orientierungslosigkeit und schließlich weitgehender Funktionsverlust der sozial­

demokratischen Reichstagsfraktion waren die Folge. 

Insofern unterscheidet sich bei allen Parallelitäten die heutige innere Situation 

der SPD von der damaligen nicht unerheblich. Gewiß wurden auch jüngst wieder 

„gewisse Belastungen" spürbar, aber es gab „keine Zerreißproben"7. Auf Zusam­

menhalt und Loyalität der Bundestagsfraktion der SPD scheint die neuere Theorie­

diskussion bisher keine negativen Rückwirkungen gezeitigt zu haben, und es bleibt 

abzuwarten, ob die verschiedentlich angekündigten (bzw. dementierten) inner­

fraktionellen Gruppenbildungen tatsächlich vollzogen werden. 

Der Funktionsverlust der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion im Herbst 

1923 wurde dagegen unübersehbar, als sie nach dem Sturz des Kabinetts Strese-

mann auseinanderging und in der darauffolgenden Woche jedwede parlamentari-

5 Auf diese sozialpsychologische Motivation politischer Aktionen (freilich für die Zeit vor 
1918) verweist neuerdings: Dieter Groh, Negative Integration und revolutionärer Attentis-
mus, Die deutsche Sozialdemokratie am Vorabend des Ersten Weltkrieges, Berlin 1973, 
S. 62 f. 

6 Weniger über die Groß-Berliner Funktionäre, die häufig versuchten, sich mit radikalen 
Parolen in Szene zu setzen. So forderte eine Funktionärs-Versammlung am 27. Juli 1923 die 
Reichstagsfraktion auf, „unverzüglich alle parlamentarischen Mittel zu ergreifen, um den 
sofortigen Sturz des Kabinetts Cuno herbeizuführen"; vgl. Vorwärts Nr. 349 vom 28. 7. 1923, 
S. 7. Dagegen noch in der Abendausgabe des Vorwärts (Nr. 350 vom 28. 7.) der Partei­
vorsitzende Hermann Müller. Daß die SPD-Reichstagsfraktion am Abend des 11. August 
sich ebenfalls für einen Rücktritt der Regierung Cuno aussprach, hatte eine Reihe von Grün­
den, von denen die Funktionärs-Resolution vom 27. Juli allenfalls eine ist. 

7 So Willy Brandt auf dem SPD-Parteitag, auf dem sich für den Parteivorsitzenden sogar 
„eine neue innere Einheit unserer Partei angedeutet" hat: SPD-Parteitag vom 10. bis 
14. April 1973. Unkorrigiertes Protokoll, Samstag 14. April, S. 113f. 
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sche M i t a r b e i t m ied 8 . Offenbar g l aub te die F rak t ion , i h r e n ä u ß e r e n , o rgan i ­

sator ischen Bes tand n u r d a d u r c h w a h r e n zu k ö n n e n , d a ß sie sich i n d e n chaot ischen 

T a g e n n a c h d e m 2 3 . N o v e m b e r 1923 al ler E n t s c h e i d u n g s v e r a n t w o r t u n g entzog. 

D i e zei tweise völl ige Pass iv i tä t w a r n u r d ie ä u ß e r s t e Konsequenz e i n e r H e t e r o -

gen i t ä t , we l che die F rak t i on schon v o r h e r w iede rho l t i n i h r e r Akt ionsf re ihe i t b e ­

h i n d e r t h a t t e ; u n d a u c h spä t e rh in l i t t i h r e Koopera t ionsfähigkei t vielfach u n t e r 

i n t e r n e n D i v e r g e n z e n . Noch aus de r R ü c k s c h a u erschien d e m f r ü h e r e n Reichs­

kanz le r S t r e s e m a n n e in R e g i e r e n m i t de r S P D damals als n a h e z u u n m ö g l i c h , „wei l 

das K a b i n e t t be i j eder E n t s c h e i d u n g davon a b h ä n g i g war , ob d e r Pa r t e i v o r s t an d i n 

de r F rak t ionss i t zung m i t 65 gegen 60 S t i m m e n siegte oder m i t 60 gegen 65 S t im­

m e n u n t e r l a g " 9 . D ie se aphor is t i sche Ü b e r s p i t z u n g w a r n i c h t w e i t v o n d e r Rea l i t ä t 

e n t f e r n t : Vor der Re ichs tagsdeba t t e ü b e r das zwei te E r m ä c h t i g u n g s g e s e t z der W e i ­

m a r e r R e p u b l i k beschloß die sozialdemokrat ische F rak t i on n a c h l a n g e m T a u z i e h e n 

„ m i t 73 g e g e n 53 S t i m m e n " , fü r e ine F a s s u n g zu vo t i e ren , d ie e igens au f i h r e 

E i n w ä n d e h i n fo rmul i e r t w o r d e n war 1 0 . 

D i e k o n k r e t e n Anlässe u n d t i e fe ren U r s a c h e n solch selbstzerstörischer Aufspl i t te­

r u n g s ind versch iedent l i ch e rö r t e r t worden 1 1 . W a s a l lerdings i m m e r n o c h fehl t , 

s ind präzisere A n g a b e n ü b e r d ie n u m e r i s c h e S tä rke d e r i nne r f r ak t ione l l en Opposi­

t ion. E i n e K e n n t n i s der Zah lenve rhä l tn i s se w ä r e aber Vorausse tzung , u m das par la ­

mentar i sch-pol i t i sche S c h w a n k e n der S P D g e n a u e r zu ve r s t ehen . 

D i e folgende L i s te soll d a h e r e ine q u a n t i t a t i v e Aufsch lüsse lung de r S P D - F r a k ­

t ion i m H e r b s t 1923 e rmög l i chen . Reg i s t r i e r t w u r d e n alle d ie jenigen Frak t ions ­

mi tg l i ede r , d ie m i t M i n d e r h e i t s e r k l ä r u n g e n (Nr . 3 u n d 7) i h r e Oppos i t ionsha l tung 

8 Daß die SPD-Fraktion, nachdem sie gegen das Vertrauensvotum für Stresemann ge­
stimmt hatte, keine Sitzungen abhielt, ergibt sich indirekt daraus, daß Hermann Müller am 
30. November in der Fraktion über die „Krise nach Stresemanns Sturz" referierte: Nachlaß 
Giebel HI /3 , S. 273 f. (Archiv des SPD-Parteivorstandes, Bonn). Die Frankfurter Zeitung 
Nr. 888 vom 30. 11. 1923 meldete, daß zu dieser Fraktionssitzung „die abwesenden Mitglie­
der [. . .] telegraphisch herberufen worden" seien. Während das SPD-Zentralorgan Vorwärts 
sich mit unverbindlichen und nichtssagenden Kommentaren begnügte, berichtete die Frank­
furter Zeitung Nr. 881 vom 28. 11. 1923: „Die Sozialdemokratie hat sich selbst ausgeschaltet 
und ist aus mancherlei Gründen, auf die wir hier nicht eingehen, im Augenblick nicht 
regierungsfähig ". 

9 Stresemann auf dem DVP-Parteitag am 29. März 1924; zit. Stresemann, Vermächtnis, 
Bd. 1, Berlin 1932, S. 376. 

10 Frankfurter Zeitung Nr. 901 vom 5. 12. 1923. Die SPD-Fraktion wollte die aufgrund 
des Ermächtigungsgesetzes erlassenen Verordnungen „an die Zustimmung eines ständigen 
Ausschusses des Reichstags gebunden" wissen; Reichskanzler Marx hielt dies für „nicht an­
nehmbar", war aber bereit, „einen derartigen Ausschuß ,anzuhören'": Kabinettssitzung vom 
4. Dezember 1923, 20.30 Uhr (BA R 43 I/1390, S. 67f.). Entsprechend das Ermächtigungs­
gesetz vom 8. Dezember; Text siehe S. 197. 

1 1 Vgl. neben Alfred Kastning, Die deutsche Sozialdemokratie zwischen Koalition und 
Opposition 1919-1923 (Sammlung Schöningh zur Geschichte und Gegenwart), Paderborn 
1970, vor allem Hans J. L. Adolph, Otto Wels und die Politik der deutschen Sozialdemokratie 
1894-1939 (Veröffentlichungen der Historischen Kommission zu Berlin, Bd. 33), Berlin 1971, 
insbes. S. 122-126. 
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gegenüber der Fraktionsführung dokumentieren wollten und/oder die bei nament­
lichen parlamentarischen Abstimmungen mehrfach fehlten. Eine gewisse inter-
pretatorische Unsicherheit läßt sich dabei nicht vermeiden, da die Reichstags­
protokolle das Wort „fehlt" [hier: f] immer dann verzeichneten, wenn a) ein Ab­
geordneter der Parlamentssitzung fernblieb, weil er a) faktisch verhindert war, 
oder weil er b) an der bevorstehenden Abstimmung nicht teilnehmen wollte, und 

wenn b) ein Abgeordneter zwar während der Parlamentssitzung anwesend war, 
aber vor der Eröffnung der Abstimmung den Plenarsaal verließ, u m a) sich seinem 
Votum zu entziehen, oder u m b) gegen einen Abstimmungsbeschluß seiner Frak­
tion ostentativ zu protestieren. Die Fälle ab) und ba) sind eng verwandt; der 
Fall aa) ist verhältnismäßig unwahrscheinlich, da der Abgeordnete sich wegen 
Krankheit oder aus anderen Gründen hätte entschuldigen können; das Sitzungs­
protokoll hätte dann „krank" [hier: (k)] oder „entschuldigt" notiert. Auch die 
Stimmenthaltung [hier: E] wurde gesondert vermerkt. 

Nichtsdestoweniger ist die Möglichkeit nicht auszuschließen, daß ein „f" in der 
nachstehenden Liste falsche Motivationen eines Abgeordneten suggeriert; insbe­
sondere läßt sich die demonstrative Protestgeste (Fall bb) nicht eindeutig eruieren. 
Daß freilich das Fehlen eines sozialdemokratischen Fraktionsmitgliedes in der Regel 
von der Intention geleitet war, das offizielle Abstimmungsverhalten der Fraktion 
zumindest zu unterlaufen, ergibt sich z.B. daraus, daß während der Parlaments-
sitzung am 11. Oktober (unter Nr. 5) der Abgeordnete Düwell sich an den ersten 
beiden Abstimmungen nicht beteiligte, während er vor der anschließenden dritten 
Abstimmung in das Plenum zurückkehrte, u m gemeinsam mit seiner Fraktion zu 
votieren. Umgekehrt die Abgeordnete Wilhelmine Eichler: Sie votierte bei der 
ersten Abstimmung im Sinne der Gesamtfraktion und verließ danach den Plenar­
saal. 

Um die Liste übersichtlicher zu gestalten, wurde eine fraktionsloyale Stimm­
abgabe nicht registriert. Aus demselben Grunde schien eine Vorauswahl insofern 
angezeigt, als ein SPD-Abgeordneter nur dann in die Liste aufgenommen wurde, 
wenn er mindestens zwei Abstimmungen fernblieb; ein nur einmaliges Fehlen 
würde in der Tat eher für die oben definierte Möglichkeit aa) sprechen, und über­
dies hätte sich der Abgeordnete damit noch nicht in die Fraktionslinke eingereiht. 
So fehlten am 13. Januar 1923 (unter Nr. 2) insgesamt 83 Sozialdemokraten bei 
dem Vertrauensvotum für die Regierung Cuno, ohne daß dies der Stimmung der 
Gesamtfraktion zuwidergelaufen wäre12. 

Es bedeuten die Rubriken 

1: • Mitglied der USPD-Reichstagsfraktion vor der Wiedervereinigung der Sozial­
demokratie im Oktober 192213. 

12 Vgl. hierzu den Bericht des Vorwärts Nr. 22 vom 14. 1. 1923. 
13 Nach: Cuno Horkenbach, Das Deutsche Reich von 1918 bis heute, Bd. 1, Berlin 1930, 

S. 403, und nach: Verzeichnis der Mitglieder des Reichstags und der Reichsregierung sowie 
der Bevollmächtigten zum Reichsrat [Stand: Januar 1923], Berlin 1923. 
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2 : Abstimmung am 13. Januar 1923 über den Antrag Marx14: 

Der Reichstag erhebt gegen den Rechts- und Vertragsbruch der gewaltsamen 
Besetzung des Ruhrgebiets feierlich Protest. Der Reichstag wird die Regierung 
bei der Anwendung jeder zur entschlossenen Abwehr dieses Gewaltaktes zweck­
dienlichen Maßnahme mit allen Kräften unterstützen. 

Die SPD-Fraktion stimmte mit „Ja"15. 

3 : Unterzeichner der Erklärung vom 13. August 192316: 

Angesichts der durch die berechtigte Empörung der deutschen Arbeiterklasse ge­
schaffenen kritischen Lage und in voller Überzeugung von der Schuld der bürger­
lichen Parteien am Zusammenbruch der Wirtschaft und dem dadurch geschaffe­
nen ungeheuren Elend des Volkes lehnten wir den Antrag auf Eintritt in die große 
Koalition ab. 
Die derzeitige gespannte Situation hätte es mehr denn je geboten, im Kampf 
gegen die Bourgeoisie eine Entspannung der allgemeinen Notlage herbeizuführen, 
statt sich mit den ausgesprochenen Vertretern des Großkapitals und den Nutz­
nießern des Markverfalls zu koalieren. Die letzte Entwicklung der deutschen Wirt­
schaft hat auch immer klarer gezeigt, daß nur durch die Beseitigung der privat­
kapitalistischen Wirtschaftsmethoden und die Überwindung ihrer Träger eine Ge­
sundung Deutschlands denkbar ist. 
Der Beschluß der [Fraktions-]Mehrheit bedeutet daher eine schwere Belastung 
unserer Partei und stützt ungewollt die Parolenpolitiker, die Verwirrung in die 
Arbeiterbewegung tragen. 
Trotz dieser schweren Besorgnis darf der verheißungsvolle Ansatz zur Einheit der 
deutschen Arbeiterbewegung, wie er in der Vereinigung der U.S.P. und der 
S.P.D. heute gegeben ist, nicht preisgegeben oder geschwächt werden. Die unter­
zeichneten Genossen und Genossinnen werden deshalb ungeachtet ihrer Gegner­
schaft zur großen Koalition allen Zersplitterungsversuchen unserer Partei ent­
gegenwirken und im Rahmen der Partei auf die Steigerung der proletarischen 
Macht hinarbeiten. 
Sie erwarten von den Genossen im Lande, die diese ablehnende Haltung zur 
großen Koalition teilen, daß sie eine Enttäuschung nicht zur Entmutigung werden 
lassen. Unsere Haltung ist von dem unverbrüchlichen Glauben diktiert, daß über 
allen Erwägungen des Augenblicks hinweg schließlich die ökonomische Entwick­
lung für die Verwirklichung unserer sozialistischen Ziele entscheidend sein wird. 

4 : Abstimmung am 14. August 1923 über den handschriftlichen Antrag Marx17: 

Der Reichstag billigt die Erklärung der Reichsregierung und spricht ihr das Ver­
trauen aus. 

Die SPD-Fraktion stimmte mit „Ja"18. 

14 Text: Verhandlungen des Reichstags, Bd. 376, S. 5997, Antrag Nr. 5471. 
15 Nach: Verhandlungen des Reichstags, Bd. 357, S. 9437-9. 
16 Nach: Frankfurter Zeitung Nr. 597 vom 14. 8. 1923; Text (ohne die Namen der Unter­

zeichner) auch: Vorwärts Nr. 376 vom 14. 8. 1923, S. 3. - Laut Frankfurter Zeitung unter­
schrieb auch ein „Meyer sen.", der jedoch nicht als MdR ermittelt werden konnte. Es dürfte 
ein Druckfehler vorliegen und Fritz Geyer gemeint sein („sen." wegen des 34 Jahre jüngeren 
Dr. Curt Geyer; beide MdR für die SPD im Wahlkreis Leipzig). 

17 Text: Verhandlungen des Reichstags, Bd. 361, S. 11843. 
18 Nach: Verhandlungen des Reichstags, Bd. 361, S. 11871-3. 
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5 : Abstimmungen am 11. Oktober 1923 über den Entwurf des ersten Ermächti­

gungsgesetzes19 : 

§ 1. Die Reichsregierung wird ermächtigt, die Maßnahmen zu treffen, welche sie 
auf finanziellem, wirtschaftlichem und sozialem Gebiete für erforderlich und 
dringend erachtet. Dabei kann von den Grundrechten der Reichsverfassung ab­
gewichen werden. 
Die Ermächtigung erstreckt sich nicht auf Regelung der Arbeitszeit und auf Ein­
schränkungen der Renten und Unterstützungen der Versicherten und Renten­
empfänger in der Sozialversicherung sowie der Kleinrentner und Leistungen aus 
der Erwerbslosenversicherung. 
Die erlassenen Verordnungen sind dem Reichstag und dem Reichsrat unverzüg­
lich zur Kenntnis zu bringen. Sie sind auf Verlangen des Reichstags sofort aufzu­
heben. 
§ 2. Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Es tritt mit dem 
Wechsel der derzeitigen Reichsregierung oder ihrer parteipolitischen Zusammen­
setzung, spätestens aber am 31. März 1924, außer Kraft. 

Erste Abstimmung über den Änderungsantrag Hergt, „im § 1 Abs. 1 den zweiten 
Satz [. . .] zu streichen"20. Die SPD-Fraktion stimmte mit „Nein"21. 
Zweite Abstimmung über § 1 des Gesetzes. Die SPD-Fraktion stimmte mit „Ja"22. 
Dritte Abstimmung über den Änderungsantrag Hergt, „im § 2 Satz 2 die Worte 
,oder ihrer parteipolitischen Zusammensetzung' zu streichen"23. Die SPD-Fraktion 
stimmte mit „Nein"24. 

G: Gesamtabstimmung über das Ermächtigungsgesetz am 13. Oktober 1923. Die 

SPD-Fraktion stimmte mit „Ja"25. 

7 : Unterzeichner der Erklärung vom 13. Oktober 192326: 

Wir haben uns vergeblich bemüht, die Mehrheit der Reichstagsfraktion für unsere 
in der Fraktionserklärung vom 9. Oktober 192327 niedergelegte Überzeugung zu 
gewinnen. In der Vertretung unserer Überzeugung haben wir alle legalen Mittel 
erschöpft. 
In letzter Stunde beschloß die Fraktion gegen unseren Willen, daß jedes Mitglied 
für das Ermächtigungsgesetz stimmen müsse. Diesem unbedingten Fraktions­
zwang fügten wir uns. Nicht, weil wir unsere sachliche Meinung geändert haben, 
sondern weil wir die Einheit der Partei wahren wollten und wahren mußten. 
Nun hat der Parteitag zu entscheiden. 

19 Text: Reichsgesetzblatt 1923 I, S. 943. 
20 Text: Verhandlungen des Reichstags, Bd. 380, S. 7539, Antrag Nr. 6265 unter Punkt 1. 
21 Nach: Verhandlungen des Reichstags, Bd. 361, S. 12142-6 unter 1. 
22 Nach: Verhandlungen des Reichstags, Bd. 361, S. 12142-6 unter 2. 
23 Text: Verhandlungen des Reichstags, Bd. 380, S. 7539, Antrag Nr. 6265 unter Punkt 6. 
24 Nach: Verhandlungen des Reichstags, Bd. 361, S. 12142-6 unter 3. 
25 Nach: Verhandlungen des Reichstags, Bd. 361, S. 12152-4. 
26 Nach: Vorwärts Nr. 481 vom 14. 10. 1923. 
27 Text: Vorwärts Nr. 473 vom 10. 10. 1923 („Treu zur Partei!"). 
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8: Abstimmung am 23. November 1923 über den Antrag Marx, Erkelenz, Scholz28: 

Der Reichstag spricht der Reichsregierung das Vertrauen aus. 
Die SPD-Fraktion stimmte mit „Nein"29. 

9: Abstimmungen am 6. Dezember 1923 über den Entwurf des zweiten Ermäch­

tigungsgesetzes30 : 

§ 1. Die Reichsregierung wird ermächtigt, die Maßnahmen zu treffen, die sie im 
Hinblick auf die Not von Volk und Reich für erforderlich und dringend erachtet. 
Eine Abweichung von den Vorschriften der Reichsverfassung ist nicht zulässig. 
Vor Erlaß der Verordnungen ist ein Ausschuß des Reichsrats und ein Ausschuß 
des Reichstags von 15 Mitgliedern in vertraulicher Beratung zu hören. 
Die erlassenen Verordnungen sind dem Reichstag und dem Reichsrat unverzüg­
lich zur Kenntnis zu bringen. Sie sind aufzuheben, wenn der Reichstag oder der 
Reichsrat dies verlangt. Im Reichstag sind für das Aufhebungsverlangen zwei 
Lesungen erforderlich, zwischen denen ein Zeitraum von mindestens drei Tagen 
liegen muß. 
Der im Abs. 1 genannte Ausschuß des Reichstags ist ebenso über Anträge zu Ver­
ordnungen auf Grund des Gesetzes vom 13. Oktober 1923 (RGBl. I 943) zu hören, 
soweit der Reichstag dies beschließt. 
§ 2. Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Es tritt am 
15. Februar 1924 außer Kraft. 

Erste Abstimmung über § 1. 

Zweite Abstimmung über § 2. Die SPD-Fraktion votierte bei beiden Abstimmun­

gen mit „Ja"31. 

10: Gesamtabstimmung über das Ermächtigungsgesetz am 8. Dezember 1923. Die 

SPD-Fraktion stimmte mit „Ja"32. 

Name 

Agnes, Lore 
Albrecht-Magdeburg, Adolf 

Aufhäuser, Siegfried 

Beckmann, Georg 

Beims, Hermann 

Bock, Wilhelm 

Brass, Otto 

Breunig, Lorenz 
Bruchardt, Arno 
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f 
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f 
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f 
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10 

f 

f 

f 

f 

f 
f 

28 Text: Verhandlungen des Reichstags, Bd. 380, S. 7628, Antrag Nr. 6352. 
29 Nach: Verhandlungen des Reichstags, Bd. 361, S. 12292-4. 
30 Text: Reichsgesetzblatt 1923 I, S. 1179. 
31 Nach: Verhandlungen des Reichstags, Bd. 361, S. 12359-61. 
32 Nach: Verhandlungen des Reichstags, Bd. 361, S. 12382-6 unter 1. 
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Name 

Crispien, Artur 

Dißmann, Robert 

Düwell, Bernhard 

Eichler, Wilhelmine33 

Ernst, Josef 

Feuerstein, Franz 

Fleißner, Hermann 

Franz, Karl 

Fries, Philipp34 

Geck-Offenburg, Adolf 

Geyer-Sachsen, Fritz16 

Gradnauer, Dr. Georg 

Hildenbrand, Karl 

Hoffmann-Berlin, Adolph 

Hoffmann-Kaiserslautern, 

Johannes 

Hoffmann-Schmargendorf, 

Wilhelm 

Horn, August 

Jaker, Heinrich 

Kaiser, Eugen 

Kirchmann, Karl35 

Köster, Dr. Adolf 

Kotzke, Franz 

Kuhnt, Bernhard 

Kunert, Fritz 

Künstler, Franz 

Levi, Dr. Paul36 

Lipinski, Richard 

Löwenstein, Dr. Kurt 

Meier-Zwickau, Richard37 

Mittwoch, Hans 

Nemitz, Anna 

Plettner, Hans38 

Ristau, Paul 

Rosemann, Julius39 

Rosenfeld, Dr. Kurt 

Ryssel, Karl 

Sauerbrey, Paul 

Schirmer-Dresden, Johannes 

Schmidt-Sachsen, Richard 

Schwarz-Baden, Adolf 
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Name 

Seger-Leipzig, Friedrich 

Seidel, Hans 
Sender, Tony 

Simon-Franken, Josef 

Soldmann, Fritz 

Teuber, Heinrich 

Ulrich, Carl 

Voß, Wilhelm 
Wackwitz, Marie 

Wulff, Frieda 

Wurm, Mathilde 
Ziegler-Württemberg, Anna 

Zubeil, Friedrich 
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Zunächst fällt auf, daß auch die schärfsten Opponenten in der SPD-Fraktion 

trotz der gärenden Unruhe nicht öffentlich gegen die Mehrheit stimmten, sondern 

ihre Gegnerschaft zum Parteikurs „nur" durch das Fehlen bekundeten; einzig der 

Abgeordnete Hoffmann-Schmargendorf revoltierte unnachgiebig gegen den Frak­

tionsbeschluß einer Annahme des zweiten Ermächtigungsgesetzes. Neben dem in 

der Sozialdemokratie seit je besonders gepflegten Einheitskult, der auch in den 

beiden Minderheitserklärungen seinen Niederschlag fand, wird unstreitig das rigo­

rose Organisationsstatut zur Disziplinierung beigetragen haben, wie denn Hoff­

mann-Schmargendorf noch am 6. Dezember wegen seiner „Nein"-Voten aus der 

Fraktion ausgeschlossen wurde40. Hinsichtlich des Nutzeffekts innerorganisatori­

scher Reglements muß aber bemerkt werden, daß eine derartige Repressivmaß­

nahme sich nur auf eine unbedeutend geringe Anzahl von „Abweichlern" anwen­

den läßt: „Gesundschrumpfen" durch Ausschluß eines ganzen Flügels und Suizid 

einer Fraktion lägen gefährlich dicht beieinander. Dementsprechend verzichtete 

die sozialdemokratische Fraktionsführung, obwohl für den 8. Dezember „verschärf­

ter Fraktionszwang" beschlossen und mithin eine Teilnahme an der Endabstim­

mung über das Ermächtigungsgesetz vorgeschrieben war, auf Repressalien gegen 

die 39 fehlenden Genossen, „da ja" - wie die Frankfurter Zeitung leicht ironisch 

33 Wilhelmine Eichler später KPD. 
34 Fries auf der Sonderkonferenz sozialdemokratischer Reichstagsabgeordneter in Weimar 

am 29. Juli 1923 nachweisbar (insgesamt besucht von 30 Fraktionsmitgliedern; vgl. Die Rote 
Fahne Nr. 176 vom 2. 8. 1923; Vorwärts Nr. 359 vom 3. 8. 1923). 

35 Kirchmann MdR seit 21. Februar 1923. 
36 Levi bis Februar 1921 kommunistischer Parteiführer; April 1921 Ausschluß aus der 

KPD. Auf der Sonderkonferenz in Weimar am 29. Juli 1923 nachweisbar. 
37 Meier vorher KPD. 
38 Plettner später KPD. 
39 Rosemann auf der Sonderkonferenz in Weimar am 29. Juli 1923 nachweisbar. 
40 Frankfurter Zeitung Nr. 907 vom 7. 12. 1923 mit Meldung vom 6. 
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die parteioffizielle Begründung vorausahnte - „der Zweck der Abstimmung erreicht 

wurde"4 1 . 

Gewiß wäre es falsch, sämtliche hier aufgeführten Personen als Mitglieder des 

linken SPD-Flügels zu bezeichnen. Hermann Beims, Georg Gradnauer (der frühere 

sächsische Ministerpräsident und Reichsinnenminister) sowie Karl Hildenbrand 

fehlten im Herbst 1923 nur zweimal, und zwar bei den beiden Vertrauensabstim­

mungen für Stresemann. Sie hatten im August die Bildung der Großen Koalition 

abgelehnt, glaubten dann aber am 23. November, der auf einen Sturz Stresemanns 

hinauslaufenden Entscheidung ihrer Fraktion sachlich nicht beitreten zu können, 

und waren also offenbar in den zweieinhalb Monaten der Kanzlerschaft Stresemanns 

von dessen politischer Konzeption überzeugt worden. Hildenbrand vertrat sonst 

eher die Linie der Parteiführung42, und wenn er nichtsdestoweniger gegen einen 

Fraktionsbeschluß ausnahmsweise opponierte, so wohl wegen der Bedeutung der 

zur Abstimmung anstehenden Fragen, vielleicht auch ermuntert durch das Dauer­

fehlen einiger linksstehender Abgeordneter. 

Daß aber für die parlamentarische Abwesenheit unter Umständen ganz gegen­

sätzliche Motivationen bestimmend sein konnten, illustrieren die Abgeordneten 

Fleißner und Ristau. Auch sie waren den beiden Vertrauensabstimmungen fern­

geblieben, doch dürfte ihr Fehlen am 23. November schwerlich als Sympathie­

bekundung für Stresemann zu deuten sein; höchstwahrscheinlich wollten sie — 

berücksichtigt man ihr sonstiges parlamentarisches Abstimmungsverhalten — bei 

dieser Gelegenheit ihrer prinzipiellen Antihaltung gegen die Fraktionsführung 

Ausdruck verleihen. 

U m die Personalstruktur der SPD-Fraktion realitätsgerecht nachzeichnen zu 

können, wird man folglich die Liste differenzierend auszuwerten haben; wie über­

haupt — u m dies nochmals zu betonen - eine Interpretation mit erheblichen Un­

sicherheiten behaftet bleiben muß . Der dokumentarische Abdruck der Liste soll ja 

gerade dem Leser die Möglichkeit einer eigenen Urteilsfindung bieten. 

Zum Kern der Linksgruppe darf man diejenigen Abgeordneten zählen, die beide 

Minderheitserklärungen unterschrieben haben. Solche Wertung ist weniger fun­

diert durch den Sachgehalt dieser Erklärungen (für den es natürlich durchaus 

Argumente gibt) als durch die schlichte Tatsache der Unterschriftsleistung: Die 

innere Distanz zur Fraktionsmehrheit war für die Unterzeichner spätestens im 

August 1923 so groß geworden, daß die psychologische Sperre, die sie vorher von 

einer öffentlichen Bekundung ihrer Positionen abgehalten haben mochte, über­

wunden war. Gleichzeitig müssen jene Fraktionsmitglieder zum Kern der Linken 

gerechnet werden, welche die Minderheitserklärung vom 13. August unterzeichnet 

hatten und die Gesamtabstimmung über das erste Ermächtigungsgesetz am 13. Ok­

tober boykottierten. Denn diese fügten sich noch nicht einmal dem „unbedingten 

41 Frankfurter Zeitung Nr. 912 vom 9. 12. 1923. 
42 Auf einer Groß-Berliner Funktionärskonferenz am 10. Dezember 1923 verteidigte Hil­

denbrand „als Vertreter der Mehrheit der Reichstagsfraktion" die Annahme des zweiten Er­
mächtigungsgesetzes durch die SPD: Vorwärts Nr. 577 vom 11. 12. 1923, S. 3. 
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Fraktionszwang", der die Unterzeichner vom 13. Oktober zu ihrer Erklärung ver-

anlaßte; sie brauchten die Erklärung also erst gar nicht zu unterschreiben43. Eine 

kurze Gegenprobe ergibt, daß sie alle, nämlich 

Lore Agnes, Albrecht, Aufhäuser, Beckmann, Bock, Brass, Bruchardt, Crispien, 
Dißmann, Düwell, Wilhelmine Eichler, Fleißner, Fries, Fritz Geyer44, Hoffmann-
Berlin („Zehn-Gebote-Hoffmann"), Hoffmann-Schmargendorf, Horn, Kirchmann, 
Kunert, Künstler, Levi, Anna Nemitz, Plettner, Ristau, Rosenfeld, Schirmer, 
Seger, Tony Sender, Simon, Voß, Marie Wackwitz, Mathilde Wurm, Anna Ziegler 
und Zubeil 

mit Ausnahme von Soldmann häufiger parlamentarischen Abstimmungen fern­
geblieben waren. 

Schwieriger und mit Einschränkungen willkürlicher ist die Benennung der links­

orientierten Fraktionsmitglieder. Unter dem Vorbehalt der Revisionsmöglichkeit 

wären dieser Gruppe zuzuordnen 

Breunig, Adolf Geck, Hoffmann-Kaiserslautern (über den wegen späterer Krank­
heit nichts Genaueres gesagt werden kann), Röster, Kuhnt, Lipinski, Löwenstein, 
Mittwoch, Rosemann, Ryssel, Richard Schmidt, Schwarz, Soldmann, Teuber und 
Frieda Wulff. 

Den linkstendierenden sind zuzurechnen 

Ernst, Franz, Jäker, Richard Meier, Sauerbrey und Seidel. 

Insgesamt verharrten somit 55 Abgeordnete mehr oder weniger engagiert in per­

manenter Opposition zur Fraktionspolitik. Bei einer Gesamtstärke der SPD-Reichs-

tagsfraktion von damals 178 Abgeordneten waren das mehr als 3 0 % , - eine 

Größenordnung, die begreiflicherweise die Führungscrew verunsicherte. Denn die 

55 „Linken" waren zweifellos auch bei fraktionsinternen Debatten bereit, den 

etablierten Fraktionsvorstand zu desavouieren. 

Ein Rückblick auf die parteipolitische Vergangenheit der Oppositionellen (unter 

Nr. 1) gibt zu erkennen, daß sie sich zum überwiegenden Teil aus der ehemaligen 

Unabhängigen Sozialdemokratie rekrutierten. Von den 34 Abgeordneten, die man 

als den Kern der Linken bezeichnen darf, kamen nur zwei (Wilhelmine Eichler 

und Paul Levi) nicht aus der USPD, wobei Levi noch als Sonderfall zu betrachten 

ist, da er bis zum Frühjahr 1921 kommunistischer Parteiführer gewesen war und 

43 Die Frankfurter Zeitung Nr. 764 vom 15. 10. 1923, die die Erklärung vom 13. Oktober 
nur referierte und auch die Unterzeichner nicht nannte, vermerkte: „Die Erklärung ist von 
den Führern der Minderheit selbst, den Abgeordneten Aufhäuser, Dr. Levi, Dißmann und 
Toni Sender, nicht mit unterschrieben." Die hier Genannten fehlten aber sämtlich bei der 
Parlamentsabstimmung. 

44 Siehe Anmerkung 16. 
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danach seine politische Heimat in der Kommunistischen Arbeitsgemeinschaft ge­
funden hatte. Über die Herkunft des Abgeordneten Kirchmann kann allein des­
halb nichts ausgesagt werden, weil er erst in der zweiten Februarhälfte des Jahres 
1923 Reichstagsmitglied wurde. Die 15 linksorientierten Abgeordneten waren 
ebenfalls mit nur zwei Ausnahmen (Adolf Köster und Richard Schmidt) sämtlich 
aus der USPD hervorgegangen, und von den sechs linkstendierenden hatte immer­
hin die Hälfte (Ernst, Sauerbrey und Seidel) dieser Partei angehört. 

47 der 55 Mitglieder des linken Fraktionsflügels waren mithin ehemalige Unab­
hängige. Oder umgekehrt : Von den 70 Reichstagsabgeordneten der USPD, die im 
Oktober 1922 die Wiedervereinigung der beiden sozialistischen Parteien mitvoll­
zogen hatten, marschierten im Herbst 1923 mehr als 2/3 auf Linkskurs. 

Insofern zeitigte die Parteifusion der Sozialdemokratie höchst ambivalente Kon­
sequenzen. Einerseits erweiterte sie das Stimmenpotential der Reichstagsfraktion, 
andererseits aber konnte dieses Potential nicht voll ausgespielt werden, da die neu 
aufgenommenen Mitglieder im Einzelfalle die offizielle Politik der Fraktion durch­
kreuzten oder zu durchkreuzen drohten. Diese Inhomogenität der personellen 
Struktur schlug selbstverständlich auf das prozedurale Kalkül der Fraktion zurück. 
Die Führung war seit dem Zusammenschluß der Sozialdemokratie noch weitaus 
stärker zum Taktieren nach außen (gegenüber Regierung und Koalition) wie nach 
innen (gegenüber dem linken Flügel) gezwungen als zuvor, was dann eben zu der 
verschiedentlich festgestellten Entscheidungsschwäche und Bewegungslosigkeit der 
SPD führte. Der eigentliche Nachteil der sozialdemokratischen Parteivereinigung 
ist also nicht so sehr in einem angeblichen oder auch tatsächlichen Linksruck der 
Gesamtfraktion, sondern eher in einer erhöhten Instabilität sozialdemokratischer 
Politik zu erblicken. 

Zwei generelle Schlußfolgerungen können aus diesem Befund gezogen werden: 
Erstens sind Parteifusionen nur dann politisch sinnvoll, wenn die zu fusionierenden 
Gruppen abzusehenderweise zu geschlossenem Operieren fähig sind; andernfalls 
gefährdet ein Zuwachs an parlamentarischem Stimmengewicht lediglich die Ak­
tionsfähigkeit der vereinigten Partei. Zweitens dürfte das Konzept, das zur Aktivie­
rung innerparteilicher Demokratie den binnenorganisatorischen Wettbewerb insti­
tutionalisieren, d.h. eine parteiinterne Opposition quasikonstitutionell verordnen 
will, überaus fragwürdig sein45. Denn ein Mehr an Demokratie würde mit Sicher­
heit die politische Effizienz einer so strukturierten Partei mindern. Und auch gegen 
den neueren Vorschlag der Systemtheorie, den Entscheidungsprozeß von Organi­
sationen durch Subsystembildung und Programmierung bzw. durch den Einbau 
von „sekundären Elastizitäten" zu demokratisieren, sind erhebliche Bedenken an­
zumelden. Denn dieser Vorschlag ist allenfalls für solche Organisationen weiter 
Überdenkenswert, die aufgrund ihrer Zielsetzung rationale oder zweckrationale 
Entscheidungen zu treffen haben, d. h. aber doch vornehmlich für die Berufsbüro-

45 Vgl. Frieder Naschold, Organisation und Demokratie, Untersuchung zum Demokrati­
sierungspotential in komplexen Organisationen, 2. Aufl., Stuttgart 1971, insbes. S. 32-45. 
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kratie und das Industriemanagement und eben nicht für Parteien, für die der 

machbare Kompromiß die Grundüberlegung und für die der Wahlerfolg das Leit­

motiv aller politischen Entscheidungen ist46. Demokratiepostulat mit unvermeid­

lichen Individuationstendenzen und Organisationspostulat mit unvermeidlichen 

Oligarchietendenzen - daran wird man wohl festzuhalten haben - stehen in im­

manenter Gegensätzlichkeit zueinander. Die Reichstagsfraktion der deutschen 

Sozialdemokratie besonders in den Krisenmonaten des Herbstes 1923 vermag diese 

Erfahrung nur erneut zu bestätigen. 

46 Wenn Naschold (vorige Anm.) aus seinen z. T. sehr abstrakten Überlegungen keine ande­
ren Schlüsse zu ziehen vermag, als daß der SPD-Landesverband Baden-Württemberg sich 
statt in Kreisverbände in Unterbezirksverbände gliedern soll (S. 92), so scheint das Ergebnis 
doch zu mager. Ähnliche organisatorische Reformvorschläge sind in der Sozialdemokratie 
wohl so alt wie diese selbst und wurden im übrigen auch von Robert Michels, Zur Soziologie 
des Parteiwesens in der modernen Demokratie, Untersuchungen über die oligarchischen 
Tendenzen des Gruppenlebens, 2. Nachdruck der 2. Aufl. von 1925, Stuttgart 1970, S. 109, 
aufgegriffen, gegen den Naschold wiederholt polemisiert. 



Dokumentation 

DEUTSCHE ÜBERLEGUNGEN ZUR BILDUNG DER BIZONE 

Erich Roßmanns Reise in die britische Zone im August 1946 

Einen wichtigen Komplex bei der Erforschung der Vorgeschichte der Bundesrepublik 

Deutschland1 bildet die Frage nach dem Handlungsspielraum der deutschen Politiker 

im Rahmen der Besatzungspolitik. Dabei muß zunächst berücksichtigt werden, daß 

die Deutschen noch vollständig von der „großen" Politik ausgeschlossen waren, die 

für Gesamtdeutschland, wenn auch unzureichend, vom Kontrollrat in Berlin und für 

die einzelnen Besatzungszonen von der jeweiligen Militärregierung ausgeführt wurde; 

auch für grundlegende Fragen der Wirtschafts- und Sozialordnung hatten sie noch 

keine Befugnisse. Daher konnten die Deutschen nur in dem von den Besatzungs­

mächten zugestanden Rahmen - dies ist sowohl ideologisch als auch institutionell zu 

verstehen - Politik machen. Ihre eigenen Vorstellungen waren nur insoweit zu reali­

sieren, wie sie die von der jeweiligen Besatzungsmacht gesetzte Toleranzgrenze nicht 

überschritten. Auf die Westzonen bezogen ergab sich daraus, daß zumindest in den 

ersten beiden Jahren nach Kriegsende nicht so sehr ideologische Positionen abgesteckt 

wurden und miteinander in Konkurrenz traten, sondern Wert darauf gelegt wurde, 

zunächst einmal pragmatische Politik zu treiben, d. h. Sicherung der Ernährung, 

Arbeits- und Wohnraumbeschaffung, Ingangsetzung der Grundindustrien, Herstel­

lung einer Verwaltung auf den verschiedenen Ebenen2. Grundsätzliche Entschei­

dungen wurden in dieser Zeit ausschließlich von den Besatzungsmächten getroffen, 

die jedoch auf einen weitgehenden Konsensus von deutscher Seite rechnen konnten. 

1 Das Bundesarchiv, Koblenz, und das Institut für Zeitgeschichte, München, bereiten ge­
meinsam eine groß angelegte Edition vor unter dem Titel „Akten zur Vorgeschichte der 
Bundesrepublik Deutschland". Diese Edition dokumentiert die Entwicklung in den West­
zonen oberhalb der Ebene der Länder, also vornehmlich der zonalen und bizonalen, später auch 
trizonalen Institutionen auf der deutschen Seite. Die gesamte Aktenpublikation ist auf fünf 
bis sechs Bände geplant. Der erste Band, der die Jahre 1945/46 umfaßt, steht vor seinem 
Abschluß und wird im nächsten Jahr erscheinen. Im Mittelpunkt des ersten Bandes steht die 
Bildung der Bizone. Dokumentiert werden vornehmlich drei Institutionen: Die Konferenz der 
Chefs der Länder und Provinzen der britischen Zone, der Länderrat des amerikanischen Be­
satzungsgebietes (LR) und der Zonenbeirat der britisch besetzten Zone (ZB). Daneben werden 
selbstverständlich auch die Protokolle der frühen bizonalen Kontakte im Frühjahr 1946 und 
der Bremer Ministerpräsidentenkonferenz vom Oktober 1946 abgedruckt. Der erste Band wird 
gemeinsam von Archivdirektor Dr. Walter Vogel und dem Herausgeber dieser Dokumentation 
bearbeitet. 

2 Siehe dazu die instruktive und weiterführende Arbeit von Marie Elise Foelz-Schroeter, 
Föderalistische Politik und nationale Repräsentation 1945—1947, Westdeutsche Länderregie-
rungen, zonale Bürokratien und politische Parteien im Widerstreit, Stuttgart 1974 ( = Studien 
zur Zeitgeschichte). An dieser Stelle möchte ich Frau Dr. Foelz herzlich für ihre Hinweise 
und Anregungen danken. 
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Hierbei muß berücksichtigt werden, daß die einflußreichsten deutschen Politiker am 

Anfang der Besatzungszeit von den Besatzungsmächten eingesetzt waren. Zudem prä-

judizierten die frühen personalpolitischen Entscheidungen der Besatzungsmächte die 

politische Entwicklung in der ganzen Zeit vor der Entstehung der BRD. Gleichwohl 

läßt sich nicht immer klar entscheiden, ob sich die westdeutschen politischen Reprä­

sentanten voll mit den Zielvorstellungen der Besatzungsmächte identifizierten oder 

sich den objektiven Gegebenheiten anpaßten. 

Die Vorgeschichte und die Entstehung des Vereinigten Wirtschaftsgebiets - im 

damaligen und heutigen Sprachgebrauch auch kurz Bizone genannt - sind in ihrer 

internationalen Verflechtung von John Gimbel3 ausführlich dargestellt worden. Die 

unnachgiebige Haltung Frankreichs und der UdSSR bei der Frage der Errichtung 

zentraler deutscher Staatssekretariate, die direkt dem Kontrollrat unterstellt werden 

sollten, und die wirtschaftliche und ernährungsmäßige Notlage machten eine Revision 

und Abkehr von den im Potsdamer Protokoll niedergelegten Grundsätzen zur gemein­

samen Verwaltung Deutschlands notwendig4. Diese Planung war ja im Grunde schon 

früher durch die Einrichtungen auf zonaler Ebene modifiziert worden. Sie hatten 

Aufgaben übernommen, die eigentlich der gemeinsamen deutschen Verwaltung unter 

Aufsicht der vier Besatzungsmächte vorbehalten werden sollten. Daß bei der Bildung 

der Bizone auch der sich abzeichnende Gegensatz zwischen den USA und der UdSSR 

und das zunehmend auch in reale Ansprüche umgesetzte politische und ökonomische 

Übergewicht der USA gegenüber Großbritannien und Frankreich eine bedeutende 

Rolle spielten, braucht nicht besonders betont zu werden. 

Interessant und lohnend ist für die deutsche Geschichtsforschung die detaillierte 

Klärung des Verhaltens und des Handelns der deutschen Politiker in diesem Koordi­

natensystem von internationaler Politik und den Möglichkeiten zur Liquidation von 

Krieg und NS-Zeit und zum Neuaufbau eines Staatswesens innerhalb eines Besatzungs­

regimes. 

Die ausgewählten Dokumente beleuchten einen kleinen Ausschnitt aus der Dis­

kussion u m die Bildung der Bizone. Nachdem sich die zonalen Einrichtungen in den 

angelsächsischen Zonen konsolidiert und eingespielt hatten, war dies die erste Ge­

legenheit zu ernsthaften Überlegungen über die Zukunft der zonalen Organisationen. 

Nun ging es darum, für die Konstruktion der Bizone Elemente entweder zu bewahren 

oder modifiziert beizubehalten, die sich nach Ansicht der jeweiligen Zonenvertreter 

in ihrem Gebiet bewährt hatten. Die amerikanische Zone hatte schon rein zeitlich 

durch ihren im Oktober 1945 gegründeten „Länderrat des amerikanischen Besatzungs­

gebietes"5 einen über das Organisatorische hinausgehenden Vorsprung gegenüber dem 

3 John Gimbel, Amerikanische Besatzungspolitik in Deutschland 1945-1949, Frankfurt/M. 
1968. 

4 Siehe dazu Thilo Vogelsang, Die Bemühungen um eine deutsche Zentralverwaltung 
1945/46, in dieser Zeitschrift 18 (1970), S. 510-528 und Walter Vogel, Amerikanische Sicher­
heitspolitik und Deutschlandproblem 1945-1949, in dieser Zeitschrift 19 (1971), S. 64-82. 

5 Zum Länderrat siehe Lia Härtel, Der Länderrat des amerikanischen Besatzungsgebietes, 
Stuttgart und Köln 1951; Robert William Miller, The South German Laenderrat, The Origins 
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erst seit März 1946 arbeitenden „Zonenbeirat der britisch besetzten Zone"6. Diese 
beiden Institutionen waren — auch wenn sie jeweils die höchste zonale Institution dar­
stellten — nicht miteinander vergleichbar. Der erheblichste Unterschied lag darin, daß 
dem Länderrat schon sehr früh Entscheidungsbefugnisse von der amerikanischen 
Militärregierung übertragen wurden, dem Zonenbeirat aber nur die Funktion 
eines Beratungsorganes der britischen Militärregierung zukam. Während im Länder­
rat die Länderchefs zusammengefaßt waren, um — einstimmig — über Angelegen­
heiten zu beschließen, die in der amerikanischen Zone einheitlich geregelt werden 
sollten, zeigte der Zonenbeirat eine heterogene Zusammensetzung, nämlich aus Par­
teivertretern, Länderchefs, Vertretern von Fachgebieten (Zentralämter für Wirt­
schaft und Ernährung, Post, Gesundheit, Arbeitseinsatz usw.), sowie aus Gewerk­
schafts- und Konsumgenossenschaftsvertretern. Der Zonenbeirat war also - selbst­
verständlich immer nur mit beratender Befugnis - Parlament, Reichsrat, Kabinett 
und ständische Vertretung in einem. Im Unterschied zum Zonenbeirat, der keiner 
Behörde in der britischen Zone Weisungen erteilen konnte, hatten die Leiter der 
Zentralämter immerhin eingeschränkte Exekutivbefugnisse, die sie jedoch nicht als 
Teilorgan des Zonenbeirats ausüben konnten, sondern als direkt der Militärregierung 
unterstellte Behörden. Die Zentralämter waren nach Funktion und Organisation die 
Nachfolger der Reichsbehörden in der britischen Zone7, während in der amerikani­
schen Zone die Reichsfunktionen von den Länderchefs als Auftragsarbeit wahrge­
nommen wurden. Auch die Zentralämter waren wie der Zonenbeirat von der briti­
schen Militärregierung ursprünglich als Beratungsgremien errichtet worden, konnten 
sich jedoch mit der Zeit als Ausführungsorgane der britischen Militärregierung unent­
behrlich machen und nach und nach einige Exekutivbefugnisse übernehmen. Darüber 
hinaus hatten die Zentralamtsleiter durch ihren direkten Kontakt zur Militärregierung 
einen großen Informationsvorteil gegenüber den übrigen Mitgliedern des Zonen­
beirats8. 

Durch die ungeklärte und relativ einflußlose Stellung des Zonenbeirats war diese 
Institution bei den deutschen Politikern sowohl der britischen als auch der amerika­
nischen Zone wenig angesehen, während in Süddeutschland die Länderratsvertreter 
die ihnen von der Militärregierung anfangs aufgezwungene Organisation vollkommen 

of Postwar German Federalism, University of Michigan, Diss. masch. 1960 und Conrad F. 
Latour und Thilo Vogelsang, Okkupation und Wiederaufbau, Die Tätigkeit der Militärregie­
rung in der amerikanischen Besatzungszone Deutschlands 1944-1947, Stuttgart 1973 ( = Stu­
dien zur Zeitgeschichte), S. 120 ff. 

6 Zum Zonenbeirat siehe Annelies Dorendorf, Der Zonenbeirat der britisch besetzten Zone, 
Ein Rückblick auf seine Tätigkeit, Göttingen 1953 ( = Monographien zur Politik 2) und Ilse 
Girndt, Zentralismus in der britischen Zone, Entwicklungen und Bestrebungen beim Wieder­
aufbau der staatlichen Verwaltungsorganisation auf der Ebene oberhalb der Länder 1945-1948, 
phil. Diss., Bonn 1971, S. 32 ff. 

7 Zu den Zentralämtern siehe Girndt, a.a.O., S. 92 ff. und S. 169ff. 
8 Vgl. dazu Justus Rohrbach, Im Schatten des Hungers, Dokumentarisches zur Ernährungs­

politik und Ernährungswirtschaft in den Jahren 1945-1949, hrsg. von Hans Schlange-Schö­
ningen, Hamburg und Berlin 1955, passim. 
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adaptierten und zu deren eifrigsten Verfechtern wurden. Den norddeutschen Länder­

chefs mußte aufgrund von Kontakten mit dem Länderrat9 das Modell der amerikani­

schen Zone erstrebenswert auch für die britische Zone erscheinen. Die relative Ent-

scheidungs- und Bewegungsfreiheit ihrer süddeutschen Kollegen war für die Länder­

chefs in der britischen Zone deshalb besonders attraktiv, weil ihr Versuch, eine ähn­

liche Organisation aufzubauen - zeitlich noch vor der Entstehung des Länderrats und 

auf deutsche Initiative hin - von den Engländern zuerst nicht gefördert und dann 

durch die Errichtung des Zonenbeirats im Frühjahr 1946 blockiert wurde10. Ihr 

Kontakt zur Militärregierung beschränkte sich auf die Länderebene. Wollten sie sich 

darüber hinaus an die Kontrollkommission wenden, mußten sie dafür den Instanzen­

weg des Zonenbeirats über den britischen Verbindungsstab11 benutzen. Waren die 

norddeutschen Länderchefs mit der Konstruktion und den Kompetenzen des Zonen­

beirats nicht einverstanden, da sie in ihm und durch ihn die eigene Länderpolitik und 

ihr föderalistisches Programm nur sehr schwer aktivieren und durchsetzen konnten, 

so konnten die Parteivertreter in ihm ebenfalls nur ein unzulängliches Instrument zur 

Vertretung ihrer Interessen erblicken. Der Zonenbeirat war auch als parteipolitische 

Plattform nicht besonders geeignet. Der Schwerpunkt der Zentralämter lag, wie schon 

erwähnt, ohnehin außerhalb des Zonenbeirats, weshalb ihre Haltung gegenüber dem 

Zonenbeirat indifferent blieb. Man kann also zusammenfassend feststellen, daß im 

Sommer 1946, als die Entscheidung zur Bildung der Bizone gefallen war und realisier­

bare Vorstellungen zu ihrem Aufbau zur Diskussion gestellt werden mußten, die süd­

deutschen Vertreter einen unbestreitbaren Vorsprung für sich verbuchen konnten, 

da sie ein provisorisches Modell vorwiesen, dessen Praktikabilität sie in der amerikani­

schen Zone schon unter Beweis gestellt hatten. Demgegenüber konnten die nord­

deutschen Partei- und Ländervertreter sich weder untereinander auf die Vertretung 

eines gemeinsamen Konzepts für die Konstruktion der bizonalen Verwaltungen einigen, 

noch waren sie die Partner der Länderratsvertreter bei den Verhandlungen über die 

bizonalen Verwaltungsabkommen. An diesen nahmen von süddeutscher die jeweiligen 

Länderfachminister und von norddeutscher Seite von der Militärregierung delegierte 

Vertreter der zonalen Zentralbehörden teil. 

An dieser divergenten Organisation der zonalen Institutionen lassen sich umrißhaft 

die unterschiedlichen Besatzungskonzepte verdeutlichen. Grundsätzlich hatten beide 

Militärregierungen die prinzipiellen Entscheidungen politischer und wirtschaftlicher 

Art nicht delegiert. Differenzierungen bestanden im Grad und in der Art der Über­

tragung von Entscheidungsbefugnissen an die Deutschen. Die Briten überließen den 

Deutschen nur ein allgemeines (Zonenbeirat) und verschiedene fachlich orientierte 

9 Foelz-Schroeter, a .a .O. , S. 47 ff. 
10 Zur Konferenz der Chefs der Länder und Provinzen der britisch besetzten Zone siehe 

Thilo Vogelsang, Wilhelm Hinrich Kopf und Niedersachsen, Hannover 1963, S. 48ff.,und 
Girndt, a .a .O., S. 22 ff. 

1 1 Der britische Verbindungsstab war das Parallelorgan zum ZB, der die Verbindung zwi­
schen britischer Kontrollkommission (KK) und ZB herstellte. 
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Beratungsorgane (Zentralämter) und vermieden es strikt, eine Entscheidung in der 

Frage der ehemaligen Reichsbefugnisse vorwegzunehmen, da diese einem noch erwar­

teten Viermächteübereinkommen vorbehalten bleiben sollten. Aus ähnlichen Grün­

den - keine Entscheidung zu präjudizieren, die nach dem Potsdamer Protokoll nur 

von den Siegermächten gemeinsam gelöst werden konnte - verlagerte die amerikani­

sche Militärregierung beschränkte deutsche Zuständigkeiten auf die Länder; der 

Länderrat sollte nur eine koordinierende Funktion für die Politik der verschiedenen 

Länderregierungen ausüben. Dennoch kamen ihm aber Kompetenzen zu, die eigent­

lich nur von einer de-facto-zonalen Regierung hätten ausgeübt werden können. 

Die hier folgenden Aufzeichnungen des Generalsekretärs Erich Roßmann12 über 

seine Reise in die britische Zone beleuchten den Versuch, für den Zusammen­

schluß der beiden Zonen im Sinne der Vorstellungen des Länderrats zu werben, 

weshalb Marie Elise Foelz-Schroeter zu Recht von einer „Good-Will-Tour" Roß­

manns13 spricht. Leider geht aus den Akten nicht hervor, ob Roßmann diese Reise 

im speziellen Auftrag der süddeutschen Ministerpräsidenten oder auch des Chefs des 

RGCO14, James K. Pollock15, unternahm. Roßmann hat auch später in keiner Sitzung 

des Länderrats oder des Direktoriums des Länderrats über seine Reise in die britische 

Zone berichtet. Falls eine Unterrichtung stattgefunden hat, hat sie keinen Nieder­

schlag in den entsprechenden Protokollen gefunden. Auch von den an den Gesprächen 

Beteiligten oder von süddeutschen Vertretern Hegt nach unserem Wissen keine in den 

Akten nachweisbare Resonanz vor. 

Der Zeitpunkt der Reise war gut gewählt. Nachdem in der amerikanischen Zone 

seit Anfang August - offiziell spätestens seit der 11. Tagung des Länderrats vom 

6. August 1946 durch Ankündigung von Clay - und in der britischen Zone seit der 

6. Sitzung des Zonenbeirats vom 14./15. August 1946 durch Mitteilung von Robertson 

die Pläne zur wirtschaftlichen Fusion der beiden angelsächsischen Zonen bekannt­

gegeben waren16, begannen neben den schon laufenden Verhandlungen zwischen 

den Militärregierungen nun auch die Beratungen zwischen den deutschen Vertretern 

aus beiden Zonen, die jedoch zum Zeitpunkt des Roßmannschen Besuchs noch nicht 

zum Abschluß gekommen waren. In Hannover und Hamburg konnte sich Roßmann 

nur mit Persönlichkeiten besprechen, die keinen direkten Anteil an den bizonalen 

Verhandlungen hatten. Von ihnen hatte aber auf jeden Fall Kurt Schumacher17 noch 

den größten Einfluß durch die der SPD zugehörigen Verhandlungspartner17a. 

12 Erich Roßmann, 1884-1953, 1945-1948 Generalsekretär des Länderrats in Stuttgart. 
13 Foelz-Schroeter, a.a.O., S. 64. 
14 Regional Government Coordinating Office, das entsprechende Organ des LR auf der 

Seite der amerikanischen Militärregierung. 
15 James K. Pollock, 1898-1968, November 1945 - August 1946 Leiter des RGCO. Pollock 

unternahm in den Jahren 1947 und 1948 als persönlicher politischer Berater von Clay einige 
Reisen durch die Westzonen. 

16 Siehe Anm. 52. 
17 Kurt Schumacher, 1895-1952, seit Mai 1946 Vorsitzender der SPD in den Westzonen. 
17a Es ist mit Sicherheit anzunehmen, daß mit den hier abgedruckten Dokumenten nicht 



Deutsche Überlegungen zur Bildung der Bizone 209 

Roßmann hatte den Vorteil, daß er als offizieller und legitimierter Vertreter des 

Länderrats dessen Interessen verantwortlich und mit Nachdruck vertreten konnte, 

während demgegenüber seine Gesprächspartner nur ihre eigenen Ansichten oder die 

der Gruppe wiedergeben konnten, als deren Sprecher sie aufzutreten in der Lage 

waren. Besonders deutlich und offenkundig zeigt sich die Uninformiertheit und 

mangelnde Kompetenz, in bizonalen Fragen entscheidend mitzusprechen, bei dem 

Hamburger Bürgermeister Rudolf Petersen18, dem Roßmann zu Recht nachweisen 

konnte, daß er nicht einmal über die Pläne von Gerhard Weisser19 und Schumacher 

informiert war. Auch Weisser konnte nicht mit dem Mandat des Zonenbeirats agieren, 

da dort keine Aussprache über eine gemeinsame Stellungnahme zur Bildung der 

Bizone stattgefunden hatte. Er referierte lediglich die Resolution der Fach- und Partei-

vertreter, an deren Entstehen er allerdings entscheidenden Anteil gehabt hatte. 

In den hier folgenden Dokumenten werden einige entscheidende Probleme ange­

schnitten, die später in der bizonalen Entwicklung noch zu größeren Auseinander­

setzungen führten. An erster Stelle ist hier der von Schumacher formulierte Anspruch 

der politischen Parteien zu nennen, als Sprachrohr der Bevölkerung die Gestaltung 

der künftigen staatsrechtlichen Verhältnisse mit größerer Verantwortung mitzube­

stimmen als die Länderchefs. Es bahnt sich hier die Auseinandersetzung u m die Frage 

der nationalen Repräsentation an, die im Verlauf des Jahres 1947 ihren Höhepunkt 

erreichen sollte. Der letzte große Erfolg für die Versuche der Länderchefs, ihre föde­

ralistischen Vorstellungen gegenüber den politischen Parteien durchzusetzen, war 

die Münchener Ministerpräsidentenkonferenz vom Juni 194720. Erst durch die Er­

richtung des bizonalen Wirtschaftsrates in Frankfurt (Sommer 1947) haben die Par­

teien dann ihren entscheidenden politischen Durchbruch erzielt und den von ihnen 

angestrebten Weg zur parlamentarischen Demokratie unwiderruflich eingeschlagen. 

alle Kontakte während Roßmanns Reise in der britischen Zone belegt werden. Dem Heraus­
geber sind noch zwei Unterredungen bekannt: 1. Ein Gespräch mit Oberpräsident Robert 
Lehr am 19. 8. 1946, das inhaltlich nichts zur bizonalen Diskussion beiträgt (Foelz-Schroeter, 
a.a.O., S. 64 und S. 186 und Auskunft von Frau Dr. Foelz); 2. Verhandlung mit Karl Werk­
meister, dem stellvertretenden Leiter des Zentralamts für Wirtschaft in Minden am 26. 8. 
1946 (BA Nachlaß Roßmann, 5 Bl.). Eigentlich hatte Roßmann beabsichtigt, mit Viktor 
Agartz zusammenzutreffen. Bei Werkmeister stieß Roßmann auf strikte Ablehnung der von 
ihm vertretenen Gedanken. Zusammenfassend stellte Roßmann fest: „Die Verhandlungen 
fanden in einem sehr freundschaftlich gehaltenen Ton statt, aber ich schied doch unter dem 
Eindruck, daß in den Mindener Kreisen ein starker zentralistischer Machtwille entwickelt ist, 
hinter dem sich vielleicht auch persönliche Interessen verbergen. Die Atmosphäre, wie ich 
sie empfand, läßt mich das Auftreten großer Schwierigkeiten befürchten." 

18 Rudolf H. Petersen, 1878-1962, Mai 1945-November 1946 Bürgermeister von Hamburg. 
19 Gerhard Weisser, geb. 1898, 1945/46 Ministerialdirektor in Braunschweig; 1946-1949 

Generalsekretär des ZB in Hamburg. 
20 Siehe dazu Wilhard Grünewald, Die Münchener Ministerpräsidentenkonferenz 1947, 

Anlaß und Scheitern eines gesamtdeutschen Unternehmens, Meisenheim am Glan 1971 
( = Marburger Abhandlungen zur Politischen Wissenschaft 21) und Foelz-Schroeter, a.a.O., 
S. 103 ff. 
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Die Ländervertreter sahen sich zunächst auf das weniger gewichtige und einfluß­

losere Organ des Exekutivrats zurückgedrängt. 

Trotz der Unzulänglichkeit des Zonenbeirats hatten die politischen Parteien in der 

britischen Zone besser Fuß fassen können als in der amerikanischen Zone. Obwohl 

in Süddeutschland schon Wahlen zu den Verfassunggebenden Versammlungen statt­

gefunden hatten, konnten die Parteien noch keinen Einfluß auf die Politik der Länder­

chefs und damit auf den Länderrat ausüben. Im Zonenbeirat hatten die politischen 

Parteien immerhin die Möglichkeit, ihre eigenen Positionen zu artikulieren und mit 

denen der anderen Parteien zu konfrontieren, wenn auch letztlich keine Entschei­

dungen gefällt, sondern nur Empfehlungen gegeben werden konnten. Wie sehr die 

politischen Parteien noch um ihre Existenzberechtigung zu kämpfen hatten, zeigen 

die mißlungenen Versuche, bei der politischen Kontrolle der künftigen bizonalen 

Ämter überhaupt eingeschaltet zu werden21. 

I m übrigen zeigt die selbstbewußte Haltung des SPD-Mitglieds Boßmann, daß es 

der Parteizentrale in Hannover noch nicht gelungen war, die süddeutschen Vertreter 

zu einem gemeinsamen Kurs mit der norddeutschen SPD zu bringen. Zudem hatten 

zu dieser Zeit die SPD-Mitglieder in den Länder- und Provinzialregierungen, wie 

z. B. Kopf in Hannover und Hoegner in Bayern, einen großen Handlungsfreiraum 

gegenüber der Partei, der erst im Laufe des Jahres 1947 eingeengt wurde. Dieser 

Umstand wurde auch durch die von den angelsächsischen Militärregierungen favori­

sierte Errichtung von Mehr- und Vielparteienkabinetten begünstigt, die ihre primäre 

Aufgabe in der Bewältigung der tagespolitischen Notwendigkeiten und nicht in der 

Auseinandersetzung und Austragung von grundsätzlichen politischen Konflikten 

sahen. 

Die aus internationalen und wirtschaftlichen Gründen von der britischen Militär­

regierung überraschend schnell durchgeführte Gründung des Landes Nordrhein-

Westfalen zeigt zudem deutlich die beschränkten Möglichkeiten der deutschen Politi­

ker, an den Beschlüssen der Militärregierung mitzuarbeiten und sie zu beeinflussen. 

Erst nachdem diese im Augenblick nicht revidierbare Entscheidung gefallen war, 

wurde von der britischen Militärregierung vom Zonenbeirat ein Gutachten zur Neu­

bildung der britischen Zone angefordert22. Es stand also nur noch der übrige Baum 

der britischen Zone zur Disposition. Die Frage der Neugliederung der britischen Zone 

gehörte neben der ebenfalls von der britischen Militärregierung initiierten Diskussion 

über die Grundsätze der Bodenreform zu den wichtigsten Beratungsgegenständen des 

Zonenbeirats im Jahr 1946. 

Neben diesen allgemeinen Aufschlüssen wird in den hier folgenden Dokumenten 

auch in interessanter Weise das Verhältnis der beiden Generalsekretäre, Gerhard 

Weisser und Erich Roßmann, beleuchtet. Vom Einfluß her war die Stellung von 

Roßmann bedeutender, besonders seit der Errichtung des Direktoriums des Länder­

rats, das weniger wichtige Fragen selbst entscheiden konnte und in dem der General-

21 Siehe Anm. 31. 
22 Siehe Anm. 26. 
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sekretär Sitz und Stimme hatte. Weisser begann seine Laufbahn im Zonenbeirat als 

Vertrauensmann der Ländervertreter, wich aber mit der Zeit immer stärker von einer 

stark föderalistischen Position ab. Auf seine Initiative hin kamen die Sitzungen der 

Fachvertreter zustande, die eine Koordination der zonalen Zentralämter gewähr­

leisten sollten. Sein Versuch, später auch die bizonalen Verwaltungsamtsleiter in 

diesen Kreis miteinzubeziehen, scheiterte jedoch. Auch an der Entstehung der Reso­

lution der Parteivertreter im Zonenbeirat zur politischen Kontrolle der bizonalen 

Ämter war er mitentscheidend beteiligt23. Roßmann war demgegenüber ein überzeug­

ter Vertreter des Länderratsgedankens, der ihm nicht nur für die Gestaltung der 

amerikanischen Zone adäquat zu sein schien, sondern den er auch als legitimes Modell 

für die zukünftige Gestaltung Gesamtdeutschlands ansah. Die Gegensätze zwischen 

den beiden SPD-Mitgliedern zeigen sich in dem hier abgedruckten Gespräch als kaum 

mehr überbrückbar; sie sollten sich in der Folgezeit noch verschärfen. Geradezu als 

eine Antwort Weissers auf die Vorstellungen Roßmanns kann sein Vortrag am 6. De­

zember 1946 in Braunschweig24 gewertet werden, in dem er zwar ohne Namen­

nennung, aber doch unmißverständlich die Gedanken Roßmanns und anderer Länder­

ratsrepräsentanten in das Reich der Utopien verwies. 

Waren auch die deutschen Politiker von prinzipiellen Entscheidungen noch aus­

geschaltet, so zeigen doch gerade die Verhandlungen zur Bildung der Bizone, daß 

sich entgegen der anfänglichen, rein auf das Praktische gerichteten Politik neue 

Ansätze und Impulse artikulierten. Zum ersten Mal wurde auf der höchsten Ebene, 

die den Deutschen zur Verfügung stand, der Absolutheitsanspruch der Länderchefs 

in der Frage der nationalen Repräsentation durch die erstarkenden politischen Par­

teien in Frage gestellt. Noch konnten zwar die politischen Parteien in den Fragen der 

bizonalen Organisation und Politik keinen Sieg erringen, dennoch zeigt aber gerade 

die Reise Roßmanns in die britische Zone, daß man auch in Süddeutschland die 

Wichtigkeit parteipolitischer Kontakte zu erkennen begann und die Notwendigkeit, 

Bundesgenossen zu gewinnen, sah. 

Noch einige Worte zur Überlieferung der Dokumente: Roßmann hatte seine Auf­

zeichnungen am 19. August 1946 noch in Hamburg seiner Sekretärin diktiert. An 

Stelle der Urschriften, die nicht ermittelt werden konnten, handelt es sich im folgen­

den u m Durchschriften, die im Bestand Länderrat des amerikanischen Besatzungs­

gebiets des Bundesarchivs Koblenz überliefert sind25. Die Reihenfolge der Dokumente 

wurde für den Abdruck, verglichen mit der Ordnung am Fundort, nach rein chrono­

logischer Folge verändert, so daß das Exposé Roßmanns nicht hinter der Niederschrift 

des Gesprächs mit Schumacher, sondern am Schluß der Dokumentation steht. 

Christoph Weisz 

23 Siehe Anm. 31. 
24 Gerhard Weisser, Reich und Länder, Vom Neuaufbau des deutschen Staates, Vortrag 

an der Technischen Hochschule Braunschweig am 6. Dezember 1946, Hamburg 1947. 
25 BA Z 1/235, Bl. 111-119. An dieser Stelle möchte ich dem Bundesarchiv herzlich für 

die Abdruckerlaubnis danken. 
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Dokument Nr. 1 

U n t e r r e d u n g m i t D r . Schumacher i n H a n n o v e r a m 16. 8. 1946 

D r . Schumacher w a r i m Begriff, z u m Bezirkspartei tag Bars inghausen abzureisen, 
weshalb für die U n t e r r e d u n g n u r 45 M i n u t e n zur Ver fügung s tanden. D r . Schumache r 
erklär te m i r kurz die P läne , die i n der br i t ischen Zone m i t Bezug auf die L ä n d e r ­
b i ldung u n d die wirtschaftl iche Vere in igung der be iden Zonen vent i l ie r t werden 2 6 . 
W a s die ers tere Frage anbelangt , so erklär te er mi r , du rch die plötzliche Bi ldung des 
Landes Rhein land-Nord-West fa len 2 7 sei für den rest l ichen Tei l der br i t ischen Zone 
eine völlig n e u e Lage en t s tanden . Es sei n i ch t r a t sam, e inem so s tarken Komplex, wie 
i h n das n e u e L a n d darstelle, dre i oder vier k le inere L ä n d e r gegenüberzus te l len , u m -
somehr , als i m Süden Bayern als e ine ähnl ich starke Po tenz i m künf t igen Reich er­
scheinen w ü r d e . H ie r m ü ß t e n von vornhe re in die erforderl ichen Gegengewich te ge­
schaffen w e r d e n , auch auf die Gefahr h in , daß dadurch die an sich gesündere Idee , 
das künf t ige Reich auf mi t te ls tarke L ä n d e r von 4 - 6 Mil l ionen Menschen aufzubauen, 
aufgegeben w e r d e n m ü ß t e . Aus dieser E r w ä g u n g heraus sei sein P lan en t s tanden , 

26 Die britische KK erteilte dem ZB zur 5. Sitzung vom 10./11. 7. 1946 den Auftrag, einen 
Sonderausschuß einzuberufen, der Vorschläge zur Reorganisation der britischen Zone aus­
arbeiten sollte. Dabei machte die KK einige Auflagen: 

„Die Vorschläge haben sich innerhalb folgender Grenzen zu halten: 
a) Die Grundlage der deutschen Verwaltung innerhalb der Zone ist das ,Land'. 
b) Es soll nicht mehr als fünf Länder geben und — wenn möglich — weniger. 
c) Die Frage der Stellung Nordrhein/Westfalen ist zunächst zurückzustellen, sie kann aber 

dem Zonenbeirat zu einem späteren Zeitpunkt vorgelegt werden. Der Zonenbeirat kann, 
wenn er es wünscht, in Betracht ziehen, daß Gebiete, wie der Regierungsbezirk Minden 
und das Land Lippe im ganzen oder teilweise dem neuen Land Hannover zugewiesen 
werden. 

d) Gewisse Verwaltungsaufgaben bleiben notwendigerweise der Zuständigkeit der Länder 
entzogen. [. . . ] " (BA Z 2 Anh./5, Bl. 90). 

Die Gutachten und Stellungnahmen sollten der KK bis zum 30. 9. 1946 vorliegen. Der 
Sonderausschuß Neuaufbau der Länder des ZB (SAL) hielt insgesamt vier Sitzungen ab: am 
6./7. 8., 19./20. 8., 6. 9. und 17. 9. 1946. Die Protokolle des SAL befinden sich im Parla­
mentsarchiv des Deutschen Bundestags: BT PA 1/289. — Zur Kontrolle der geplanten bizonalen 
Ämter siehe Anm. 31 . Im Gegensatz zur amerikanischen Zone, wo die LR-Vertreter (die 
jeweiligen Länderfachminister) die Verhandlungen zur Bildung der Bizone führten, wurden 
in der britischen Zone die Gesprächsteilnehmer von der brit. MilReg. bestimmt. In der Regel 
nahmen aus der britischen Zone Vertreter der jeweiligen zonalen Zentralbehörden an den Ver­
handlungen teil. 

27 Am 17. 7. 1946 wurde in einer Pressekonferenz die Bildung des Landes Nordrhein-
Westfalen durch die brit. MilReg. bekanntgegeben. Die offizielle Errichtung erfolgte durch 
VO Nr. 46 der brit. MilReg. vom 23. 8. 1946: „Auflösung der Provinzen des ehemaligen 
Landes Preußen und ihre Neubildung als selbständige Länder" (Abl. der brit. MilReg., S. 305). 
Das neugeschaffene Land umfaßte die Provinz Westfalen und die Regierungsbezirke von 
Aachen, Düsseldorf und Köln in der Rheinprovinz. Siehe dazu Peter Hüttenberger, Nordrhein-
Westfalen und seine parlamentarische Demokratie, Siegburg 1973, S. 196ff. Wegen der Grün­
dung von Nordrhein-Westfalen hatte die KK bei ihrem Auftrag zur Beratung der Reorgani­
sierung der brit. Zone durch den SAL nur eine Diskussion über die Neugliederung der rest­
lichen Zone zugelassen. 



Deutsche Überlegungen zur Bildung der Bizone 213 

das Restgebiet der br i t ischen Zone i n e inem einzigen L a n d e zusammenzufassen m i t 
der Haup t s t ad t H a m b u r g , der als Hafens tadt von besonderer B e d e u t u n g gewisse Vor­
rech te bzw. Konzessionen gemach t w e r d e n m ü ß t e n 2 8 . E r sei sich der Wide r s t ände 
b e w u ß t , die dieser P lan , auch i n den Kreisen der e igenen Par te i , he rvorgerufen 
habe 2 9 . Aber e r hoffe zuversichtl ich, i n n e r h a l b de r Sozialdemokratischen P a r t e i e ine 
e inhei t l iche E ins te l lung zu dieser Frage zu erreichen3 0 . I n diesem Z u s a m m e n h a n g 
erklär te m i r D r . Schumacher , daß er für die L ä n d e r m i t s tarken Kompetenzen sei, 
u n d durchaus der M e i n u n g be i t re te , daß das künf t ige Reich n u r auf föderativer 
Grund lage aufgebaut werden könne . So sei er auch absolut dagegen, daß die gep lan ten 
Zentra ls te l len sich e inen e igenen Verwa l tungsun te rbau schüfen. Sie m ü ß t e n sich zur 

28 Schumacher, der in der 1. Sitzung des SAL zum Vorsitzenden des Ausschusses gewählt 
wurde, führte in der Sitzung vom 6./7. 8. 1946 aus: 

„Ich glaube, daß die Frage der Neugliederung Deutschlands und damit auch der britischen 
Zone überhaupt nicht unter dem Gesichtspunkt der bestehenden Verhältnisse gesehen werden 
darf, sondern gesehen werden muß unter dem dreifachen Gesichtspunkt der Erhaltung Ge­
samtdeutschlands, der Eingliederung in den Rahmen Europas und der Garantierung des Welt­
friedens. 

Wenn wir jetzt einmal die Projekte, die der Vergangenheit angehören, mit den Realitäten 
vergleichen, dann müssen wir sagen, daß in letzter Zeit eine neue Situation geschaffen worden 
ist, die nach unserer Meinung nicht reparabel ist, sondern deren Konsequenzen wir zu ziehen 
haben. Es ist uns von vornherein klar, daß eine Neugliederung Deutschlands nicht an den 
Zonengrenzen Halt machen kann und daß die Zonengrenze die endgültige Formung der ein­
zelnen Länder nicht bestimmen kann. Wir sind uns auch darüber klar, daß alle Projekte, die 
mit den Ideen der kleinen, der mittleren oder der verstärkten mittleren Länder operierten, 
heute der Vergangenheit angehören. Der Umstand, daß Rheinland und Westfalen zu einer 
politischen verwaltungsmäßigen Einheit zusammengeschweißt worden sind, übt seinen Ein­
fluß auf die Neugestaltung der britischen Zone aus und alle anderen Zonen überhaupt. Wir 
werden jetzt unausweichlich vor die Tatsache gestellt: Deutschland in eine beschränkte Anzahl 
von großen Ländern aufzuteilen, denn es ist ein unmöglicher Zustand, daß die ganze ökono­
mische Kraft der Nation in einem einzigen Lande konzentriert sein soll und keine anderen 
Länder von ähnlicher Größe existieren sollen. 

Um es glatt auszusprechen: Für uns in der britischen Zone ergibt sich meiner Meinung nach 
die Konsequenz, daß das gesamte Gebiet der britischen Zone, soweit es nicht zum Gebiet 
Rheinland-Westfalen — das mi t 12 1/2 Millionen mehr als die Hälfte der Einwohner dieser 
Zone umfaßt — gehört, zu einem einzigen Land zusammengeschlossen werden muß. Wenn wir 
das begriffen und die Notwendigkeiten erkannt haben, handelt es sich bloß noch um die Frage 
der Untergliederung der Großländer in Deutschland." (BT PA 1/289, 1. Sitzung des SAL vom 
6./7. 8. 1946, Wortprot., Bl. 3.) 

29 Innerhalb des SAL kamen Widerstände gegen den Plan Schumachers vor allem von den 
SPD-Mitgliedern MinPräs. Hinrich Wilhelm Kopf und von Adolph Schönfelder (stellv. Bürger­
meister von Hamburg). Kopf hatte sich außer für Nordrhein-Westfalen noch für die Bildung 
der Länder Niedersachsen und Schleswig-Holstein und die Beibehaltung der Sonderstellung 
von Hamburg und Bremen ausgesprochen; ein Vorschlag, der von der brit. MilReg. favorisiert 
wurde. 

30 Daß sich Schumacher mit seinem Vorschlag nicht durchsetzen konnte, zeigt sich daran, 
daß SPD-Mitglieder wie Kopf ihre Gutachten und Stellungnahmen aufrechterhielten. Bei 
der Abstimmung über die verschiedenen Gutachten und Stellungnahmen in der 7. Sitzung des 
ZB vom 18./20. 9. 1946 votierten 9 Mitglieder für das Gutachten Schumacher, während sich 
19 dagegen aussprachen. Für das Gutachten Kopf stimmten 16, 6 sprachen sich dagegen aus 
(BA Z 2 Anh./7, Bl. 3.) 
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D u r c h f ü h r u n g i h r e r Aufgaben der Mi t te lbehörde der L ä n d e r bedienen . Die P läne 
übe r die Schaffung solcher Mi t te lbehörden mi t den künf t igen L ä n d e r n der br i t ischen 
Zone seien bereits wei t gediehen. F ü r Dr . Schumacher ist es selbstverständlich, daß 
die Zent ra lbehörden n ich t i m luft leeren R a u m e schweben dürf ten . E ine politische 
Kontrolle sei u n b e d i n g t no twendig . Von der Bi ldung e iner Kontrol l instanz für alle 
Zen t r a l ämte r sei m a n jedoch abgekommen , da dies als ein Vorgriff auf die künf t ige 
Ges ta l tung der s taatsrechtl ichen Verhäl tnisse i m Reich ausgelegt w e r d e n könn te . Es 
we rde dahe r vorgeschlagen, für jede Zentralstel le e inen besonderen Beira t zu bi lden, 
dessen Mitgl ieder sich aus allen Kreisen der Abgeordne ten der Landespa r l amen te 
zusammense tzen sollten zuzüglich Sachverständiger . Zu über legen sei noch, ob diese 
e inzelnen Beiräte in i rgende ine r Weise zu koordinieren seien31. I n diesem Zusam­
m e n h a n g e r w ä h n t e D r . Schumacher , daß die Schaffung vorläufiger Volksver t re tungen 
i n den L ä n d e r n der br i t ischen Zone geplan t sei32! 

3 1 In einem Schreiben der Parteiführer Schumacher, Adenauer, Blücher und Reimann an 
die KK vom 13. 8. 1946 wurde auf die große Bedeutung der künftigen bizonalen Ämter hinge­
wiesen. Weiter führten sie aus: 

„Es ist daher wichtig, daß die Ämter das Vertrauen der Bevölkerung besitzen, das nur durch 
die Vertreter der politischen Parteien ausgedrückt werden kann. 

Daher sollten diese Ämter der Kontrolle eines überzonalen Ausschusses unterworfen werden, 
der sich zweckmäßig aus gewählten Vertretern der Landtage zusammensetzt. Es ist erwünscht, 
daß sich darunter die Chefs der Länder und Regierungen befinden." (BA Z 2 Anh./47, o. Bl.) 
- Weisser hatte in einem Memorandum mit dem Titel „Interzonale Einrichtungen" vom 
15. 8. 1946 ausgeführt, daß die neuen Ämter das Vertrauen der Bevölkerung genießen müßten 
und daß sie keine „Dunkelkammern" sein dürften. Er fährt weiter fort: „Aus diesen Gründen 
empfiehlt es sich, daß die beiden Besatzungsmächte die Vorschläge für die Organisation dieser 
Ämter von den Vorsitzenden der großen deutschen Parteien ausarbeiten lassen. Ebenso sollten 
die Führer der Parteien aufgefordert werden, geeignete Personen für die Leitung dieser Ämter 
vorzuschlagen. Die Parteien sollen solche Personen vorschlagen, die sowohl fachlich hervor­
ragend qualifiziert wie auch politisch erfahren sind und sich auf das Vertrauen weiter Volks­
kreise stützen können." (BA Z 1/27, Bl. 122.) - Für die Organisation der bizonalen Ämter 
schlug Weisser vor, für jedes einzelne Amt a) einen Aussschuß aus gewählten Mitgliedern der 
Landtage und b) einen Länderausschuß zu bilden, „dem Bevollmächtigte der Regierungen der 
Länder mit besonderen Erfahrungen auf wirtschaftspolitischem Gebiete angehören sollten" 
(ebenda). Weiterhin setzte er sich für eine Koordination und Kooperation der bizonalen Ämter 
zur „Verhütung von ,Ressort-Partikularismus"' ein (ebenda). - Ebenfalls am 15. 8. 1946 
einigten sich die „Fachvertreter" im ZB auf den Wortlaut eines Schreibens an die brit. KK 
betr. „Politische Kontrolle der geplanten Interzonalen Ämter" . Als Diskussionsgrundlage 
diente ihnen das Schreiben der Parteiführer vom 13. 8. 1946, mit dessen Inhalt sie überein­
stimmten. Sie führten u. a. aus: „Die Gliederung Deutschlands in mehrere Zonen hat be­
dauerlicherweise schon im ersten Jahr dazu geführt, daß die Verhältnisse und auch die ver­
fassungspolitischen Ansichten sich von Zone zu Zone auf deutscher Seite auseinanderentwickelt 
haben. Es ist daher notwendig, daß die beiden Militärregierungen zur Beratung über die Orga­
nisation der Interzonalen Ämter auf deutscher Seite sowohl Vertreter der Länder der ameri­
kanischen Zone wie Vertreter der Länder der britischen Zone heranziehen. Zweckmäßig würde 
dies in der Weise erfolgen, daß die berufenen Persönlichkeiten zu einer gemeinsamen Tagung 
zusammengerufen werden. Als berufen müssen in der Frage der politischen Kontrolle der 
Interzonalen Ämter in erster Linie die Vertreter der in den beiden Zonen tätigen Parteien ange­
sehen werden." (BA Z 1/27, Bl. 121.) 

32 Landtagswahlen fanden in den Ländern der brit. Zone erst am 20. 4. 1947 statt. Vorher 
bestanden in den einzelnen Ländern von der MilReg. ernannte Landtage. 
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Ich mach te darauf aufmerksam, daß die geplante Konst rukt ion i n den L ä n d e r n der 
amer ikanischen Zone ve rmut l i ch auf erhebl iche Widers tände stoßen werde , da sie den 
Einf luß der L ä n d e r auf die Poli t ik u n d die a l lgemeine adminis t ra t ive Arbei t der 
Zentrals te l len n ich t ausreichend sichere. Ich entwickel te die Idee , den L ä n d e r r a t 
bes tehen zu lassen u n d i h n u n t e r H inzu t r i t t der Regierungschefs der br i t ischen Zone 
zu e i n e m L ä n d e r r a t für beide Besatzungsgebiete zu e rwe i te rn , bis zu r D u r c h f ü h r u n g 
dieser Konst rukt ion ein Provisor ium zu schaffen, das die sofortige wirtschaftl iche Zu­
sammena rbe i t zwischen beiden Zonen sichere33. D a es zeitlich n ich t m e h r möglich war , 
diesen G e d a n k e n i m einzelnen durchzusprechen , ba t mich D r . Schumache r für den 
Fall , daß er mich a m Montag , den 19. 8. in H a m b u r g , wo er sich aufhal ten w ü r d e , 
n ich t m e h r antreffen sollte, ein Expose über die süddeutschen P läne zu hinter lassen. 
Das sandte ich i h m zu34. 

D e r von m i r angereg ten U n t e r r e d u n g m i t Minis terpräs ident D r . Maie r s t i m m t e 
Dr . Schumacher grundsätzl ich zu, doch erklär te er, in den nächs ten 10 T a g e n so 
besetzt zu sein, daß er re in zeitlich dieser E i n l a d u n g in der a l lernächsten Zeit n ich t 
en tsprechen könne . Ich g e w a n n jedoch den Eindruck , daß er zunächst aus politischen 
G r ü n d e n der U n t e r r e d u n g noch etwas ausweichen möchte . Ich schlug vor, H e r r n 
Minis terpräs ident D r . Maier anläßl ich der Si tzung des Parteiausschusses der S P D a m 
2 1 . u n d 22 . 8. i n F rank fu r t /Ma in Gelegenhe i t zu e iner U n t e r h a l t u n g zu geben. 
D r . Schumacher erklär te jedoch, daß er als Vorsitzender des Parteiausschusses so ge­
b u n d e n sei, daß er sich schwer für 1—2 S t u n d e n f re imachen könne . E r fügte jedoch 
h inzu , e r we rde n a c h S tu t tga r t k o m m e n , sobald er sich 1—2 Tage f re imachen könne . 
Ich ra te t ro tzdem, D r . Schumacher in F rankfu r t einfach aufzusuchen. Tagungsze i t 

3 3 Roßmann referiert hier verkürzt die Vorstellungen, wie sie in den hessischen „Vor­
schlägen für den organisatorischen Aufbau bei einer Vereinheitlichung von Besatzungsgebie­
ten" vom 4. 8. 1946 formuliert sind. Sie stammten von dem hessischen Staatssekretär Walter 
Strauß. 

Für die Bizone sollten ein Deutscher Länderrat und ein Deutscher Volksrat gebildet werden. 
Zum neuen Länderrat führten die Vorschläge aus: 

„Die Grundzüge des Stuttgarter Länderrats haben sich bewährt, als arbeitsfähig erwiesen 
und sind hinreichend elastisch, um einem politischen Gesamtaufbau nicht vorzugreifen. 

Daher wird vorgeschlagen, unter Aufhebung der bisherigen Zoneneinrichtungen mit der 
Bezeichnung ,Deutscher Länderrat ' ein Gebilde zu schaffen, das aus den Landesleitern der 
beteiligten deutschen Gebietskörperschaften besteht (Landespräsidenten, Ministerpräsidenten, 
Oberpräsidenten). [. . .] 

Die Zuständigkeiten wären die gleichen wie die des Stuttgarter Länderrats. Darüber hinaus 
wäre der Deutsche Länderrat zuständig: 

a) für Entgegennahme von Anordnungen des Kontrollrates und Stellungnahme auf Er­
suchen des Kontrollrates; 

b) für die Aufsicht, politische Lenkung und Koordinierung der Zentralverwaltungen." 
Der „Deutsche Volksrat", der nach den „Vorschlägen" erst nach Abschluß von Wahlen 

in allen Ländern konstituiert werden sollte, sollte sich aus Vertretern der einzelnen Landtage 
zusammensetzen. Ihm sollten folgende Befugnisse zukommen: 

„Der Deutsche Volksrat hätte neben dem Deutschen Länderrat über alle Abkommen und 
Gesamtvereinbarungen zwischen den beteiligten deutschen Ländern zu beschließen und zwar 
mit einfacher Stimmenmehrheit. 

Vor allem hätte er auch über alle Gesetze zu beschließen, die der Länderrat nach seiner 
eigenen Beschlußfassung im Deutschen Volksrat einzubringen und zu vertreten hä t te ." (BA 
Z 1/235, Bl. 92 und 95.) - Zu diesem Plan siehe Foelz-Schroeter, a .a .O., S. 66ff.) 

3 4 Siehe Dok. Nr. 4. 
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u n d Tagungso r t k a n n über das Landessekre tar ia t der S P D , S tu t tgar t , Silcherstr. 1 
(Landessekretär M a x D e n k e r ) erfragt w e rd en . 

A m Mi t twoch , den 2 8 . 8. findet in Göt t ingen eine Konferenz m a ß g e b e n d e r Mi t ­
gl ieder der S P D stat t , i n der die H a l t u n g der Sozialdemokratischen Pa r t e i zur Frage 
der Zonenve re in igung fixiert w e r d e n soll35. A n dieser Konferenz sollen aus der amer i ­
kanischen Zone u . a . t e i l n e h m e n : D r . Hoegner 3 6 , M ü n c h e n ; Ulrich3 7 , S t u t t g a r t ; 
D r . Brill38, Wiesbaden ; Häring 3 9 , Wiesbaden ; R o ß m a n n , S tu t tga r t . Ich g laube, es 
ist zweckmäßig , daß ich dieser E in l adung folge. 

z. Zt . H a m b u r g , den 19. Augus t 1946 gez. R o ß m a n n 

Dokument Nr. 2 

U n t e r r e d u n g mi t d e m Ers ten Bürgermeis te r der Hansas tadt H a m b u r g , H e r r n Petersen, 
a m 17. Augus t 1946 

Ich entwickel te H e r r n Bürgermeis te r Pe te rsen die Gedanken , die von süddeutscher 
Seite in der Frage der wirtschaft l ichen Zonenve re in igung vent i l ie r t w e r d e n u n d ba t 
i h n , seinen Einf luß ge l tend zu machen i n der R i c h t u n g e iner raschen Angle ichung 
der s taatsrechtl ichen Verhältnisse i n der br i t ischen Zone an die Verhältnisse der amer i ­
kanischen Zone. E r versprach mi r Un te r s tü t zung , ä u ß e r t e sich aber n i ch t konkre t . 
I ch ha t t e den Eindruck , daß er das P rob lem der wirtschaft l ichen Vere in igung beider 
Zonen noch n i ch t nach allen R i c h t u n g e n durchdach t ha t , u n d insbesondere auch n i ch t 
ausreichend u n t e r r i c h t e t w a r übe r die Absichten, die von D r . Schumacher u n d Ge­
nera lsekre tä r D r . Weisser i m Z u s a m m e n h a n g m i t den F ü h r e r n der g roßen Par te ien 
i n der br i t ischen Zone entwickel t worden sind40. D ie U n t e r h a l t u n g d reh te sich dahe r 
i m wesent l ichen u m die Schwier igkei ten u n d Sorgen, die die Lände rb i l dung in der 
br i t ischen Zone verursache . Pe tersen erklär te ähnl ich wie Schumacher , daß die Br i ten 
du rch die Schaffung des Landes Düsseldorf-Nord/Westfalen ein fait accompli ge­
schaffen hä t t en , das seine Auswi rkungen auf den rest l ichen Tei l der br i t ischen Zone 
habe . E r g laube jedoch n icht , daß sch l imme Absichten h i n t e r dieser Über raschung 
s tünden . I m Gegente i l , Eng land habe du rch diese rasche Bi ldung, i n die ja das R u h r ­
gebiet einbezogen sei, offenbar die Absicht gehabt , das Ruhrgeb i e t d e m Zugriff der 
Franzosen u n d ande ren , m i t d e m Gedanken der In te rna t iona l i s ie rung sympathis ieren­
den Kräften zu entziehen 4 1 . D e r P lan D r . Schumacher , die Restgebiete der br i t ischen 
Zone i n e inem L a n d e zusammenzufassen, habe auf den ers ten Blick Bestechendes 

35 Die Konferenz hat nicht stattgefunden, siehe Foelz-Schroeter, a .a .O., S. 190, Anm. 64. 
36 Wilhelm Hoegner, geb. 1887, seit September 1945 MinPräs. von Bayern. 
37 Fritz Ulrich, 1888-1969, seit September 1945 Innenminister von Württemberg-Baden. 
38 Hermann Brill, 1885-1959, 1945 MinPräs. von Thüringen (amerik. Besatzungsmacht), 

später Chief Consultant bei OMGUS Berlin, ab 1947 Staatssekretär und Leiter der Hessischen 
Staatskanzlei. 

39 Georg Häring, geb. 1885, seit November 1945 Minister für Ernährung und Landwirt­
schaft in Großhessen. 

40 Siehe Anm. 31. 
4 1 Zu den Gründen, die zur Bildung des Landes Nordrhein-Westfalen führten, siehe Hütten-

berger, a .a .O. , S. 196ff. 
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gehabt. So sei er zunächst dieser Faszinierung erlegen, während maßgebliche sozial­
demokratische Kreise Hamburgs dem Gedanken kritisch gegenüberstanden42. Inzwi­
schen, nachdem er etwas Zeit zur Überlegung gewonnen habe, hätte sich die Situation 
grundlegend verändert. Je mehr er darüber nachdenke, gelange er zu der Überzeu­
gung, daß Hamburg als Hafenstadt seine hundertjährige Selbständigkeit nicht ohne 
Weiteres preisgeben dürfe. Hamburg habe nicht nur deutsche Aufgaben, sondern 
europäische Aufgaben zu erfüllen, die besonders den Nordosten Europas betreffen. 
Alles komme darauf an, ob man einen Glauben an die Zukunft habe. In der Ver­
gangenheit sei Hamburg in der Lage gewesen, erhebliche Reichtümer anzusammeln, 
die es aber im wesentlichen immer verwendet habe zur Förderung und zum Ausbau 
seines großen Hafens. Wenn Hamburg in der Zukunft zu schwach sein werde, diese 
Aufgabe aus eigener Kraft zu erfüllen, so genüge die Unterstützung eines mehr oder 
weniger großen Landes nicht, es müsse dann an die Unterstützung durch das Gesamt­
reich appeliert werden. Auch dieser Gesichtspunkt spreche für die Erhaltung der 
Selbständigkeit43. Im übrigen bewege ihn ein starker Optimismus. Europa und die 
Welt werden auf Hamburg nicht verzichten können. Er glaube daher, daß Hamburg 
in Zukunft langsam aber sicher wieder so erstarken werde, um alles Notwendige selbst 
leisten zu können. Der Optimismus Petersens geht so weit, daß er glaubt, daß wir 
innerhalb von 2-3 Jahren in einem Warenüberfluß ertrinken werden und die Welt 
gezwungen sein werde, Deutschland Aufträge zu erteilen, um sich selbst einen erträg­
lichen Lebensstandard zu sichern. Er werde daher jetzt für die Aufrechterhaltung der 
Selbständigkeit Hamburgs eintreten und er glaube zuversichtlich, daß seitens der 
britischen Stellen Rechnung getragen werde. Herr Petersen verabschiedete sich mit 
der Bitte, Herrn Ministerpräsidenten Dr. Maier und Herrn Staatsrat Wittwer44 seine 
besten Empfehlungen zu übermitteln. 
Hamburg, den 19. August 1946 
Ro/Bu. gez. Roßmann 

42 Petersen hatte an der 1. Sitzung des SAL vom 6./7. 7. 1946 nicht teilgenommen. Als 
Vertreter Hamburgs war auf dieser Sitzung der stellvertretende Bürgermeister Adolph Schön­
felder (SPD) anwesend, der auf die grundsätzlichen Ausführungen Schumachers u. a. ant­
wortete: „Wenn gesagt wird: Hamburg ist das Tor der Welt Deutschlands, dann meine ich, 
muß das Tor auch an der Außengrenze dieses Landes liegen, Deutschlands liegen, des ganzen 
Gebietes liegen, und darf nicht erst von einem anderen Lande umgeben sein, um an dieses 
Tor der Welt gelangen zu können. Deshalb ist die Hauptsorge Hamburgs, daß eine Gestaltung 
in Deutschland vor sich gehen möge, die es ermöglicht, daß Hamburg immer an der Spitze 
dieses neuen Landes mitzureden hat." (BT PA 1/289, 1. Sitzung des SAL vom 6./7. 8. 1946, 
Wortprot., Bl. 11.) 

43 Diese Gedanken fanden im Gutachten der Hansestädte Hamburg und Bremen, das dem 
Plenum des ZB auf seiner 7. Sitzung vom 18./20. 9. 1946 vorgelegt wurde, ihren Niederschlag: 
„Die Hansestädte Hamburg und Bremen haben als Stadtstaaten innerhalb Deutschlands eine 
Sonderstellung, denn die Aufgabe, die ihnen obliegt, erfüllen sie für alle deutschen Länder als 
Treuhänder der Gesamtheit. Ihnen kommt überdies besondere internationale Bedeutung zu, 
denn sie sind durch ihre Schiffahrt und ihren Handel in der ganzen Welt bekannt und ange­
sehen; sie haben zahlreiche Verbindungen mit dem Ausland und können in hervorragendem 
Maße dazu beitragen, die zerrissenen Fäden mit den anderen Völkern wiederanzuknüpfen. 
Diese Sonderstellung in Deutschland und ihre internationale Bedeutung haben sich die Hanse­
städte als reichsunmittelbare Stadtstaaten errungen. Die Reichsunmittelbarkeit muß ihnen 
auch jetzt erhalten bleiben, um allen deutschen Ländern nach ihren Bedürfnissen gleichmäßig 
dienen zu können," (BT PA 1/290, o. Bl.) 

44 Konrad Wittwer, geb. 1903, seit 1945 Staatsrat im Staatsministerium für Württemberg-
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Dokument Nr. 3 

U n t e r r e d u n g m i t d e m Genera lsekre tär des Zonenbeira tes D r . Weisser a m 18. Augus t 
1946 in H a m b u r g 

D r . Weisser erklär te mir , daß die Z u s a m m e n k u n f t der Wir tschaf tsver t re ter beider 
Zonen i n M i n d e n plötzlich von der Nachr ich t über rasch t worden sei, daß von amer i ­
kanischer Seite die wirtschaftl iche Zusammenfassung beider Zonen m i t g roßer Eile 
be t r i eben werde4 5 . I n diesem Z u s a m m e n h a n g habe er m e i n e Abwesenhei t auße r ­
ordent l ich bedauer t . D ie Frage der wirtschaft l ichen Z u s a m m e n a r b e i t beider Zonen 
habe begreifl icherweise i m M i t t e l p u n k t inoffizieller Besprechungen ges tanden, an 
denen sich von amer ikanischer Seite vor a l lem betei l igt h ä t t e n H e r r D r . Brodnitz46 , 
von englischer Seite H e r r D r . F r i e d m a n n 4 ' , von deutscher Seite der gr.-hessische 
Wir tschaf tsminis ter D r . Muel ler 4 8 u n d H e r r von Maltzan4 9 vom Lände r r a t . 

Von den g e n a n n t e n H e r r e n sei er aufgefordert worden , seine M e i n u n g zu sagen, 
der er i m a l lgemeinen Ausdruck gegeben habe , daß es das Entsche idende sei, daß die 
Zen t r a l ämte r n i ch t i n der Lu f t h ä n g e n dürf ten , sondern e iner polit ischen Kontrolle 
zu u n t e r w e r f e n seien50 . H e r r von Mal tzan habe hierzu erklär t , er hal te eine solche 
Kontrolle für überflüssig, da es sich n u r u m technische Ä m t e r hande le . Mue l l e r Gr.-
Hessen habe jedoch den Gedanken der Kontrolle un te r s tü tz t . I n der En twick lung z u m 
völligen Zusammensch luß der beiden Zonen habe er, Weisser , dre i Phasen en t ­
wickel t : 

Baden, seit Juni 1946 Bevollmächtigter von Württemberg-Baden beim Sekretariat des Län­
derrats. 

45 Am 9. 8. 1946 fand in Minden eine Interzonenkonferenz über wirtschaftspolitische The­
men statt (Warenaustausch für das 4. Quartal, Organisations- und Verfahrensfragen, Post-
und Reiseverkehr, Angleichung der Eisenbewirtschaftung, Fragen der Preisbildung, wirt­
schaftsrechtliche Fragen). An der Konferenz nahmen zahlreiche Vertreter der angelsächsi­
schen Militärregierungen und ca. 80 Persönlichkeiten aus der britischen und amerikanischen 
Zone teil, darunter die Leiter der Zentralämter der britischen Zone, Viktor Agartz und Hans 
Schlange-Schöningen, und die Wirtschaftsminister der Länder der amerikanischen Zone, 
Ludwig Erhard (Bayern), Rudolf Mueller (Großhessen) und Heinrich Köhler (Württemberg-
Baden) teil. Kurzprot. mit Anlagen in BA Z 1-447, Bl. 109-117. 

46 Otto W. Brodnitz, OMGUS Berlin. 
47 Wolfgang Friedmann, geb. 1907, 1944-1947 Mitglied von SHEAF und der britischen 

Kontrollkommission. Vgl. Abraham Frowein, Erinnerungen an seine Tätigkeit im Deutschen 
Wirtschaftsrat bei der Britischen Kontrollkommission in Minden, hrsg. und bearb. von Walter 
Vogel, Boppard 1968, S. 44, Anm. 46. 

48 Rudolf Mueller, geb. 1904, seit Ende Oktober 1945 Wirtschaftsminister in Großhessen, 
wurde am 29. 9. 1946 vom Verwaltungsrat für Wirtschaft zu seinem Vorsitzenden gewählt. 
Zu seiner Absetzung durch Mißtrauensvotum am 16. 1. 1937 siehe Gimbel, a .a .O., S. 161 f. 

49 Frh. Vollrath von Maltzan, 1899-1967, seit Juni 1946 Beauftragter für Interzonen- und 
Außenhandel des Länderrats. 

50 Seine Ausführungen in Minden stimmen - mi t Ausnahme des Teils über die Auflösung 
von LR und ZB (siehe Anm. 51) - fast wörtlich mit seinem Memorandum vom 15. 8. 1946 
(siehe Anm. 31) überein. Aufzeichnung seiner Ausführungen in BA Z 2 Anh./47, o.Bl., wo 
es heißt, daß er den Vorschlag „in einer persönlichen, informellen Unterhaltung bei Gelegen­
heit der interzonalen Wirtschaftskonferenz in Minden" gemacht habe. Seine Gesprächs­
partner werden in der Aufzeichnung nicht genannt. 
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1. P h a s e : Schaffung eines in te rpar lamenta r i schen Ausschusses, gebi ldet aus Mi t ­
gl iedern der Land tage , Bi ldung eines Länderausschusses, ve r t r e t en durch Reg ie rungs ­
ver t re te r der Lände r r eg i e rungen , Schaffung e iner Koordinationsstelle. 

2 . P h a s e : die insbesondere von Muel le r Gr . -Hessen un te r s tü t z t worden sei. E n t b e h r ­
l ichkeit der Sondere in r ich tungen der Zonen, also Auflösung des Lände r r a t s u n d des 
Zonenbeira ts . 

3. P h a s e : Schaffung eines in te rpar lamenta r i schen Organes , ähnl ich d e m Organ des 
Länder ra tes für beide Zonen. 

Die Auflösung des Länder ra t e s u n d des Zonenbeira tes habe er schließlich schweren 
Herzens bei der E in r e i chung der Vorschläge an die bri t ischen Mitgl ieder des Kontrol l­
rates fortgelassen, u m keine Mißvers tändnisse u n d V e r s t i m m u n g e n a u f k o m m e n zu 
lassen5 1 u n d weil die beidersei t igen Generä le dies n ich t wünschen 5 2 . Die von i h m ent ­
wickel ten P l ä n e h ä t t e n die Z u s t i m m u n g der Frakt ion der S P D i m Zonenbe i ra t ge -

51 In den Ausführungen anläßlich der Mindener Konferenz vom 9. 8. 1946 machte Weisser 
folgenden Vorschlag, der in seinem Memorandum vom 15. 8. 1946 (siehe Anm. 31) fehlt: 

„Es wird angenommen, daß die beiden Besatzungsmächte aus der natürlichen Entwicklung 
der Tatsachen heraus die Zusammenarbeit der deutschen Stellen beider Zonen immer um­
fassender und intensiver gestalten werden. Das würde dazu führen, daß die für die beiden Zonen 
bestehenden zentralen Institutionen Zonenbeirat und Länderrat viel von ihrer praktischen Be­
deutung verlieren würden. Andererseits werden vermutlich beide Besatzungsmächte für die 
Dauer Wer t auf die Tätigkeit eines zonalen deutschen Beratungsorgans für Fragen von erheb­
licher politischer Bedeutung legen. 

Für diese Phase der Entwicklung wird folgendes vorgeschlagen: 
a) Länderrat und Zonenbeirat werden aufgelöst. 
b) Aus den Landtagen der Länder beider Zonen wird ein Interparlamentarischer Ausschuß 

gebildet, dem außer den Führern der Parteien nicht mehr nur [. . .] wirtschaftspolitisch. 
sachverständige Parlamentarier, sondern auch Parlamentarier mit Spezialkenntnissen 
auf allen anderen Gebieten der Verwaltung angehören. [. . .] 

c) Aus den Regierungen der Länder wird ein Länderausschuß gebildet, dem Bevollmächtigte 
nicht nur für wirtschaftliche Fragen, sondern auch für sonstige Fragen der Verwaltung 
angehören. [. . .] 

d) Zur Beratung jeder der beiden Besatzungsmächte treten die Mitglieder der beiden Aus­
schüsse — je nach dem Wohnsitz in der britischen oder der amerikanischen Zone — zu 
einem ,Zonenrat der britischen Zone' und einem ,Zonenrat der amerikanischen Zone' zu­
sammen. 

e) Die bestehenden Apparate des jetzigen Zonenbeirats und jetzigen Länderrats werden teils 
auf die Ausschüsse gemäß b und c, teils auf die beiden Zonenräte überführt." (BA Z 2 
Anh./47, o.Bl.) 

52 In der 11. Sitzung des LR vom 6. 8. 1946, in der Clay die Entscheidung der angelsächsi­
schen Regierungen zur Bildung der Bizone bekannt gab, führte er aus: „Ich möchte Sie jedoch 
davon unterrichten, daß die wirtschaftliche Einigung unserer beiden Zonen in einer Weise 
durchgeführt werden wird, daß die politische Struktur, wie sie jetzt in der Zone der Vereinig­
ten Staaten besteht, nicht beeinträchtigt wird." (BA Z 1/188, Bl. 59.) — Für eine Beibehaltung 
der zonalen Institutionen sprach sich auch Robertson aus, so in der 6. Sitzung des ZB vom 
14./15. 8. 1946: 

„Einige Probleme, die sich bei dieser Neuordnung ergeben, sind die großen Verschieden­
heiten der britischen und amerikanischen Zone bezüglich der Verwaltung. Wie das britische 
Beispiel ist, wissen Sie. In der amerikanischen Zone sind die Regierungsgewalten zum großen 
Teil dezentralisiert im Länderrat. Und General Clay ist sehr darauf bedacht, daß dieser neue 
Plan den Länderrat nicht beeinflussen dürfte. Ich habe mir ein Vergnügen daraus gemacht, ihm 
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funden, ebenso die Zustimmung der Fachvertreter des Zonenbeirates (Regierungs­
chefs und deren Vertreter)53. Generalsekretär Agartz54 habe sich gegen seine Vor­
schläge geäußert, weil seine Zentralämter auf tägliche Zusammenarbeit angewiesen 
seien und sich einem schwerfälligen Ausschuß nicht unterwerfen könnten. Minister 
Dr. Grimme55 habe sich für die Grundgedanken seiner Vorschläge ausgesprochen56. 
Eine Zusammenkunft der Führer der großen Parteien in der britischen Zone habe 
sich gleichfalls auf das von ihm entwickelte Programm festgelegt57. In einer zweiten 
Sitzung der Fachvertreter sei dann ein endgültiges Ergebnis erzielt worden. Man habe 
auf den allgemeinen Ausschuß verzichtet und sich darauf geeinigt, daß jedes Amt einen 
interparlamentarischen Ausschuß und einen Länderausschuß erhalte58. Durch den 
Länderausschuß, der allerdings nur beratende Funktion haben dürfe, habe man der 
süddeutschen Seite goldene Brücken bauen wollen. Selbstverständlich würden auch 
die leitenden Positionen in den neuen Ämtern paritätisch besetzt werden. 

Seine Vorschläge, die ich mit ihm in allen Einzelheiten besprach, sind aus den An­
lagen ersichtlich59. Ich ließ Dr. Weisser nicht im Zweifel darüber, daß diese Vorschläge 
nicht auf besondere Gegenliebe auf süddeutscher Seite stoßen würden. Ich klärte ihn 
dahin auf, daß niemand, außer den Ministerpräsidenten, verbindliche Ansichten in 
dieser Frage zu äußern hätte. Ich gab meinem Bedauern darüber Ausdruck, daß eine 
vorzeitige Festlegung gegenüber der englischen Militärregierung erfolgt sei. Nach 
meiner Ansicht wäre es besser gewesen, wenn vor Abgabe einer Erklärung, gegen­
über der englischen Militärregierung eine Fühlungnahme mit dem Süden zwecks 
Herbeiführung einer gemeinsamen Plattform stattgefunden hätte. In der Unter­
haltung entwickelte ich die Gedanken, die in dem Expose für Dr. Schumacher ent­
halten sind60. Dr. Weisser hält diese Gedanken für abwegig. Nach seiner Meinung 
führen sie fort vom Reich und lassen höchstens den Weg zu einem Staatenbund, nicht 
aber den Weg zu einem Bundesstaat offen. Wir seien zu sehr geneigt, uns mit der 
toleranten Praxis der amerikanischen Militärregierung abzufinden, die aber nicht 

zu erklären, daß ich nicht die Absicht und den Wunsch hätte, mich in seine Angelegenheiten 
zu mischen, solange er nicht die Absicht und den Wunsch hat, sich in meine Angelegen­
heiten zu mischen. 

Insofern glaubt er, daß er ein gutes System ausgearbeitet hat. Es ist ihm lieb geworden. 
Mir ist unser System auch lieb geworden. In dieser Beziehung bin ich sicher, daß sich keine 
Schwierigkeiten ergeben, sicherlich nicht in der nächsten Zukunft." (BA Z 2 Anh./6, Bl. 131.) 

53 Bei den „Fachvertretern" im ZB handelt es sich nicht um die „Regierungschefs und 
ihre Vertreter", sondern um von der britischen MilReg. ernannte Vertreter für bestimmte 
Sachgebiete. Der gesamte ZB setzte sich aus ernannten Vertretern zusammen. Diese „Frak­
tion" bestand aus 10 Persönlichkeiten, von denen einige, wie z. B. Viktor Agartz (ZAW) und 
Hans Schlange-Schöningen (ZEL), Leiter von Zentralämtern waren. 

54 Viktor Agartz, 1897-1964, 1946 Generalsekretär des Deutschen Wirtschaftsrates für die 
brit. Zone, Leiter des ZAW, 1947 Leiter des Verwaltungsamtes für Wirtschaft. 

55 Adolf Grimme, 1899-1963, Vertreter des Sachgebiets „Erziehung" im ZB, ab 23. 8. 
1946 Minister für Volksbildung, Kunst und Wissenschaft des Landes Hannover. 

56 Viktor Agartz und Adolf Grimme haben das Schreiben der „Fachvertreter" des ZB vom 
15. 8. 1946 (siehe Anm. 31) nicht unterzeichnet. 

57 Schreiben von Schumacher, Adenauer, Blücher und Reimann an die K.K. vom 13. 8. 1946 
(siehe Anm. 31). 

58 Siehe Anm. 31, 50 und 51. 
59 Die erwähnten Anlagen hegen den Dokumenten nicht bei, sind jedoch an anderen Stellen 

in BA Z 1 und Z 2 Anh. vorhanden. Siehe Anm. 31, 50 und 51. 
60 Siehe Dok. Nr. 4. 
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selbstlosen Motiven entspringe, hinter der sich vielmehr nach seiner Meinung die 
Absicht verberge, den Zusammenschluß der deutschen Länder zu erschweren. 

Am nächsten Tage hat Dr. Weisser seine Erklärung etwas abgeschwächt. Er ver­
sicherte mir, es sei keine vorzeitige Festlegung beabsichtigt. Es handele sich nur um 
unverbindliche Vorschläge, über die sich selbstverständlich reden lasse. 
Hamburg, den 19. August 1946 
Ro/Bu. 

Dokument Nr. 4 

Abschrift! 

Erich Roßmann Hamburg, den 19. August 1946 

z. Zt. Hamburg Ro/Bu. 

Herrn 
Dr. Kurt Schumacher 
z. Zt. Hamburg 

Verehrter Freund, 
in der Unterredung, die am 17. 8. zwischen Ihnen und mir über die Frage der wirt­
schaftlichen Vereinigung der amerikanischen und englischen Besatzungszone gepflo­
gen worden ist61, baten Sie mich, Ihnen ein Expose über dieses wichtige Problem zu 
erstatten, das gegenwärtig die öffentliche Meinung in beiden Zonen in besonderem 
Maße bewegt. 

Ihrem Wunsche komme ich hiermit nach, wobei ich jedoch bemerke, daß es sich 
bei den von mir entwickelten Gedanken nicht um eine amtliche Stellungnahme, 
sondern um meine persönliche Meinung handelt, auch wenn sie sich weitgehend mit 
den Auffassungen deckt, die von [den im] Länderrat des amerikanischen Besatzungs­
gebietes vereinigten Ländern vertreten werden. 

I. 

Der Länderrat, vor beinahe einem Jahr als ein tastender Versuch mit ungewissen 
Aussichten und zunächst beschränkten Kompetenzen entstanden, hat seine Bewäh­
rungsprobe bestanden. Er genießt sowohl bei der Besatzungsmacht als auch in der 
süddeutschen Bevölkerung Anerkennung und wachsende Sympathien. Dieses Posi-
tivum verdankt er dem Umstande, daß er keine große Konstruktion im luftleeren 
Raume war, sondern zu Beginn kaum mehr als ein Samenkorn, das die Besatzungs­
macht in den staatsrechtlich noch nicht aufgelockerten Boden der süddeutschen 
Länder legte. In einer organischen Entwicklung ist er dann ziemlich rasch von unten 
nach oben gewachsen62. Gewiß ist der Länderrat seiner staatsrechtlichen und poli-

61 Siehe Dok. Nr. 1. 
62 Zur Geschichte des Länderrats siehe Lia Härtel, a.a.O.,; Walter Vogel, Westdeutsch-
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t ischen N a t u r nach der vere in te Wil le der drei Minis terpräs identen , was leicht zu der 
M e i n u n g führen könn te , er sei Organ e iner au tor i tä ren Reg ie rungsmethode . 

Nichts wäre indessen falscher als das. Die Minis terpräs identen der süddeutschen 
L ä n d e r fühlen sich n ich t n u r als Exponen ten der Demokra t i e , sondern sie hande ln 
auch danach, ja sie k ö n n e n i m R a h m e n ihres Wi rkens noch gar n ich t anders hande ln . 
D e n n u m sie vollzieht sich u n t e r der Fö rde rung der Besatzungsmacht u n d u n t e r i h re r 
e igenen F ö r d e r u n g das öffentliche L e b e n in wachsendem M a ß e u n t e r deutscher Ver­
a n t w o r t u n g nach demokrat ischen Pr inzipien. I n j edem Dorfe der amer ikanischen 
Zone gibt es h e u t e schon eine zivile Autor i tä t , die auf diesen Pr inzipien b e r u h t . Die 
verfassunggebenden Landesve r sammlungen sind gewählt6 3 u n d versehen n e b e n i h r e r 
offiziellen Aufgabe, die Verfassung vorzubere i ten , auch die Funk t ion der vorläufigen 
Volksver t re tung. Die Schaffung der verfassungsmäßigen Volksver t re tung s teht bevor, 
wobei ich den Skeptizismus n ich t tei le, den Sie m i r gegenüber in dieser Frage z u m 
Ausdruck gebracht haben . D e r Einf luß e iner i m demokrat ischen Geiste geführ ten 
Presse, m i t der der L ä n d e r r a t eine ständige F ü h l u n g u n t e r h ä l t , k o m m t hinzu6 4 . So 
r u h t [sic] der Lände r r a t , auch w e n n er e iner u n m i t t e l b a r e n par lamentar i sch-demo­
krat ischen Kontrolle noch e n t b e h r e n m u ß , selbst w e n n er woll te , weder i m Ganzen 
noch den L ä n d e r n gegenüber au tor i tä r oder gar diktatorisch reg ieren . Sein Wesen 
ist Föderal ismus u n d Koordinat ion. Beide sind Kinder demokrat ischen Geistes65. 

Gegenübe r den g roßen Aufgaben, die i h r e m W e s e n nach n u r in g roßen terr i tor ia-

land 1945—1950, Der Aufbau von Verfassungs- und Verwaltungseinrichtungen über den Län­
dern der drei westlichen Besatzungszonen, Teil I, Koblenz 1956, S. 57ff.; Conrad F. Latour 
und Thilo Vogelsang, a .a .O. , S. 120 ff. und Foelz-Schroeter, a .a .O., S. 21 f. und 25 ff. 

63 Die Wahlen zu den Verfassunggebenden Versammlungen der drei Länder der amerikani­
schen Zone fanden am 30. 6. 1946 statt. 

64 Die Zulassung der Presse zu den Sitzungen des LR geschah aufgrund nachhaltigen 
Drängens von James K. Pollock, dem Leiter des RGCO. Reinhold Maier führte auf der 5. Sit­
zung des LR vom 5. 2. 1946 aus: „Ich glaube, es wird niemand dem widersprechen, daß es an 
und für sich deutsche Auffassung ist, daß in solchen Zusammenkünften, in solchen Gremien 
wie z. B. der Länderrat, für den wir ja Parallelen haben im früheren deutschen Bundesrat, 
im Reichsrat und anderen Gremien, diese Verhandlungen nicht ohne weiteres öffentlich sind 
und daß wir an und für sich hier die Presse nicht gewohnt sind. Andererseits möchten wir der 
deutschen Presse die Mitwirkung zugestehen, wobei wir uns selbstverständlich vorbehalten 
müssen, daß gewisse Dinge, die in ihrer ganzen Planung noch nicht völlig spruchreif sind, wo 
die Ansichten noch nicht geklärt sind, auch in nichtöffentlichen Sitzungen erörtert werden 
müssen, wofür ja die Presse durchaus ein Verständnis besitzen wird. Ich darf aber bemerken, 
daß wir, obwohl nun der Presseberichterstattung keine Schranken auferlegt sind, natürlich 
bitten, daß mit der nötigen Behutsamkeit und Vorsicht berichtet wird." (BA Z 1/187, Bl. 36 f.) 
— Zu den Sitzungen des ZB war die Presse nicht zugelassen. 

65 So z. B. auch Reinhold Maier in der ao. Sitzung des LR vom 5. 11. 1946 („Jubiläums­
sitzung" zum einjährigen Bestehen des LR): „Niemand kann uns das Zeugnis versagen, daß 
wir im Rahmen der Gesamtverhältnisse eine demokratisch vollwertige Gesamtleistung im 
Länderrat vollbracht haben. Das Erfordernis der Einstimmigkeit der Beschlüsse hat uns zu 
jener streng demokratischen Methode gezwungen, welche ein Charakteristikum der Länder­
ratsarbeit geworden ist. Mit dem Mittel der Stimmenmehrheit hätte sich eine Verfahrens­
weise herausgebildet, welche äußerlich gesehen zwar den Anschein der Demokratie für sich 
in Anspruch hätte nehmen können, welche aber durch ein Überstimmen des anderen, durch 
einfaches Hinweggehen über den Standpunkt eines Beteiligten, durch Abschneiden seiner 
Einwendungen einen wesentlich geringeren Gehalt an echter und wirklicher Demokratie auf­
zuweisen hätte, als das dem Länderrat aufgezwungene Verfahren, durch Überzeugen und 
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len Räumen befriedigend geregelt werden können, hat sich im Länderrat gewiß 
manchmal eine retardierende, aber historisch durchaus verständliche Tendenz be­
merkbar gemacht, aber schließlich hat er sich allen solchen Aufgaben gewachsen ge­
zeigt, die an ihn herantraten66. Solche Aufgaben, die ihrer Natur nach, und besonders 
auch vom sozialistischen Blickpunkt her, der Weiträumigkeit bedürfen, waren die 
Fragen der Wirtschaft, der Ernährung, des Verkehrs- und des Nachrichtenwesens. 

Praktisch bestehen auf allen diesen Gebieten in der US-Zone bereits Zentralstellen. 
Diese Zentralstellen sind jedoch ohne Ausnahme dem Länderrat unterstellt, von dem 
sie über den Generalsekretär Weisungen erhalten und politisch kontrolliert werden67. 
Anders gerichtete Tendenzen, die sich gelegentlich auch innerhalb des Länderrates, 
wenn auch aus anderen Motiven als man ihnen im Norden begegnet, bemerkbar 
machten, bin ich stets entgegengetreten, weil ich es für ein Unglück halten würde, 
wenn solchen Zentralstellen die Möglichkeit gegeben würde, ein Eigenleben zu ent­
wickeln, das früher oder später mit den Grundsätzen der Demokratie in Widerspruch 
geraten müßte. Ich würde es geradezu für eine Gefährdung des Reichsgedankens 
halten, wenn sich die Weiterentwicklung der staatsrechtlichen Verhältnisse Deutsch­
lands in anderer Weise vollziehen würde, als wir sie im Länderrat vorgelebt haben. 
Wir können das Reich in föderativem Geiste aufbauen oder wir können es überhaupt 
nicht aufbauen. Haben wir den großen Erfolg der Wiederherstellung der Reichsein­
heit erreicht, so dürfen wir alles weitere getrost dem Schwergewicht der politischen 
und wirtschaftlichen Notwendigkeiten überlassen, das der Zentralgewalt in allen 
Staaten mit demokratisch-föderativem Unterbau das Erforderliche gegeben hat. 

Die Anerkennung der Wirksamkeit des Länderrats durch die Besatzungsmacht 
kann sich nicht besser ausdrücken als in der Tatsache, daß sich die Besatzungsmacht 
mehr und mehr auf eine allgemeine Überwachungstätigkeit zurückgezogen hat, eine 
direkte Einmischung in die deutschen Angelegenheiten nur dann Platz greifen läßt, 
wenn es sich um die Fragen der großen alliierten Politik handelt. In allen anderen 
Fragen hat die Besatzungsmacht die Tätigkeit der deutschen Stellen innerhalb des 
Länderrats weitestgehend verselbständigt und die Verantwortung unmittelbar in 
deutsche Hände gelegt68. Diese Selbständigkeit auf demokratischer Grundlage ist das 
große Ziel der amerikanischen Besatzungsmacht, das sie Schritt für Schritt konsequent 
verwirklicht. Eine unmittelbare parlamentarische Überwachung des Länderrates 
kann nicht Platz greifen, weil damit der Eindruck entstehen würde, als wolle der 
künftigen politischen Gestaltung des Reiches irgendwie vorgegriffen werden. Sehr 
wohl aber können die Ministerpräsidenten als die Träger des Länderrates von ihren 
Parlamenten kontrolliert und überwacht werden. Den Parlamenten könnte bis zur 
endgültigen Verwirklichung der Reichseinheit eine Art Vorschlags- und Verwerfungs­
recht eingeräumt werden. 

Überzeugtwerden zu einer Einigung zu gelangen." (BA Z 1/188, Bl. 364.) — Zur Interpretation 
des Selbstverständnisses des LR siehe Foelz-Schroeter, a.a.O., S. 38f. 

66 So kam es z. B. im LR um die von der amerik. MilReg. gewünschte Stärkung der Befug­
nisse des Generalsekretariats zu Auseinandersetzungen zwischen Bayern und den übrigen Part­
nern. Ebenso bei der Frage der Verteilung der Flüchtlinge, der Organisation der Eisenbahn 
in der amerik. Zone u.a.m. Der 1975 erscheinende 1. Band der Edition „Akten zur Vorge­
schichte der Bundesrepublik Deutschland" wird zu den Auseinandersetzungen im LR zahl­
reiches Material liefern. 

67 Es gab im LR folgende Sonderbevollmächtigte und Beauftragte: 1. den Sonderberbevoll-
mächtigten für Ernährung und Landwirtschaft, 2. den Beauftragten für Preisbildung und 
Preisüberwachung und 3. den Beauftragten für Interzonen- und Außenhandel. 

68 Siehe zu diesem Problem Härtel, a.a.O., S. 31 ff. 
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Die Länder des amerikanischen Besatzungsgebietes sind im Einklang mit den Auf­
fassungen der Besatzungsmacht nach meinen Beobachtungen nicht geneigt, das be­
währte Instrument des Länderrates aufzugeben, bevor sie nicht wissen, welche neue 
und bessere Form an seine Stelle gesetzt werden kann68. 

II . 

In welcher neuen, für beide Zonen gedachten Form könnte der Länderrat aufgehen? 
Das ist die Frage, die die öffentliche Meinung beider Zonen gegenwärtig stark be­
schäftigt. Diese neue Form können unmöglich die Staatssekretariate sein, wie sie das 
Potsdamer Protokoll vorsieht70. In der Atmosphäre, in der das Potsdamer Protokoll 
entstanden ist, war wohl daran gedacht worden, die in nächster Zukunft vorgesehenen 
Staatssekretäre zunächst der unmittelbaren Aufsicht des Kontrollrates zu unterstellen, 
woran die französische Regierung heute noch denkt, obwohl die Situation von 1946 
bereits eine ganz andere ist als die von 1945. Die Verwirklichung dieses Gedankens 
würde vom Blickfeld der amerikanischen Zone aus, in der die deutsche Selbständigkeit 
in einer einjährigen Entwicklung weit fortgeschritten ist, einen schweren Rückschritt 
bedeuten, dem die süddeutschen Länder freiwillig niemals zustimmen würden. In 
gewissem Sinne gilt dies auch für die englische Zone, in der die Besatzungsmacht, 
wenngleich sie von ihren Zuständigkeiten grundsätzlich noch nichts an deutsche Stel­
len abgetreten hat71, im Zonenbeirat ein deutsches Gremium schuf, das nicht unbe­
deutende Möglichkeiten besitzt, den Lauf der Dinge im deutschen Sinne zu beein­
flussen. Auch die Idee, die Ihnen vorschwebt, auf dem Wege über die Bildung von 
Beiräten für jede Zentralinstanz der Entwicklung eines Eigenlebens und imperialisti­
scher Tendenzen innerhalb der Zentralstellen vorzubeugen, erscheint mir selbst dann 
nicht als ausreichend, wenn es gelingt, den Zentralstellen den eigenen Unterbau zu 
versagen und sie beim Vollzug ihrer Aufgabe auf die Mittelbehörden der Länder zu 
verweisen72. 

Nach süddeutscher Auffassung kann es keinen anderen Weg geben als innerhalb 
der britischen Zone den Vorsprung in einem beschleunigten Tempo aufzuholen, den 
die US-Zone sowohl in staatsrechtlicher Beziehung als auch hinsichtlich der deutschen 
Zuständigkeiten besitzt. Rasche und endgültige Bildung der Länder im britischen 
Besatzungsgebiet, Festlegung ihrer Kompetenzen, die, worin ich mit Ihnen über­
einstimme, möglichst bedeutend sein und nicht hinter denen der süddeutschen Länder 
zurückbleiben sollten, Übertragung der Befugnisse der Besatzungsmacht an deutsche 
Stellen in dem Umfange, wie es in der US-Zone bereits Tatsache ist, scheinen mir 
daher Aufgaben von größter Vordringlichkeit zu sein73. 

69 Siehe dazu z. B. die Äußerungen Clays in Anm. 52. 
70 Potsdamer Protokoll A 9 IV. - Siehe zu den Staatssekretariaten: Thilo Vogelsang, Die 

Bemühungen um eine deutsche Zentralverwaltung 1945/46, in dieser Zeitschrift 18 (1970), 
S. 510-528. 

71 Während der ZB nur ein beratendes Organ der brit. MilReg. gewesen war, hatten die 
Zentralämter der britischen Zone eingeschränkte Exekutivbefugnisse. Siehe z. B. für das 
Gebiet der Ernährung die „Food and Agriculture Instruction No. 108" vom 10. 7. 1946 betr. 
Übertragung der Exekutive auf das Zentralamt für Ernährung und Landwirtschaft in der 
britischen Zone, abgedruckt bei Rohrbach, a.a.O., S. 299. 

72 Siehe oben, Anm. 31, 50 und 51. 
73 Durch VO Nr. 57 „Befugnisse der Länder in der britischen Zone" (Abl. d. brit. MilReg., 

S. 344) wurde die Zuständigkeit der Länder in der brit. Zone geregelt. Dabei verblieb jedoch 
die Mehrzahl der Zuständigkeiten bei der brit. Mil.-Reg. 



Deutsche Überlegungen zur Bildung der Bizone 225 

I I I . 

Ich bin mir bewußt, daß die wünschenswerte Angleichung der staatsrechtlichen 
Verhältnisse der britischen Zone an die gleichen Verhältnisse der amerikanischen 
Zone auch bei einer stark forcierten Tätigkeit nach dieser Richtung noch Monate in 
Anspruch nehmen wird. Ist die Angleichung aber vollendet, so wäre der Länderrat 
durch Hinzutritt der Regierungschefs der britischen Zone zu einem Instrument für 
beide Zonen auszubauen. Ihm wären die Zentralbehörden zu unterstellen, von ihm 
hätten sie Weisungen entgegenzunehmen. Ich bin mit klar darüber, daß dann die 
Einstimmigkeit fallen muß, die gegenwärtig im Länderrat Voraussetzung für das 
Zustandekommen rechtskräftiger Beschlüsse ist. Die Konstruktion des neuen Instru­
mentes müßte so elastisch sein, daß den anderen Zonen der Beitritt leicht fällt und 
der Vorwurf nicht aufkommen kann, als werde der endgültigen staatsrechtlichen Ver­
fassung eines künftigen deutschen Bundesstaates vorgegriffen. 

Die wirtschaftliche Einheit soll rasch zur Wirkung kommen. Das ist die unver­
kennbare Absicht der amerikanischen Initiative. Man kann also nicht warten, bis die 
endgültige Konstruktion steht. Es erscheint daher notwendig für die Übergangszeit, 
provisorische Maßnahmen zu treffen, die den Einfluß der Länder auf die Tätigkeit der 
Zentralstellen sichert. Es müßte ein Koordinationsinstrument geschaffen werden, das 
vielleicht aus Mitgliedern des Länderrates und des Zonenbeirates gebildet werden 
könnte74. Dieses Provisorium zu schaffen und den Umfang seiner Befugnisse abzu­
stecken, wäre wohl die schwierigste Aufgabe, vor die wir uns jetzt gemeinsam gestellt 
sehen. Dabei verhehle ich mir nicht, daß ich einem solchen Provisorium mit großem 
Vorbehalt gegenüberstehe, denn in der französischen Meinung, daß nichts länger lebt 
als ein Provisorium, steckt ein Körnchen Wahrheit. Aber der Zwang zum Handeln 
ist zu stark, als daß wir dieser Frage länger[e] Zeit ausweichen könnten. Ich wieder­
hole bei dieser Gelegenheit meine dringende Bitte an Sie, recht bald zu einer Aus­
sprache mit dem württembergischen Herrn Ministerpräsidenten Dr. Maier nach Stutt­
gart zu kommen. Sie versäumen andernfalls eine große Gelegenheit, Ihre Autorität 
und Ihre bedeutenden staatsrechtlichen Erkenntnisse in einer entscheidenden Stunde 
an einer Stelle in die Wagschale zu werfen, die für die künftige Entwicklung von 
erheblicher Bedeutung sein wird75. 

Mit freundlichen Grüßen 
Ihr alter Freund 
gez. Roßmann 

74 Die vorläufigen bizonalen Verwaltungsabkommen wurden auf seiten der amerikanischen 
Zone von den jeweiligen Länderfachministern ausgehandelt, während von der britischen Zone 
jeweils die Leiter der zonalen Behörden zu den Verhandlungen durch die brit. MilReg. dele­
giert wurden. Nach Bildung der Länder in der britischen Zone wurden auch in Norddeutsch­
land die jeweiligen Fachminister Mitglieder der bizonalen Verwaltungsräte. 

75 Zu einer Zusammenkunft zwischen Schumacher und Maier ist es zu diesem Zeitpunkt 
nicht gekommen. 



Notizen 

Der bisherige langjährige Vorsitzende des Wissenschaftlichen Beirats des Instituts 
für Zeitgeschichte, Hans Rothfels, ist anläßlich der Sitzung des Beirats am 7.März 1974 
aus Altersgründen zurückgetreten. Auf Beschluß des Beirats wurde ein neuer Vor­
stand gewählt, dem als erster Vorsitzender Karl Dietrich Erdmann/Kiel, als zweiter 
Vorsitzender Thomas Nipperdey/München und als Beisitzer Walter Bußmann/Karls­
ruhe und Paul Kluke/Frankfurt angehören. Die Wahl der Mitglieder des Vorstands 
erfolgt satzungsgemäß jeweils für zwei Jahre. M. Br. 

MITARBEITER DIESES HEFTES 

Dr. Günter Arns , 7 Stuttgart 1, Nittelwald-
straße 45. 

Dr. Michael H. K a t e r , Professor of History, 
Atkinson College, York University, Toronto, 
Ontario, Kanada. 

Dr. Michael S a l e w s k i , Professor für neuere 
Geschichte an der Universität Bonn, Histo­
risches Seminar der UmversitätBonn,53 Bonn, 
Konviktstraße 11. 

Dr. Christoph Wei sz , Mitarbeiter des In­
stituts für Zeitgeschichte, 8 München 19, 
Leonrodstraße 46b. 
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